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184. Sitzung 

Bonn, den 28. Juni 1968 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.02 Uhr 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Die Sitzung ist 
eröffnet. 

Meine Damen und Herren, zu Beginn der Sitzung 
habe ich Glückwünsche auszusprechen: Herrn Ab-
geordneten Franzen zum 65. Geburtstag, 

(Beifall) 

Herrn Abgeordneten Mattick zum 60. Geburtstag, 

(Beifall) 

Herrn Abgeordneten Weimer ebenfalls zum 60. Ge-
burt st a g. 

(Beifall.) 

Die Abgeordnete Frau Pieser hat am 26. Juli 1968 
die Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag als 
Nachfolgerin für den durch Verzicht ausgeschiede-
nen Abgeordneten Stingl erworben. Ich begrüße sie 
in unserer Mitte und wünsche ihr eine gute Zusam-
menarbeit. 

(Beifall.) 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
die Tagesordnung ergänzt werden um die in der 
Ihnen vorliegenden Liste bezeichneten Vorlagen. 
Darf ich davon ausgehen, daß Sie die Liste der 
Vorlagen haben; es ist u. a. das Amnestiegesetz. — 
Widerspruch erfolgt nicht; dann ist die Erweiterung 
beschlossen. Es wird vorgeschlagen, das Amnestie-
gesetz unmittelbar im Anschluß an die Fragestunde 
zu verabschieden. Wegen der übrigen Punkte bitte 
ich die Parlamentarischen Geschäftsführer, sich dar-
über zu verständigen, wann diese Punkte erledigt 
werden sollen. 

In der 179. Sitzung des Bundestages sind auf 
Grund eines interfraktionellen Antrages — Druck-
sache IV/3350 — die Mitglieder der Rundfunkräte 
der gemeinnützigen Anstalt des öffentlichen Rechts 
„Deutsche Welle" und „Deutschlandfunk" gewählt 
worden. Die Fraktion der Sozialdemokratischen Par-
tei Deutschlands hat unter dem 25. Juni 1968 vor-
geschlagen, für den aus dem Rundfunkrat „Deutsch-

landfunk" ausscheidenden Herrn Stephan Thomas 
die Abgeordnete Frau Renger in den Rundfunkrat 
zu entsenden. Dies ist in ähnlichen Fällen, wenn 
kein Widerspruch erhoben worden ist, durch das 
Haus einfach genehmigt worden. — Ist das Haus 
damit einverstanden? — Ich höre keinen Wider-
spruch; dann ist so beschlossen. 

Die Fraktion der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands hat mit Schreiben vom 26. Juni 1968 
gebeten, für den bei der Beratenden Versammlung 
des Europarates wie bei der Versammlung der West-
europäischen Union ausscheidenden Abgeordneten 
Blachstein den Abgeordneten Dr. Kübler zum ordent-
lichen Mitglied zu wählen. -- Das Haus ist damit 
einverstanden; damit ist der Abgeordnete Dr. Kübler 
als ordentliches Mitglied der genannten Gremien ge-
wählt. 

Es liegt Ihnen eine Liste von Vorlagen der Bun-
desregierung vor, die keiner Beschlußfassung bedür-
fen und die nach § 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung 
den zuständigen Ausschüssen überwiesen werden 
sollen: 

Vorlage des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 

Betr.: Finanzierungsausgleich in der gewerblichen Unfall-
versicherung 

Bezug: Beschluß des Bundestages vorn 8. Dezember 1967 
- Drucksache V/3034- 

zuständig: Ausschuß für Sozialpolitik (federführend), Haushalts-
ausschuß 

Vorlage des Bundesministers für Wirtschaft 

Betr.: Gesetz zur Anpassung und Gesundung des deut-
schen Steinkohlenbergbaus und der deutschen Stein-
kohlenbergbaugebiete vom 15. Mai 1968 

Bezug: Beschluß des Bundestages vorn 3. April 1968 
-Drucksache V/3069 - 

zuständig: Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandstragen 
(feclertührend), Ausschuß für Sozialpolitik 

Erhebt sich gegen die Überweisungen Widerspruch? 
— Das ist nicht der Fall; dann ist so beschlossen. 

Der Ältestenrat empfiehlt, wie in den vergange-
nen Jahren, für die Einreichung von Mündlichen 
Anfragen während der Sommerpause abweichend 
von der Geschäftsordnung folgende Regelung zu 
treffen: Jeder Abgeordnete ist berechtigt, in den 
Monaten Juli und August je drei Mündliche Anfra-
gen einzureichen. Die Anfragen für den Monat .Juli 
müssen spätestens bis zum 31. Juli, 17.00 Uhr, die 
Anfragen für August bis Freitag, den 30. August, 
eingehen. Mündliche Anfragen, die in den Monaten 
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Vizepräsident Dr. Jaeger 
Juli bis August eingereicht werden, werden von der 
Bundesregierung schriftlich beantwortet. Mündliche 
Anfragen, die im September gestellt werden, werden 
gemäß den Richtlinien für die Fragestunde mündlich 
beantwortet, wenn der Fragesteller sich nicht mit 
schriftlicher Beantwortung einverstanden erklärt. 
Sperrfrist für die Einreichung von Fragen für die 
Fragestunde der ersten Plenarsitzungen nach der 
Sommerpause ist gemäß Nr. 9 der Richtlinien Frei-
tag, der 27. September, 17.00 Uhr. 

Die übrigen amtlichen Mitteilungen werden ohne 
Verlesung in den Stenographischen Bericht aufge-
nommen: 

Der Präsident des Bundestages hat am 26. .Juni 1968 die Ver-
ordnung zur Änderung der Regelung der Bezüge und der so-
zialen Sicherheit der Atomanlagenbediensteten der Gemein-
samen Kernforschungsstelle, die in der Bundesrepublik Deutsch-
land dienstlich verwendet werden, — Drucksache V/3096 - an 
den Innenausschuß überwiesen mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschlußfassung im Rat, 
die voraussichtlich im Juli erfolgen wird. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten hat mit Schreiben vom 16. Mai, 18. Juni und 
21. Juni 1968 mitgeteilt, daß bei nachstehenden Verordnungen 
von einer Beratung abgesehen wurde und auch seitens mutbe-
teiligter Ausschüsse keine Bedenken erhoben wurden, nachdem 
die Verordnungen entweder veröffentlicht oder anderweitig er-
ledigt sind: 

Verordnung sowie der Entwurf einer Entschließung des 
Rates 

— zur Festsetzung der ab 1. Februar 1968 geltenden Höchst-
beträge der Erstattung bei der Erzeugung von Zucker, 
der in der chemischen Industrie verwendet wird 

- zur Gewährung einer Erstattung bei der Erzeugung von 
Zucker, der zur Herstellung bestimmter chemischer Er-
zeugnisse, die ebenfalls aus Stärkeerzeugnissen herge-
stellt werden können, verwendet wird 

— Drucksache V/2522 —

Verordnung des Rates zur Anderung der Verordnung Nr. 
120/67/EWG über die gemeinsame Marktorganisation für 
Getreide, insbesondere hinsichtlich der Berichtigung der im 
voraus festgesetzten Erstattung und der für Italien vorge-
sehenen besonderen Maßnahmen 

— Drucksache V/2607 —

Verordnung des Rates 

a) über besondere Interventionsmaßnahmen für Reis 

b) zur Änderung der Verordnung Nr. 174/67/EWG über be-
sondere Interventionsmaßnahmen für Getreide 

— Drucksache V/2652 —

Verordnung des Rates zur Festsetzung des Schwellenpreises 
für Getreide für das Wirtschaftsjahr 1958/1969 

— Drucksache V/2669 — 

Verordnung des Rates zur Festsetzung der abgeleiteten 
Interventionspreise, der Zuckerrübenmindestpreise und 
Schwellenpreise sowie über die Produktionsabgabe für das 
Zuckerwirtschaftsjahr 1968/1969 

— Drucksache V/2670 — 

Verordnung des Rates über die besonderen Maßnahmen für 
die Käufe von Butter aus privaten Beständen durch die 
Interventionsstellen 

— Drucksache V/2746 — 

Der  Vorsitzende des Ausschusses für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten hat am 11. Juni 1968 mitgeteilt, daß dar 
federführende Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und For-
sten sowie der mitbeteiligte Haushaltsausschuß bei den nach-
stehenden Verordnungen keine Bedenken erhoben haben: 

Verordnung des Rates zur Festsetzung einer Übergangsver-
gütung für die am Ende des Wirtschaftsjahres 1967/19611 vor-
handenen Bestände an Weichweizen, Hartweizen und Mais 

Verordnung (EWG) Nr. 51868 des Rates vom 29. April 1968 
zur Festsetzung des Grundpreises und des Ankaufspreises 
für Blumenkohl für die Zeit vom 1. Mai bis zum 31. Oktober 
1968 

Verordnung (EWG) Nr. 54268 des Rates vom 30. April 1968 
zur Änderung der Verordnung Nr. 215/66/EWG hinsichtlich 
der Festsetzung des besonderen Preises frei Grenze für 
Milchpulver für Futterzwecke 

Verordnung (EWG) Nr. 543/68 des Rates vom 1. Mai 1968 
zur Änderung der Verordnung Nr. 841/67/EWG zur Fest-
setzung des Grundpreises und des Ankaufspreises für Apfel-
sinen 

Der Vorsitzende des Finanzausschusses hat mit Schreiben vorn 
11. Juni 1968 mitgeteilt, daß die nachstehenden Vorschläge der 

Kommission der EWG durch das Inkrafttreten des Mehrwert-
steuergesetzes gegenstandslos geworden sind: 

Richtlinie des Rats betreutend das Siebzehnte Gesetz in, 
Änderung des Umsatzsteuergesetzes in Deutschland 

-Drucksache V/1975 - 

Richtlinie des Rats über eine gemeinsame Methode zur Be-
rechnung der in Artikel 97 des Vertrages vorgesehenen 
Durchchnittssätze 

- Drucksache V/2033 —

Der Vorsitzende des Ausschusses für Wirtschaft  und Mittel-
standsfragen hat am 19. Juni 1968 mitgeteilt, daß der Ausschuß 
für Wirtschaft und Mittelstandstragen und der mitberatende 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten die 

Verordnung zur Verschiebung des Zeitpunkts des Inkraft-
tretens der Verordnung Nr. 408/67 

— Drucksache V/2523 —

ohne besondere Bemerkungen zur Kenntnis genommen haben, 
da dieser Vorschlag überholt ist. 

Damit, meine Damen und Herren, kommen wir 
zur Tagesordnung. Wir beginnen mit der 

Fragestunde 

— Drucksachen V/3085, V/3054, zu V/3054, 
Nachtrag zu V/3054 — 

Zuerst kommen die Dringlichen Mündlichen An-
fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Finanzen, und zwar sind es drei Fragen 
des Abgeordneten Krammig: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Beneluxstaaten 
einen auf Artikel 37 Abs. 3 EWG-Vertrag gestützten Antrag ant 
Schutzmaßnahmen gegen Alkohol- und Spirituoseneinfuhren aus 
EWG-Staaten mit Branntweinmonopolen gestellt haben, dem 
voraussichtlich stattgegeben wird? 

Weiß die Bundesregierung, daß Frankreich und Ration eben-
falls ihre bisherigen Einfuhrbelastungen bei Spirituosen nach 
dem 1. Juli d. J. beibehalten können, wodurch diese Länder sich 
auch nach dem 1. Juli 1968 vor wettbewerbsverzerrenden Spiri-
tuoseneinfuhren schützen können? 

Was  gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die einseitige 
Schlechterstellung der deutschen Spirituosenindustrie nach horn 
1. Juli 1968 zu vermeiden? 

Herr Staatssekretär, bitte! 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Ich möchte die drei 
Fragen des Herrn Kollegen Krammig, wenn es ge-
stattet wird, zusammen beantworten. 

Die Bundesregierung ist über einen Antrag der 
Niederlande nach Art. 37 Abs. 3 des EWG-Ver-
trages vom 16. November 1965 unterrichtet worden. 
Es ist ihr aber nicht bekannt, daß diesem Antrag 
voraussichtlich stattgegeben wird. Anträge Luxem-
burgs und Belgiens nach Art. 37 Abs. 3 des EWG- 
Vertrages sind der Bundesregierung nicht zugegan-
gen. 

Der Bundesregierung liegen keine Unterlagen dar-
über vor, daß die geltenden Zölle auf Spirituosen 
in Frankreich und Italien nach dem 1. Juli 1968 wei-
terhin erhoben werden können. Die jetzige Einfuhr-
belastung könnte im gleichen Umfang nur durch 
eine Anhebung der inneren Abgabe in Höhe der 
wegfallenden Zölle erreicht werden. Eine solche 
Maßnahme wäre nur sinnvoll, wenn sie allein einge-
führte Spirituosen träfe. Sie verstieße damit aber 
eindeutig gegen Art. 95 des EWG-Vertrages, wo-
nach Waren aus anderen Mitgliedstaaten nicht mit 
höheren inländischen Abgaben belegt werden dür-
fen als gleiche inländische Erzeugnisse. Außerdem 
widerspräche die einseitige Mehrbelastung einge-
führter Erzeugnisse als Abgabe zollgleicher Wir-
kung dem Art. 12 des EWG-Vertrages. 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 184. Sitzung. Bonn, Freitag, den 28. Juni 1968 	9983 

Parlamentarischer Staatssekretär Leicht 

Die Bundesregierung hat die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften am 13. März 1968 um 
Ermächtigung nach Art. 226 des EWG-Vertrages 
gebeten, bei der Einfuhr von Waren der Tarifnum-
mern 22.09 B und C — alkoholische Zubereitungen 
und alkoholische Getränke — aus den übrigen Mit-
gliedstaaten vom 1. Juli 1968 ab Ausgleichsabgaben 
in Höhe der geltenden Binnenzölle zu erheben. Da-
mit sollen Wettbewerbsnachteile vermieden werden, 
die sich für die deutsche Branntweinwirtschaft nach 
dem Wegfall der Zölle aus den geringeren Preisen 
für Agraralkohol in den Partnerländern ergeben 
können. Über diesen Antrag ist bisher nicht ent-
schieden worden. Deshalb hat die Bundesregierung 
zur Abwehr von Marktstörungen der EWG-Kom-
mission einen Dringlichkeitsantrag nach Art. 226 
Abs. 2 des EWG-Vertrages vorgelegt. 

Die Bundesmonopolverwaltung für Branntwein 
wird Einfuhrgenehmigungen nach § 3 des Brannt-
weinmonopolgesetzes für Spirituosen aus den Mit-
gliedstaaten bis zur Entscheidung über den Antrag 
nach Art. 226 nicht erteilen. Das schließt zwar nicht 
aus, daß im Rahmen der auf Grund einer Empfeh-
lung der Kommission eröffneten Quoten Einfuhren 
aus EWG-Ländern weiterfließen; doch können bei 
voller Ausnutzung der Quoten höchstens 0,7 % des 
Trinkbranntweinabsatzes in die Bundesrepublik ein-
geführt werden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Imle (FDP) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
bekannt, daß, wenn jetzt die Zölle wegfallen, inlän-
dische Unternehmen in den Freihafen Hamburg 
exportieren, dann an einen Holländer dort verkau-
fen und von dort die Ware wieder nach Deutsch-
land hereinbringen und an der Flasche rund 70 Pf 
vereinnahmen können? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Ich kann das natürlich 
nicht ohne weiteres bestätigen, Herr Kollege Imle. 
Aber wenn das so sein sollte, werden wir uns be-
mühen, solche Dinge zu verhindern. Das tun wir ja 
schon jetzt. Was ich soeben auf die Fragen des Kolle-
gen Krammig ausgeführt habe, vor allen Dingen der 
letzte Teil, bestätigt doch, daß wir im Augenblick 
alles versuchen, um auch solche Dinge zu unterbin-
den. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Imle. 

Dr. Imle (FDP) : Herr Staatssekretär, ist noch 
versucht worden, jetzt in den allerletzten Tagen 
durch ein Gespräch mit dem Kommissar von der 
Groeben eine schnelle Entscheidung herbeizuführen? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Ich kann nur sagen, 
daß laufend Gespräche geführt werden, Herr Kol-
lege Imle. Daß wir natürlich auf Entscheidungen 
drängen, das beweist auch, daß wir nunmehr noch 
einmal den Dringlichkeitsantrag gestellt haben. 

Auch das gibt doch Veranlassung, festzustellen, daß 
alles getan wird, um hier Dinge zu verhindern, die 
nicht schön wären. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Hauser. 

Dr. Hauser (Sasbach) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, wurde der Dringlichkeitsantrag nach Art. 
226 oder nach Art. 235 des EWG-Vertrages, also an 
den Rat oder an die Kommission, gestellt? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Der Dringlichkeits-
antrag wurde gemäß Art. 226 des EWG-Vertrages 
gestellt. Ein Vorgehen nach Art. 235 des EWG-Ver-
trages hält die Bundesregierung nicht für sinnvoll, 
da die Anwendung dieser Vorschrift außer einem 
einstimmigen Ratsbeschluß noch die Anhörung des 
Europäischen Parlaments voraussetzt. Die Schutz-
klausel des Art. 115 des EWG-Vertrages, von der 
auch gesprochen werden könnte, bietet keine Grund-
lage für einen Antrag auf Schutzmaßnahmen gegen-
über EWG-Staaten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Dr. Hauser. 

Dr. Hauser (Sasbach) (CDU/CSU) : Darf ich dar-
über hinaus fragen, Herr Staatssekretär: Wurde 
der Antrag mit darauf gestützt, daß die Bundes-
regierung im Jahre 1963, als sie auf Empfehlung der 
EWG-Kommission für nicht liberalisierte Spirituo-
sen Einfuhrkontingente eröffnete, einen schrift-
lichen Vorbehalt aussprach, daß insbesondere Ita-
lien seine Steuerdiskriminierung bei der Einfuhr 
von.  Spirituosen beseitigen müßte? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Ich darf die Frage 
vielleicht so beantworten: Der Bundesregierung sind 
die eindeutig diskriminierenden Belastungen ein-
geführter Spirituosen in Frankreich durch eine sur-
taxe und in Italien durch die Unterstellung einer 
überhöhten Steuerbemmessungsgrundlage bekannt. 
Die Kommission der EWG hat sich mit diesen Dis-
kriminierungen bereits befaßt, ohne daß allerdings 
bisher — zu unserem Bedauern muß man das fest-
stellen — Änderungen eingetreten sind. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke Ihnen, 
Herr Staatssekretär. 

Wir kommen nunmehr zu den Fragen aus dem 
Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts, zuerst zu 
der Frage 39 der Frau Abgeordneten Dr. Maxsein: 

Bis wann kann mit der Vorlage der Zustimmungsgesetze zu 
dein 1963 unterzeichneten Europäischen Übereinkommen über 
die Anerkennung von akademischen Graden und Hochschul-
erzeugnissen und dem 1964 unterzeichneten Zusatzprotokoll zur 
Europäischen Konvention über die Gleichwertigkeit der Reife-
zeugnisse gerechnet werden, die nach Auskunft des Bundes-
außenministers in der Fragestunde vom 9. Dezember 1965 in 
wenigen Monaten erfolgen sollte und nach einer weiteren 
Auskunft in der Fragestunde vom 30. November 1966 „in Kürze" 
erwartet werden könne? 

Sie wird in Übereinstimmung mit der Antragstel-
lerin schriftlich beantwortet. Die Antwort liegt noch 
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nicht vor. Sie wird nach Eingang im Sitzungsbericht 
abgedruckt. 

Dann komme ich zur Frage 40 des Herrn Abge-
ordneten Gierenstein: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung zur baldigen 
Einstellung des grauenhaften Mordens in Nigeria (Biafra) und 
im Südsudan beizutragen? 

Herr Staatssekretär, ich darf bitten! 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Präsident, 
darf ich darum bitten, ein besonderes Verfahren zu 
wählen, nämlich zu den beiden Bereichen Nigeria 
und Südsudan getrennt zu antworten, aber inner-
halb dieser beiden Bereiche die beiden Fragen je-
weils zusammen. Ich glaube, daß das vereinfachend 
ist. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Jawohl. Dann rufe 
ich auch die Frage 41 des Herrn Abgeordneten Gie-
renstein auf: 

Leistet die Bundesrepublik Deutschland an die beiden in 
Frage 40 genannten Länder Hilfen — ggf. in welcher Höhe - 
im Rahmen der wirtschaftlichen Zusammenarbeit? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Zunächst also zu 
dem Komplex Nigeria. 

Gespräche über einen Waffenstillstand in Nigeria 
haben vom 23. bis zum 31. Mai in Kampala zwi-
schen der Zentralregierung in Lagos und den Vertre-
tern der Ostregion „Biafra" stattgefunden. Sie wur-
den anschließend nochmals in London aufgenom-
men. Die Gespräche sind bisher ergebnislos abge-
brochen worden. Die Föderationsregierung fordert 
den Fortbestand der Einheit Nigerias und die An-
erkennung der Neugliederung in zwölf Staaten. 
Biafra war dagegen vorläufig nicht bereit, die Un-
abhängigkeitserklärung zu widerrufen, und sieht 
die von Lagos gegebenen Garantieerklärungen für 
die Ibos als unzureichend an. 

Bemühungen der Organisation der Afrikanischen 
Einheit, des Commonwealth-Sekretariats sowie der 
britischen Regierung um eine Einigung sind somit 
bisher ergebnislos geblieben. Es ist jedoch zu hof-
fen, daß Vermittlungsverhandlungen mit Hilfe der 
britischen Regierung in Kürze wieder in London 
aufgenommen werden. Entsprechende Gespräche 
sind in den letzten Tagen geführt worden. Die Ver-
einten Nationen haben eine Befassung mit dem 
Bürgerkrieg abgelehnt, da es sich um eine inner-
staatliche Auseinandersetzung handle. 

Der deutschen Regierung sind eigene, unmittel-
bare Beiträge zur Überwindung des gegenwärtigen 
Zustands leider nicht möglich. Die Bundesregie-
rung wünscht die Einstellung der Kampfhandlun-
gen und würde stärkere Möglichkeiten zur Ge-
währung humanitärer Hilfe begrüßen. 

Ich wiederhole meine in der Fragestunde des 
Bundestages vom 29. März 1968 abgegebene Er-
klärung, daß „die deutsche Regierung wiederholt 
auf offizieller Ebene Lagos ihre Besorgnisse wegen 
der blutigen Auseinandersetzungen und ihre Hoff-

nung auf einen für alle Teile annehmbaren Korn-
promiß zum Ausdruck gebracht" hat. Dies ist auch in 
der Zwischenzeit wiederholt geschehen und wird 
weiterhin geschehen. 

Die deutsche Regierung hat Nigeria 1962 eine 
Rahmenzusage von 100 Millionen DM Kapitalhilfe 
gegeben, für die insbesondere eine große Brücke 
in Lagos und Landkrankenhäuser im Norden gebaut 
worden sind. Die Projekte wurden im wesentlichen 
abgeschlossen. 

Kürzliche Pressemeldungen über angebliche deut-
sche Lieferungen von Kriegsschiffen nach Nigeria 
sind falsch. Richtig ist, daß im Mai 1966, d. h. lange 
vor Ausbruch des Bürgerkrieges, von der nigeria-
nischen staatlichen Schiffahrtskompanie vier Fracht-
schiffe von je rund 9000 BRT in Deutschland bestellt 
wurden, von denen das erste im April 1968 fertig-
gestellt worden ist und die anderen drei in den 
kommenden sieben Monaten ausgeliefert werden 
sollen. 

Gierenstein (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
darf ich Ihren Ausführungen entnehmen, daß wei-
tere Hilfen im Rahmen der wirtschaftlichen Zusam-
menarbeit nicht gewährt werden? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Das steht im 
Augenblick nicht zur Debatte. 

Gierenstein (CDU/CSU) : Dann habe ich eine 
weitere Frage: Ist die Bundesregierung bereit, im 
Rahmen der künftigen wirtschaftlichen Zusammen-
arbeit mit diesen Ländern Möglichkeiten der Ein-
flußmaßnahme auf das Geschehen in den beiden 
Ländern zu ergründen? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Kollege, in 
diesem Hause war bisher eigentlich Einigkeit dar-
über, daß die Fragen der wirtschaftlichen Zusam-
menarbeit von der Berücksichtigung tagespolitischer 
Auseinandersetzungen und Ereignisse möglichst 
frei gehalten werden. In diesem Falle wird es sich 
allerdings kaum vermeiden lassen, daß, wenn solche 
Fragen auftauchen — was, wie gesagt, nicht akut 
ist —, auch die Gesamtsituation Nigerias in Betracht 
gezogen wird. Ich würde aber meinen, daß die uns 
unmittelbar bedrängende Aufgabe ist, uns darum 
zu bemühen oder an den Bemühungen zu beteiligen, 
humanitäre Hilfe für die in diesem Gebiet betrof-
fenen Menschen — und Sie wissen, daß es viele 
Hunderttausende sind, die sich in einer schreck-
lichen Situation befinden — zu ermöglichen, und, 
soweit das erforderlich ist, auch einen eigenen Bei-
trag dazu zu leisten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Es kommen jetzt 
die Zusatzfragen zum Problem Biafra. Zunächst Herr 
Abgeordneter Dr. Kliesing. 
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Dr. Kliesing (Honnef) (CDU/CSU): Herr Staats-
sekretär, weil nun festzustehen scheint, daß außer 
der sowjetischen Regierung nur noch die britische 
Regierung Waffen und Munition nach Nigeria lie-
fert, um die Fortsetzung des Bürgerkrieges zu er-
möglichen, und zwar daß sie in einem ganz entschei-
denden Maße dazu beiträgt, weil es sich um die 
Lieferung insbesondere von großen Mengen Infan-
teriemunition handelt, frage ich die Bundesregie-
rung, ob sie bereit ist, der britischen Regierung in 
geeigneter Form mitzuteilen, daß weitere Waffen-
hilfen gegen Biafra nicht geeignet sind, das Ansehen 
der Regierung Ihrer Majestät in unserem Lande zu 
fördern, und die britische Regierung zu bitten, 
durch Einstellung ihrer Waffen- und Munitionslie-
ferungen dem Massenmorden ein Ende zu bereiten. 

(Allgemeiner Beifall.) 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Nach den letzten 
uns vorliegenden Meldungen, Herr Kollege Klie-
sing, sieht es so aus, als seien die Voraussetzungen 
für Ihre Frage nicht mehr voll gegeben. Das heißt, 
es scheint sich eine Änderung nicht nur in der Auf-
fassung, sondern auch in der praktischen Haltung 
anzubahnen. Dennoch bin ich mit Ihnen der Über-
zeugung, daß wir nach Mitteln und Wegen suchen 
sollten, in geeigneter und angemessener Form un-
sere Besorgnis über diese Situation und diese Vor-
gänge auch gegenüber der britischen Regierung 
klarzustellen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Dr. Kliesing. 

Dr. Kliesing (Honnef) (CDU/CSU): Herr Staats-
sekretär, ist Ihr Haus bereit, in Zusammenarbeit 
mit dem Ernährungsministerium beschleunigt dafür 
Sorge zu tragen, daß Lebensmittel wie Milchpulver 
usw. nach Biafra gebracht werden, die dort dringend 
benötigt werden? 

(Beifall in der Mitte.) 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Ja. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Bauer (Wasserburg). 

Bauer (Wasserburg) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, Sie deuteten vorhin schon an, daß die 
humanitären Maßnahmen eine der positiven Mög-
lichkeiten seien. Darf ich ganz konkret fragen: Gibt 
es bereits derartige Maßnahmen — das schließt an 
die Frage des Kollegen Kliesing an — und wie und 
in welcher Weise und wann glauben Sie, daß solche 
Maßnahmen anlaufen können? Wenn die Meldun-
gen von heute morgen richtig sind, ist dort die Lage 
äußerst bedrohlich geworden. Wir müssen damit 
rechnen, daß täglich Tausende von Menschen, ins-
besondere von unschuldigen Kindern, dort wieder 
einmal Opfer dieser Auseinandersetzung werden. 
Wann kann man damit rechnen, daß hier humani-
täre Hilfe von uns geleistet und wirksam wird? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Die Situation ist 
nicht erst jetzt besorgniserregend, Herr Kollege 
Bauer, sondern sie ist es schon seit längerer Zeit. 
Deswegen haben wir ja auch schon vor einiger 
Zeit dem Internationalen Roten Kreuz unsere Hilfe 
und unsere Unterstützung zugesagt. Die Situation 
ist aber so, daß von einem Betrag in Höhe von 
100 000 DM, die zur Verfügung gestellt worden 
sind, bisher nur ein sehr kleiner Teil verbraucht ist. 
Für diesen kleinen Teil sind Lebensmittel einge-
kauft worden, die bisher noch nicht haben nach 
Biafra gebracht werden können. 

Bauer (Wasserburg) (CDU/CSU) : Warum? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Die Schwierigkeit 
liegt darin, daß offenbar und erkennbar die Über-
bringungsmöglichkeiten wegen der schwierigen Zu-
fahrtswege nur in begrenztem Umfang zur Verfü-
gung stehen. Wir hoffen und erwarten, daß die  Be-
mühungen des Internationalen Roten Kreuzes, hier 
zu einer generellen und besseren Regelung als bis-
her zu kommen, alsbald von Erfolg sein werden, so 
daß sich das, was bisher schon zur Verfügung ge-
stellt worden ist, und das, was die Bundesregierung 
bereit ist, mehr zu tun, auch unmittelbar für die 
betroffenen Menschen auswirken kann. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Bauer (Wasserburg). 

Bauer (Wasserburg) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, meinen Sie nicht, daß bei dem bisher offen-
sichtlich doch sehr engen Verhältnis zwischen der 
Regierung Ihrer Majestät und Nigeria eine Möglich-
keit bestünde, diese Dienste dafür nutzbar zu ma-
chen, daß die humanitären Hilfen an die Bevölke-
rung, insbesondere die Ibos, auf diesem Wege 
rascher und schneller herangebracht werden könn-
ten? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Man wird wohl, 
soweit wir über die Dinge informiert sind, davon 
ausgehen können, daß die Bundesregierung in 
Nigeria ziemlich weitgehendes Entgegenkommen 
beweist, um das möglich zu machen. Es gibt aber 
Schwierigkeiten nicht nur auf der einen Seite, son-
dern es bestehen auch Schwierigkeiten bei der Re-
gierung in Biafra, die ihre Bedingungen stellt, unter 
welchen Voraussetzungen Zufahrtswege genutzt 
werden können. Sie wissen, die Verhältnisse dort 
sind in einem solchen Maße zugespitzt, daß es hier 
nicht einfach genügt, zu sagen, es kann ein bestimm-
tes Gebiet für den Zugang benutzt werden. Das 
Mißtrauen ist in diesem Fall auf beiden Seiten, also 
auch auf der Empfängerseite, so groß, daß befürchtet. 
wird, es gebe da Einflüsse der verschiedensten Art, 
wenn solche Zugangswege benutzt werden, so daß 
man sich weigert, diese Möglichkeit zu nutzen. Das 
scheint mir aber nur, soweit man es übersehen kann 
— diese Einschränkung muß ich immer machen —, 
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eine erste Reaktion zu sein. Ich hoffe, daß es mög-
lich ist, in den Bemühungen des Internationalen Ro-
ten  Kreuzes und anderer Beteiligter einen Weg zu 
finden, der für die Zukunft die Möglichkeit schafft, 
in notwendigem Umfang — und das ist wesentlich 
mehr als bisher — Hilfsmaßnahmen zu realisieren. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Brück (Holz). 

Brück (Holz) (SPD) : Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung auf Grund der ihr vorliegenden 
Berichte überhaupt in der Lage, zu beurteilen, wo 
dort Recht und Unrecht ist? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Das ist die Bun-
desregierung sicher nicht. Aber das ist auch nicht 
das eigentliche Problem, Herr Kollege Brück. 

(Beifall in der Mitte.) 

Das eigentliche Problem ist, im gegenwärtigen Zeit-
punkt einer ungewöhnlich großen Zahl von Men-
schen das an unmittelbarer humanitärer Hilfe zuteil 
werden zu lassen, was sie brauchen, um zumindest 
vor dem Hungertode bewahrt zu werden. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter Brück. 

Brück (Holz) (SPD) : Herr Staatssekretär, würden 
Sie mir beipflichten, daß Unrecht auf beiden Seiten 
geschieht und daß man den Menschen in diesem 
Krieg, unabhängig davon, wer Urheber dieses Krie-
ges ist, helfen muß? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Kriege sind im 
allgemeinen keine Angelegenheit, bei der das Wort 
Recht eine besondere starke Geltung hat. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Ich möchte gerade nach Ihrer ersten Frage, Herr 
Kollege Brück, nicht in die Verlegenheit versetzt 
werden, hier ein Urteil in der Sache selbst abzu-
geben. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Es spricht sehr viel dafür, daß hier, wie in den mei-
sten oder vielleicht allen Kriegen dieser Art, Un-
recht auf allen Seiten geschehen ist, ich glaube aber, 
wir helfen in unserer Diskussion hier im Lande 
niemandem, wenn wir uns in dieser Frage allzusehr 
engagieren, weil erkennbarerweise die Not der be-
troffenen Menschen in jenem Lande inzwischen ein 
Ausmaß erreicht hat, das alle anderen Erwägungen 
und Überlegungen weit überschattet. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen nicht bekannt, daß auch durch die Hilfswerke 
der Evangelischen Kirche in Deutschland und durch 
die internationale Karitas direkt auf Behelfsflug-
plätze in Biafra Lebensmittel eingeflogen werden 
mit Flugzeugen, bei denen die Piloten teilweise 
kostenlos fliegen, die aber immerhin hohe Trans-
portkosten verursachen, und wäre die Bundesregie-
rung bereit, diese karitativen Hilfsmaßnahmen durch 
Mittragung der Transportkosten zu fördern? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Erstens ist das 
der Bundesregierung bekannt; sie steht in Verbin-
dung mit den beiden Kirchen und weiß deshalb auch 
um deren Bemühungen. Zweitens ist die Bundes-
regierung bereit, da, wo es möglich ist, mit ihren 
Mitteln zu helfen und diese Aktion zu unterstützen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Ich hätte noch eine sehr 
ernste Frage in dem Zusammenhang. Meinen Sie 
nicht, Herr Staatssekretär, daß sich die Bundesregie-
rung für verpflichtet halten dürfte, angesichts des 
Umstandes, daß nach Meldungen so seriöser Zeitun-
gen wie der Neuen Züricher Zeitung und der Frank-
furter Allgemeinen Zeitung zwischen einer halben 
und einer Million Menschen unmittelbar vor dem 
Hungertod stehen und daß der Lebensstandard bei 
uns verhältnismäßig hoch ist und früher andere dem 
hungernden deutschen Volk geholfen haben, die 
nicht abgerufene Summe von 100 000 DM auch für 
Transportkosten wesentlich zu erhöhen? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Kollege Dr. 
Czaja, das war das, was ich bisher versucht habe 
zum Ausdruck zu bringen. Selbstverständlich wird 
die Bundesregierung tun, was ihr möglich ist, um 
hier zu helfen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage: 
Herr Abgeordneter Biechele. 

Biechele (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
der Bundesregierung bekannt, daß die bisherigen 
Bemühungen des Internationalen Komitees vom 
Roten Kreuz, in Verhandlungen mit der Regierung 
in Lagos zu erreichen, daß die geeigneten Ver-
bindungswege für humanitäre Hilfe nach Biafra ge-
öffnet werden, wenig Erfolg gehabt haben und daß 
auf dem Hintergrund dieses Ergebnisses vor weni-
gen Tagen der geschäftsführende Direktor des In-
ternationalen Komitees vom Roten Kreuz, Roger 
Gallopin, einen neuen Hilferuf an die Welt gerich-
tet hat mit dem Hinweis darauf, daß, wenn nicht 
schnell geholfen wird, eine halbe Million Flücht-
linge zum Hungertod verurteilt ist, in der Haupt-
sache Kinder, Frauen und alte Menschen. 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Kollege 
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Biechele, das sind zwei Punkte in einer Frage. Die 
letzte Feststellung ist, das darf ich wiederholen, 
der Bundesregierung bekannt. Ich bekräftige noch 
einmal: die Bundesregierung ist bereit, ihre Mög-
lichkeiten zur Verfügung zu stellen und zu nutzen, 
um hier zu helfen. 

Was die Frage der Zufahrtswege anbelangt, so 
sind die Informationen, die wir in den letzten 
Tagen bekommen haben, so, daß zu einer so pessi-
mistischen Bewertung, wie sie in Ihrer Frage zum 
Ausdruck kommt, kein Anlaß besteht. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
trage, Herr Abgeordneter Biechele. 

Biechele (CDU/CSU): Sieht die Bundesregierung, 
Herr Staatssekretär, nicht weitere Möglichkeiten, 
die Bemühungen des Internationalen Roten Kreu-
zes zur Öffnung dieser geeigneten Wege für die 
humanitäre Hilfe nach Biafra mit größerem Nach-
druck, vielleicht auf direkte Weise, zu unterstüt-
zen? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Mir ist nicht klar, 
Herr Kollege, was Sie unter „auf direkte Weise" 
verstehen. Ich darf aber noch einmal auf folgendes 
hinweisen. Die Frage der Zufahrtswege und ihrer 
Benutzung ist nicht eine einseitige Sache. Sie be-
darf des Zusammenwirkens beider Parteien. Eine 
Partei, nämlich die Regierung in Biafra, hat bisher 
erklärt, daß dies eine für sie nicht akzeptable 
Möglichkeit sei. Unabhängig von der prinzipiell, wie 
ich vorhin bereits gesagt habe, positiven Haltung 
der Regierung in Lagos muß also auch die zweite 
Voraussetzung geschaffen werden, um diese Mög-
lichkeit zu nutzen. 

Im übrigen habe ich bereits vorhin auch darauf 
hingewiesen, daß die Bundesregierung ihre Bezie-
hungen zu Nigeria dazu benutzt, um ihre Auffas-
sung in dieser Frage wiederholt darzulegen. Das 
wird sie auch in der Zukunft in all den Fällen tun, 
in denen das nach ihrer Auffassung nach Kenntnis 
des  Sachverhaltes und der Umstände erforderlich ist. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Freiherr von Gemmingen. 

Freiherr von Gemmingen (FDP) : Herr Staats-
sekretär, sind Sie mit mir der Meinung, daß es abso-
lut nichts nützt, dem Hohen Hause mitzuteilen, daß 
sich in der englischen Haltung anscheinend eine 
Anderuna ergehen hat, und meinen Sie nicht, daß 
im Angesicht der Grausamkeit, des Hungers und 
Elends und der Katastrophe unverzüglich mit  der 

 englischen Regierung verhandelt werden müßte, und 
dem Hohen Hause über die Verhandlungen berichtet 
werden sollte? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Ich glaube, Herr 
Kollege, es sind zwei verschiedene Dinge, um die 
es bier geht. Das eine ist die humanitäre Hilfe für  

die hungernden Menschen. Ich möchte hier keinen 
Zweifel lassen, daß die Bundesregierung die ihr 
gegebenen Möglichkeiten voll ausnutzen wird, um 
zu helfen. Das andere ist die Frage der Ausein-
andersetzung oder, besser gesagt, der Darlegung 
unserer Auffassung, der Auffassung dieses Hauses, 
gegenüber der britischen Regierung. Es sollte kein 
Ersatz für eine Antwort sein, wenn ich darauf hin-
gewiesen habe, daß es Anlaß zu der Annahme 
gibt, daß sich in der britischen Haltung in den letz-
ten Tagen eine Änderung vollzogen hat. Das sollte 
lediglich eine Information sein. Ich habe darüber 
hinaus zugesagt, daß die Bundesregierung prüfen 
wird, in welcher Weise sie die Auffassung des 
Hauses und ihre eigene Auffassung gegenüber der 
britischen Regierung darlegen kann. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Freiherr von Gemmingen. 

Freiherr von Gemmingen (FDP) : Herr Staats-
sekretär, ist der Bundesregierung bekannt, ob etwa 
europäische Ölkonzerne die Hand im Spiel haben 
und da unten in dem Konflikt mitmischen? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Ich kenne per-
sönlich solche Vermutungen. Informationen darüber 
hat die Bundesregierung nicht. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Vogt. 

Vogt (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, halten Sie 
es nach den Fragen des Kollegen Brück nicht für 
richtig und notwendig, zu erklären, daß die Bundes-
regierung sehr wohl weiß, daß in Biafra der Ver-
such unternommen wird, einen Volksstamm, näm-
lich die Ibos, auszurotten? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Ich bin nicht in 
der Lage, eine so einseitige Darstellung hier im 
Namen der Bundesregierung zu bekräftigen. Der 
Sachverhalt ist sehr viel komplexer, Herr Kollege 
Vogt. Die Art und die Hintergründe der Auseinan-
dersetzung sind sehr viel differenzierter, als daß sie 
mit einer solchen Frage erfaßt werden könnten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Baier. 

Baier (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, war es, 
nachdem die Notlage in Biafra seit Monaten doch 
bekannt ist, der Bundesregierung nicht möglich, bis-
her entscheidender zu helfen, als nur 100 000 DM 
zur Verfügung zu stellen? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Wenn eine Mög-
lichkeit dazu bestanden hätte, wäre das geschehen. 
Nur darf ich noch einmal darauf hinweisen, Herr 
Kollege Baier, daß diese 100 000 DM bis heute noch 
nicht in Anspruch genommen worden sind. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage. Herr Abgeordneter Baier. 

Baier (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, hat man 
nicht im Falle von Vietnam durch die Entsendung 
einer besonderen Regierungsdelegation Mittel und 
Wege gefunden, um in geeigneter Weise zu helfen, 
und ist man nicht im Falle von Biafra in der gleichen 
Lage? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Das sind zwei 
völlig verschiedene Sachverhalte; sie sind in gar 
keiner Weise miteinander vergleichbar. Hier wäre 
die Entsendung einer Regierungsdelegation in kei-
ner Weise eine Möglichkeit gewesen, um in der 
Sache die notwendige Klarheit zu gewinnen. 

Ich muß noch einmal, wie ich es wiederholt 
getan habe, auf folgendes hinweisen. Die Frage, in 
welcher Form man in diesem Land helfen kann, 
kann nicht nur von einer Seite beantwortet wer-
den, sondern dazu bedarf es der Mitwirkung beider 
Seiten. Das erleichtert die Bemühungen nicht. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dorn. 

Dorn (FDP) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen nach 
den vielen drängenden Fragen, die hier gestellt 
worden sind, nicht das gleiche Gefühl, das ohne 
Zweifel hier im Plenum vorhanden ist, entstanden, 
daß, wenn die bereitgestellten Mittel nicht einmal 
in Anspruch genommen werden, die Bundesregie-
rung mit ihrer Vorstellung völlig hilflos erscheint? 

(Oh-Rufe von der Mitte.) 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Diesen Eindruck 
kann ich nicht teilen, Herr Kollege Dorn. Die Bun-
desregierung ist nicht in der Lage — und daraus 
würde ich kein Hehl machen --, in einem Lande, 
in dem eine innere Auseinandersetzung stattfin-
det, selber unmittelbar Einfluß zu nehmen. Hier 
können wir uns nur der Möglichkeit bedienen, über 
Organisationen wie das Internationale Rote Kreuz, 
über karitative Organisationen das an humanitärer 
Hilfe zu leisten, was möglich ist. Das ist nicht ein 
Ausdruck von Hilflosigkeit, sondern das ist eine 
korrekte Beschreibung des Sachverhaltes, wie er sich 
darbietet. Keine Bundesregierung könnte sich in die-
ser Situation anders verhalten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Dorn. 

Dorn (FDP) : Herr Staatssekretär, haben Sie denn 
nicht das Gefühl, daß die Bundesregierung ihrem 
Verbündeten Großbritannien gegenüber in dieser 
Frage dann anders hätte entgegentreten müssen 
oder mit ihm Entscheidungen anderer Art hätte her-
beiführen müssen, als das bisher geschehen ist?  

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Ich weiß nicht,  

inwieweit Gefühle ein geeigneter Diskussionsgegen-
stand in diesem Hause sind. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Aber ich habe hier erklärt — und davon habe ich 
nichts zurückzunehmen —: die Bundesregierung 
wird diese Frage mit der britischen Regierung in 
geeigneter Weise zu erörtern haben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Ott. 

Ott (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, Sie hatten 
vorher darauf hingewiesen, daß 100 000 DM Hilfe 
nicht abberufen worden seien. Können Sie mir 
sagen, aus welchen Gründen diese Hilfe nicht in  An-
spruch genommen wird? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Dieser Betrag 
steht dem Internationalen Roten Kreuz zur Ver-
fügung. Dieses hat auf eine entsprechende Rück-
frage mitgeteilt, daß es noch nicht abrechnen könne. 
Es seien lediglich Waren — ich glaube, Konser-
ven — im Werte von 20 000 DM eingekauft worden, 
die aber noch nicht verwertet seien. Nähere Infor-
mationen darüber, weshalb der über die soeben 
genannte Summe hinausgehende Betrag noch nicht 
in Anspruch genommen ist, hat die Bundesregierung 
nicht. Ich kann nur aus dem Gesamtbild, wie es sich 
aus den unterschiedlichen Meldungen ergibt, schlie-
ßen, daß es sich im wesentlichen um Schwierigkeiten 
des Transportes handelt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter Ott. 

Ott (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind Sie mit 
mir der Meinung, daß es, wenn in Biafra die Men-
schenverluste größer sind als in Vietnam, Pflicht der 
Bundesregierung wäre, sich dort genauso durch eine 
Regierungskommission zu informieren, wie es in 
Vietnam der Fall gewesen ist? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Kollege, ich 
darf noch einmal darauf hinweisen — ich habe es 
bereits gesagt —: Dies sind zwei miteinander nicht 
vergleichbare, unterschiedliche Situationen. Die 
Situation in Südvietnam ist mit  der in Nigeria des-
halb nicht vergleichbar, weil es sich in Nigeria um 
eine innerstaatliche Auseinandersetzung handelt und 
die Möglichkeiten der Bundesregierung, dort ohne 
Zustimmung der Beteiligten unmittelbar tätig zu 
werden, außerordentlich gering sind. Ich würde war-
nen, zu glauben, daß mit einer einfachen Über-
tragung der Erfahrungen in einem Falle auf diesen 
Fall schon ein Schlüssel zur Lösung des Problems 
gefunden wäre. Das ist nicht so. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Schlee. 
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Schlee (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist es 
nicht die Meinung der Bundesregierung, daß im 
Falle Nigeria-Biafra die Staaten der westlichen Welt 
einen Weg gemeinsamen Vorgehens finden müßten, 
um mit dem Nachdruck der Gemeinsamkeit die 
humanitäre Hilfe besser zum Erfolg zu bringen? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Die Bundesregie-
rung würde das sehr begrüßen und unterstützen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Frau Abgeordnete Mönikes. 

Frau Mönikes (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
nachdem es offensichtlich nicht möglich ist, diese 
100 000 DM durch das Rote Kreuz weiterzuleiten, 
frage ich Sie, warum Sie diese Mittel nicht den 
Kirchen zur Verfügung stellen, die ja tätig helfen 
und auch Wege finden, die Hilfe richtig und zweck-
entsprechend weiterzuleiten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Erstens haben 
auch die Kirchen ihre Schwierigkeiten dabei. Zwei-
tens sind entsprechende Bitten in den letzten Tagen 
an die Bundesregierung gerichtet worden. Die Bun-
desregierung hat ihre Bereitschaft erklärt, ebenfalls 
für diesen Bereich für die Tätigkeit der kirchlichen 
Organisationen Mittel zur Verfügung zu stellen. Das 
ist aber erst eine Entwicklung der letzten Tage. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Staatssekre-
tär, ich darf Sie bitten, nun zum zweiten Bereich der 
Fragen des Abgeordneten Gierenstein, zum Problem 
des Südsudan zu antworten. 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: In den drei süd-
lichen Provinzen des Sudan  ist seit der Unabhän-
gigkeit des Landes am 1. Januar 1956 eine bewaff-
nete Auseinandersetzung zwischen Regierungstrup-
pen und Gruppen der südsudanesischen Bevölke-
rung im Gange. Weder die Vereinten Nationen noch 
die regionalen afrikanischen Zusammenschlüsse 
oder die Bemühungen der weltweiten kirchlichen 
Organisationen haben auf diese Entwicklung Ein-
fluß nehmen können. Nach Auffassung der Bundes-
regierung ist eine Lösung des Problems nur durch 
einen Ausgleich auf innerpolitischer Basis möglich. 
Unsere diplomatischen Beziehungen zum Sudan sind 
seit Mai 1965 unterbrochen. Nach dem Abbruch der 
diplomatischen Beziehungen im Mai 1965 hat die 
Bundesregie rung dem Sudan keine neue Entwick-
lungshilfe mehr gewährt. Nur die laufenden Pro-
jekte der technischen Hilfe Fernsehen, Gewerbe-
schule und Schädlingsbekämpfung waren die Ge-
biete, auf denen die Hilfe gewährt wurde -- wur-
den fortgesetzt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Gierenstein, keine Zusatzfrage? — Herr Abgeord-
neter Dr. Czaja! 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wird 
die Bundesregierung auch in diesem Falle über be-
freundete Mächte die friedenstiftenden Aufgaben 
gegen Völkermord unterstützen? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Wenn es dazu 
eine Möglichkeit gibt, ja. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine weitere Zu-
satzfrage? — Das ist nicht der Fall. 

Ich rufe die Frage 42 des Abgeordneten Flämig 
auf : 

Wird die Bundesregierung bei der von ihr geplanten Kon-
ferenz zur Schaffung eines europäischen Jugendwerkes die im 
interkommunalen Jugendaustausch gemachten Erfahrungen und 

Resultat, sowie die im Rahmen der vom Rat der Gemeinden 
Europas und der Internationalen Bürgermeister-Union in großer 
Zahl zustande gebrachten Städtepartnerschaften (Jumelages) be-
rücksichtigen? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Ja, die Bundes-
regierung wird bei der von ihr geplanten Konfe-
renz zur Schaffung eines europäischen Jugendwerks 
alle im interkommunalen Jugendaustausch gemach-
ten Erfahrungen berücksichtigen, und zwar a) die 
der freien Träger - Jugendverbände, Studenten-
organisationen, Fachverbände der Jugendarbeit —, 
b) die der kommunalen Träger sowohl der bilate-
ralen wie auch der multilateralen Partnerschaft, 
c) die des Schüleraustauschs. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage,  

Herr  Abgeordneter Flämig. 

Flämig (SPD) : Herr Staatssekretär, trifft es zu, 
daß Jugendbegegnungen im Rahmen von Städte-
partnerschaften besonders erfolgreich sind im Sinne 
der Förderung der Europa-Idee, weil sie über die 
Begegnungen in Jugendlagern oder Jugendherber-
gen hinaus unmittelbar familiäre Kontakte schaf-
fen? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Sie können es 
sein, Herr Kollege Flämig. Das hängt immer davon 
ab, in welcher Form und mit welcher Maßgabe sie 
veranstaltet werden. Aber die Erwartung ist sicher 
besonders groß, daß bei Jugendbegegnungen beson-
ders gute und besonders wirksame und andauernde 
Kontakte zustande kommen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Flämig (SPD) : Herr Staatssekretär, wird sich die 
Bundesregierung dafür einsetzen, daß bei der Schaf-
fung des Europäischen Jugendwerks nicht der Feh-
ler wiederholt wird, der bei dem Deutsch-Franzö-
sischen Jugendwerk begangen wurde, wo Gemein-
den und Gemeindeverbände keine unmittelbaren 
Mitwirkungsmöglichkeiten bekommen haben? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Kollege 
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Parlamentarischer Staatssekretär Jahn 

Flämig, wenn es gelingt, das Europäische Jugend-
werk zustande zu bringen, werden alle Erfahrungen 
– die guten wie die schlechten — aus allen Berei-
chen, in denen bisher schon etwas geschehen ist, 
einbezogen werden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Vogt. 

Vogt (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind die 
Vorbereitungen der Bundesregierung für die von 
ihr in Aussicht gestellte Konferenz, die meines 
Wissens schon im Herbst oder Ende 1966 statt-
finden sollte, inzwischen so weit gediehen, daß mit 
an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit damit 
zu rechnen ist, daß noch in diesem Sommer oder 
aber in diesem Herbst diese Konferenz hier in Bonn 
zusammentreten kann? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Mit dem von 
Ihnen juristisch klar formulierten Sicherheitsvor-
behalt zugunsten der Bundesregierung kann ich die 
Frage bejahen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Westphal zu einer Zusatzfrage. 

Westphal (SPD) : Herr Staatssekretär, würden 
Sie mir bestätigen, daß in dem Kuratorium des 
Deutsch-Französischen Jugendwerks, auf das Herr 
Flämig abhob, ein Vertreter aus dem kommunalen 
Bereich sitzt? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Ja. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine weitere Zu-
satzfrage. 

Wir kommen zu der Frage 43 des Abgeordneten 
Dr. Emde: 

Warum war die Bundesregierung bereit, den USA bei einer 
verringerten Truppenzahl eine erhöhte Devisenausgleichsleistung 
zu erbringen? 

(Abg. Peters [Poppenbüll]: Ich übernehme!) 
— Sie vertreten Herrn Dr. Emde. 

Jahn,  Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Die Bundesregie-
rung hat keine erhöhten Devisenausgleichsleistun-
gen erbracht. 

Erstens. Die deutschen militärischen Beschaffun-
gen bei der amerikanischen Rüstungsindustrie wer-
den in den Kalenderjahren 1968 und 1969 von 
deutscher und amerikanischer Seite auf jeweils 
annähernd 100 Millionen Dollar geschützt. Hieraus 
ergeben sich für das amerikanische Haushaltsjahr 
vom 1. Juli 1968 bis zum 30. Juni 1969, für welchen 
Zeitraum der Devisenausgleich am 10. Juni 1968 in 
Bonn vereinbart wurde, zweimal 50 Millionen Dol-
lar, also 100 Millionen Dollar. Die entsprechenden 
deutschen Ausgaben in der Zeit vom 1. Juli 1967 
bis 30. Juni 1968 werden voraussichtlich gleichfalls 
einen Betrag von 100 Millionen Dollar erreichen. 

Eine Erhöhung liegt daher nicht vor. Für diese mili-
tärischen Beschaffungen werden keine zusätzlichen 
Zahlungen aus dem Bundeshaushalt erforderlich 
sein. 

Zweitens. Ebenso wie im laufenden amerika-
nischen Haushaltsjahr 1967/68 wird auch im kom-
menden amerikanischen Haushaltsjahr die Deutsche 
Bundesbank Währungsreserven in Höhe von 500 
Millionen Dollar in mittelfristigen verzinslichen 
Staatspapieren der USA anlegen. Eine Erhöhung 
liegt daher nicht vor. 

Drittens. Darüber hinaus werden deutsche Privat-
banken ähnliche verzinsliche mittelfristige Staats-
papiere der USA in Höhe von 125 Millionen Dollar 
erwerben. Diese Anlage hat bei den deutschen Ban-
ken großes Interesse gefunden. Sie wird in voller 
Höhe auf den Devisenausgleich angerechnet und 
führt allein zu dem höheren Gesamtbetrag des dies-
jährigen Devisenausgleichs. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage? 
— Bitte sehr! 

Peters (Poppenbüll) (FDP) : Herr Staatssekretär, 
wie erklären Sie sich den Tatbestand, daß die USA 
insgesamt für 260 000 Soldaten in Deutschland 
2,6 bis 2,7 Milliarden vor einigen Jahren verlangten 
und heute insgesamt für 210 000 Soldaten etwa 
3 Milliarden? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Erstens einmal 
vollzieht sich der Abzug der Truppen erst im Laufe 
dieses Jahres; er ist also noch nicht abgeschlossen. 
Zweitens haben sich auf der Ausgabenseite bei den 
Vereinigten Staaten teilweise erhebliche Kosten-
steigerungen ergeben, u. a. durch eine allgemeine 
dort als notwendig angesehene Gehaltserhöhung im 
öffentlichen Dienst, so daß effektiv eine Minderung, 
eine rein rechnerische Minderung des Betrages 
durch die zu erwartende Truppenminderung nicht 
zu Buche schlagen kann. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Peters. 

Peters (Poppenbüll) (FDP) : Die höheren Kosten, 
Herr Staatssekretär, belaufen sich, wenn man die 
Truppenstärke berücksichtigt, auf etwa 30 %. Sind 
Sie der Meinung, daß eine effektive Kostensteige-
rung in dieser Höhe eingetreten ist? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Die Prüfungen 
haben ergeben, daß sich das in etwa ausgleicht. Das 
ist nun nicht Gegenstand detaillierter Einzelberech-
nungen gewesen. Aber es gibt verschiedene kosten-
steigernde Faktoren, die insgesamt etwa diese Grö-
ßenordnung erreichen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Staratzke. 
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Dr. Staratzke (FDP) : Herr Staatssekretär, Sie 
sprachen von den übernommenen amerikanischen 
Schatzanweisungen. Können Sie mir sagen, ob es 
hei den übernommenen Schatzanweisungen eine 
Währungssicherungsklausel gibt? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Diese Frage kann 
ich im Moment nicht beantworten. Ich bin aber 
gerne bereit, die Antwort nachzureichen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter Dr. Staratzke. 

Dr. Staratzke (FDP) : Würden Sie, Herr Staats-
sekretär, so gut sein, wenn Sie die Beantwortung 
nachholen, auch gleichzeitig die Frage zu beantwor-
ten, wer die Kosten der Währungssicherung trägt, 
wenn eine solche Klausel vereinbart ist? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär heim 
Bundesminister des Auswärtigen: Das will ich gerne 
tun. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Strohmayr. 

Strohmayr (SPD) : Herr Staatssekretär, Ihren 
vorhergehenden Ausführungen ist doch wohl zu 
entnehmen, daß der Bundeshaushalt mit den Devi-
senausgleichszahlungen praktisch nicht belastet 
worden ist? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: So ist es. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich komme damit 
zur Frage 44 des Herrn Abgeordneten Dr. Schulz 
(Berlin) : 

Wird sich die Bundesregierung entsprechend der Emptehlung 
521 der Beratenden Versammlung vom 8. Mai  1968 dafür ein-
setzen, daß der Europarat in Zukunft als Instrument für die 

 Anbahnung engerer technischer Kontakte zwischen ost- und 
westeurpäischen Ländern und als Forum zwischen West und 

Osteuropäern größere Bedeutung erhält? 

Die Frage wird von Herrn Rinderspacher über-
nommen. — Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Die Bundesregie-
rung begrüßt grundsätzlich den in der Empfehlung 
521 der Beratenden Versammlung niedergelegten 
Gedanken, den Europarat im Rahmen seiner Zu-
ständigkeit stärker als bisher als Instrument ost-
westlicher Zusammenarbeit zu nutzen. Sie steht den 
Bemühungen, die Kontakte des Europarates mit ost-
europäischen Staaten und Stellen in nicht. politi-
schen, technischen Bereichen auszubauen und zu 
einer engeren Zusammenarbeit zu gelangen, positiv 
gegenüber. Sie sieht darin eine parallele und hel-
fende Maßnahme zu ihrer auf Entspannung gerich-
teten Ostpolitik. Diese Auffassung konnte noch im 
Mai dieses Jahres dem Generalsekretär des Europa-
rates bei seinem offiziellen Besuch in Bonn ein-
gehend erläutert werden. 

Die bisherigen Ergebnisse der Bemühungen des 
Europarates, solche Kontakte herzustellen, haben 
allerdings gezeigt, daß es nicht leicht ist, osteuro-
päische Stellen zur Mitarbeit zu gewinnen. Von den 
gebotenen Möglichkeiten – Beitritt zur Europarats

-

konvention, Mitarbeit bei technischen Konferenzen, 
Zulassung von Beobachtern zu Sachverständigenaus-
schüssen — haben sie nur wenig Gebrauch gemacht. 
Selbst in diesen Fällen lag die Initiative überwie-
gend beim Europarat. 

Jedoch müssen die vorn Europarat und seinen 
Mitgliedsregierungen übernommenen Bemühungen 
fortgesetzt werden. Um sie in der Hand des Mini-
sterkomitees zusammenzufassen, hat dieses im ver-
gangenen April auf deutsche Initiative hin einen 
entsprechenden Beschluß gefaßt. Damit ist eine ein-
heitliche Basis geschaffen worden. Diese Maßnahme, 
so hofft die Bundesregierung, wird dazu beitragen, 
die  Möglichkeiten zur Herstellung von Kontakten zu 
Osteuropa, jedenfalls von seiten des Europarate, 
noch zu verbessern mit dem Ziel, die Beziehungen 
zu den osteuropäischen Staaten enger zu gestalten 
und die Entspannung in Europa zu fördern. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
herr Abgeordneter Rinderspacher. 

Dr. Rinderspacher (SPD) : Herr Staatssekretär, 
darf ich Ihrer Antwort entnehmen, daß die Bundes-
regierung bei ihren Bemühungen, engere Kontakte 
über den Weg des Europarates herzustellen, keinen 
Unterschied macht zwischen Ländern, mit denen wir 
offizielle Kontakte haben, und solchen, mit denen 
wir keine offiziellen Kontakte haben? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Es handelt sich 
um Bemühungen des Europarates, die die Bundes-
regierung schlechthin unterstützt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wir kommen zur 
Frage 45 des Herrn Abgeordneten Dr. Schulz (Ber-
lin) : 

Hält die Bundesregierung internationale Begegnungen und 
Gespräche auf kulturellem und wissenschaftlichem Gehiet auch 

mit Vertretern von Ostblockländern für nützlich und durchführ-
bar?  

Der Fragesteller wird wieder vertreten. 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Auch diese Frage 
ist mit Ja. zu. beantworten. Die kulturellen Begeg-
nungen mit Vertretern aller künstlerischen und 
wissenschaftlichen Disziplinen aus Ländern Osteuro-
pas einschließlich der Sowjetunion sind heute einer 
der erfreulichsten Aktivposten in unserer Politik 
der Entspannung. Dieses trifft auch zu für inter-
nationale Kongresse und Seminare, die teils auf 
Empfehlungen supranationaler Organisationen wie 
der UNESCO, des Europarates und anderer, teils 
aus eigener Initiative deutscher wissenschaftlicher 
und kultureller Institutionen zustande kommen. Da-
bei ist sich die Bundesregierung bewußt, daß von 
diesen Organisationen nur Empfehlungen gegeben 
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werden können, die praktische Durchführung aller 
wissenschaftlichen und kulturellen Vorhaben aber 
nur auf bilateraler Basis durch deutsche Organisa-
tionen erfolgen kann. 

Stipendien für Studienaufenthalte von Wissen-
schaftlern aller Fakultäten sowie von Praktikanten 
aller Staaten Osteuropas werden durch die Organi-
sationen vermittelt und von den Empfängern gern 
angenommen. 

Ausstellungen über interessante Themen finden 
guten Widerhall. Theater- und Konzertensembles 
reisen in Haupt- und Provinzstädte Osteuropas, wo 
sie mit großem Beifall die Kenntnis des gegenwär-
tigen künstlerischen Lebens der Bundesrepublik ver-
mitteln. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Rinderspacher. 

Dr. Rinderspacher (SPD) : Herr Staatssekretär, 
sind in diesem Zusammenhang auch die sportlichen 
Beziehungen zwischen den Ländern des Westens 
und des Ostens zu verstehen? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Die Bundesregie-
rung rechnet sie zu diesem Bereich. Aber dort sind 
die Möglichkeiten, wie ich glaube, noch entwick-
lungsfähig. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich rufe die 
Frage 46 der Abgeordneten Frau Geisendörfer auf: 

Sieht die Bundesregierung ihre Unterstutzung der Arbeit der 
deutschen UNESCO-Kommission sowohl in personeller wie in  

finanzieller Hinsicht in Anbetracht ihres ständig an politischer 
Bedeutung gewinnenden Einflusses als ausreichend an? 

Herr Staatssekretär! 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Die Bundesregie-
rung ist der Auffassung, daß die deutsche UNESCO- 
Kommission mit ihrem verhältnismäßig kleinen 
Arbeitsstab, dem Sekretariat in Köln, ihre Aufga-
ben in hervorragender Weise erfüllt. In Würdigung 
der Bedeutung dieser Arbeit hat die Bundesregie-
rung die Mittel für die deutsche UNESCO-Kommis-
sion und ihr Sekretariat laufend verstärkt. Für das 
Rechnungsjahr 1969 sind vorbehaltlich der Zustim-
mung des Parlaments 540 000 DM vorgesehen. Das 
bedeutet gegenüber 501 000 DM im Jahre 1968 eine 
Steigerung um fast 8 %. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz-
frage Frau Abgeordnete Geisendörfer. 

Frau Geisendörfer (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, Sie haben gerade bei der Beantwortung 
der vorhergehenden Frage betont, wie sehr die 
Bundesregierung die Kontakte zu anderen Staaten, 
besonders auch des Ostens, begrüßt. Die fehlenden 
47 000 DM — wenn ich sie einmal so nennen darf — 
sind dafür bestimmt, diese Kontakte zu verstärken, 
den Austausch von Delegationen usw. zu unterstüt-

zen. Diese Arbeit kann nicht aus dem übrigen Fonds 
geleistet werden, weil er irgendwie zweckgebunden 
ist. Ich darf Sie deswegen fragen, ob sich die Bun-
desregierung nicht doch in der Lage sieht, ihre 
Entscheidung bzw. die Entscheidung des Finanz-
ministeriums noch einmal zu überprüfen. 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Die Bundesregie-
rung oder, in diesem Fall muß ich genauer sagen, 
das Auswärtige Amt ist sicher dazu bereit. Aber 
Sie kennen die Schwierigkeiten. Ich brauche sie 
hier nicht im einzelnen darzulegen. Sollte es möglich 
sein, in diesem Hause, insbesondere in seinem Haus-
haltsausschuß, eine größere Bereitschaft zu finden, 
dort einen Schwerpunkt zu setzen, wird das Aus-
wärtige Amt das dankend und gern verzeichnen und 
entgegennehmen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage! Ich bitte aber, die Frageform zu benutzen. 

Frau Geisendörfer (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, sollten wir in Anbetracht der Anerken-
nung, die Sie der Tätigkeit der personell sehr ge-
ring besetzten Zentrale in Köln soeben ausgespro-
chen haben, und in Anbetracht der Tatsache, daß 
die Bundesrepublik Deutschland der drittgrößte Bei-
tragzahler bei der UNESCO ist, aber in den ent-
sprechenden Stellen personell weit unterbesetzt ist, 
nicht überlegen, ob wir hei der deutschen UNESCO- 
Kommission in etwa ein Personalreferat einrichten 
könnten, das verstärkten Akzent darauf legen 
könnte, daß dieser Mißstand, die Unterbesetzung in 
bezug auf deutsche Stellen, behoben wird? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Ich denke, darüber 
sollte einmal zwischen der deutschen UNESCO- 
Kommission und dem Amt gesprochen werden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich rote die 
Frage 47 des Abgeordneten Lemper auf: 

Was  gedenkt die Bundesregierung zu ton, um die Anerken-
nung der deutschen grad. Ingenieure als Ingeniem im Ausland 
sicherzustellen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Die Bundesregie-
rung hat sich bei den Beratungen in der EWG stets 
dafür eingesetzt, daß die Absolventen der Ingenieur-
schulen in der EWG als Ingenieure anerkannt wer-
den. Entscheidungen über diese Frage sind in Brüs-
sel noch nicht getroffen. Die Bundesregierung wird 
auch weiterhin die Anerkennung der Absolventen 
der Ingenieurschulen fordern. Sie steht in dieser 
Frage in ständigem Kontakt mit den Kultusministe-
rien der Länder. Ohne eine angemessene Lösung 
für die Absolventen der Ingenieurschulen erscheint 
der Bundsregierung eine europäische Regelung nicht 
denkbar. 
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Im übrigen Ausland ist. die Bundesregierung be-
müht, entweder im Rahmen bilateraler Kulturab-
kommen falls entsprechende Äquivalente verein

-

bart werden können — oder durch Vorstellungen 
und Interventionen von Fall zu Fall die Anerken-
nung des graduierten Ingenieurs zu erwirken. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage,  
Herr Abgeordneter Dorn. 

Dorn (FDP) : Herr Staatssekretär, wird sich die 
Bundesregierung wie bisher in Brüssel im Rahmen 
der Verhandlungen mit den anderen Staaten dafür 
einsetzen, daß die Absolventen der deutschen 
Ingenieurschulen mindestens gleich behandelt wer-
den mit den Absolventen z. B. der belgischen 
St.-Luc-Schulen? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Ich habe bereits 
darauf hingewiesen, Herr Kollege Dorn, daß wir 
auf eine einheitliche Anerkennung hinwirken. Ich 
glaube nicht, daß es ein erstrebenswertes Ziel ist, 
sich für neue Differenzierungen auszusprechen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter Dorn. 

Dorn (FDP) : Es ist schwer, das in eine Frage zu 
kleiden, Herr Staatssekretär. Die Bundesregierung 
— das ist Ihnen doch bekannt — hat sich bisher in 
dem von mir ausgesprochenen Sinne in Brüssel ein-
gesetzt, auch mit der Beraterkommission der Bun-
desregierung. Würde die Bundesregierung bereit 
sein, z. B. durch ein abschließendes Gespräch mit 
Herrn von der Groeben sich für den weiteren Ein-
satz in der Richtung, die die Bundesregierung bisher 
eingeschlagen hat zur Verfügung zu stellen? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Ja. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Kühn. 

Kühn (Hildesheim) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, glauben Sie — unter Berücksichtigung der  

Vorschläge, die, wie Sie wissen, zur Zeit von seiten  

des Bundes mit den Länderkultusministern hinsicht-
lich der Gestaltung der Voraussetzungen des Besuchs  
der Ingenieurschulen überlegt werden —, daß in  

absehbarer Zeit eine vermehrte Bereitschaft zum  

Eingehen auf das Petitum der Bundesregierung bei  

unseren EWG-Partnern zu erreichen ist? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Das hoffe ich 
sehr. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wir kommen nun-
mehr zu den Fragen 127, 128 und 129 des Herrn  

Abgeordneten Dr. Rinderspacher:  
Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß die  

französischen Behörden 20 deutsche Staatsangehörige unter teil-
weise empörenden Umständen ausgewiesen haben?  

Was hat die Bundesregierung gegen diese Maßnahmen bei  
den französischen Behörden unternommen ? 

Treften die Darstellungen der Ausweisungamethoden zu, wie  

sie z. Li. in der Fran kfur ter Allgemeinen Zeitung vom 22. Juni 
1968 geschildert wurden? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim  

Bundesminister des Auswärtigen: Nach dem  
deutsch-französischen Niederlassungs- und Schiff-
fahrtsvertrag vom 27. Oktober 1956 dürfen deutsche  

Staatsangehörige aus Frankreich nur ausgewiesen  

werden, wenn sie die Sicherheit des französischen  

Staates gefährden oder gegen die öffentliche Ord-
nung oder die Sittlichkeit verstoßen. Der Bundes-
regierung ist bekannt, daß mit Sicherheit in einem  

Falle der deutsch-französische Niederlassungs- und  
Schiffahrtsvertrag verletzt worden ist. Wahrschein-
lich liegt eine Vertragsverletzung auch in anderen  
Fällen vor. Hinzu kommt, daß von den französischen  

Polizeiorganen bei der Festnahme der ausgewiese-
nen Deutschen Methoden angewandt worden sind,  

die nicht gebilligt werden können.  

Die Bundesregierung verfügt bereits über eine  

Reihe von Unterlagen, die für die Beurteilung der 
Angelegenheit wesentlich sind. Eine endgültige Be-
urteilung kann erst erfolgen, wenn die Sammlung 
des Materials über die Ausweisungen abgeschlossen 
ist. Schon jetzt muß aber als Auffassung der Bundes-
regierung festgestellt werden, daß auch unter schwie-
rigen Umständen, wie sie sich anläßlich der Unruhen 
in Frankreich ergeben haben, vertragliche Bestim-
mungen eingehalten werden müssen. 

Die deutsche Botschaft in Paris hat unmittelbar 
nach Bekanntwerden der Ausweisung von 20 deut-
schen Staatsangehörigen aus Frankreich das franzö-
sische Außenministerium um Angabe der Gründe 
der Ausweisungen ersucht und zugleich ihr Befrem-
den über die dabei angewandten Methoden zum 
Ausdruck gebracht. Vom französischen Außenmini-
sterium wurde dabei zugesichert, der Angelegenheit 
nachzugehen. 

Die deutsche Botschaft hat sich außerdem wegen 
mehrerer Einzelfälle mit dein zuständigen französi-
schen Stellen in Verbindung gesetzt. Nachdem nach 
Ablauf mehrerer Tage keine weitere Stellungnahme 
von französischer Seite vorlag, ist die deutsche Bot-
schaft in Paris am 21. Juni 1968 erneut an das fran-
zösische Außenministerium herangetreten und hat 
unter Hinweis auf das deutsch-französische Nieder-
lassungsabkommen nochmals mit Nachdruck um die 
erbetenen Auskünfte gebeten. 

Die Bundesregierung wird sich weiLer mit Ent-
schiedenheit für eine baldige Aufklärung des Sach-
verhalts einsetzen und auf eine baldige Bereinigung 
der Angelegenheit drängen. Dazu gehört auch, daß 
denjenigen Deutschen, die entgegen den vertrag-
lichen Bestimmungen aus Frankreich ausgewiesen 
wurden, die Wiedereinreise nach Frankreich gestat-
tet wird. 

Die in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 
22. Juni 1968 enthaltene Darstellung der Auswei-
sungsmethoden stimmt mit der Berichterstattung der 
deutschen Botschaft in Paris überein. Den Ausgewie- 
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senen wurde weder gestattet, mit der deutschen Bot-
schaft in  Paris  in Verbindung zu treten, noch, ihr 
Gepäck mitzunehmen. Die Bundesregierung erwartet 
auch insoweit eine Stellungnahme französischen 
Regierung. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage,  
Abgeordneter Dr. Rinderspacher. 

Dr. Rinderspacher (SPD) : Wird die Bundes-
regierung nach Klärung der Sachverhalte auch darauf 
dringen, daß den Betreffenden ein entsprechender 
Schadensersatz zuteil wird? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Selbstverständlich. 
Soweit nachweisbare Schadensersatzansprüche be-
stehen, wird die Bundesregierung bei der Geltend-
machung helfen und sie unterstützen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke Ihnen,  
Herr Staatssekretär.  

Wir stehen am Ende der Fragestunde. Die nicht  
erledigten Fragen werden schriftlich beantwortet,  
soweit sie nicht zurückgezogen sind.  

Gemäß dem vorhin gefaßten Beschluß des Hohen  
Hauses rufe ich nunmehr den Zusatzpunkt 7 der  
Tagesordnung auf:  

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs  
eines Gesetzes über Straffreiheit (Straffrei-
heitsgesetz 1968)  

- Drucksachen V/3028, 3028, V/3030 —

Schriftlicher Bericht des Sonderausschusses  
für die Strafrechtsreform  

— Drucksache V/3108 —

Berichterstatter: Abgeordnete Frau Dr.  
Schwarzhaupt  
(Erste Beratung 183. Sitzung)  

Ich danke der Berichterstatterin für ihren Schrift-
lichen Bericht und erteile ihr das Wort zu einer  
mündlichen Ergänzung.  

Frau Dr. Schwarzhaupt (CDU/CSU) : Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Ich kann mich im  
wesentlichen auf den Schriftlichen Bericht beziehen  
und möchte nur ein paar Sätze über die Motive sa-
gen, die den Ausschuß veranlaßt haben, Ihnen den  
Entwurf eines Amnestiegesetzes vorzulegen.  

Es ist zwei Mißverständnissen vorzubeugen. Er-
stens handelt es sich nicht um eine Sonderamnestie  
für die Straftaten, die im Zusammenhang mit den  
Demonstrationen der letzten Monate begangen wor-
den sind. Zweitens darf der Entwurf nicht mißver-
standen werden als Ausdruck eines Weicher-Wer-
dens, als ein Zeichen einer besonderen Milde in  
der Beurteilung von Angriffen gegen den demokra-
tischen Rechtssta a t. Das Parlament ist nach wie vor  
entschlossen, auch mit dem Mittel des Strafrechts  
die demokratische Ordnung zu verteidigen.  

Der Sinn des Amnestiegesetzes ist eine nüchterne 
 logische Folgerung aus dem Achten Strafrechtsände-

rungsgesetz, das Sie vor kurzem beschlossen ha

-

ben. Das politische Strafrecht wurde neu gefaßt,  
weil Erfahrungen der Praxis dazu zwangen. Die  
Mehrheit des Parlaments war davon überzeugt, daß  
das alte politische Strafrecht nunmehr durch ein  
gerechteres und wirksameres Gesetz ersetzt wor-
den ist. Das Achte Strafrechtsänderungsgesetz war  
nicht in allen Teilen unbestritten; es sind Kompro-
misse darin enthalten, und gegen einzelne Bestim-
mungen gab es auch Widerspruch. Aber nachdem  
die große Mehrheit dieses Hauses das neue poli-
tische Strafrecht beschlossen hat, ist es nur eine  
logische Konsequenz daraus, daß nicht weiterhin  
nach dem alten Recht Straftaten bestraft und Strafen  
vollstreckt werden, nach einem Recht, das der Ge-
setzgeber als nicht mehr zulänglich angesehen hat.  

Der Ausschuß schlägt Ihnen deshalb vor, eine  
Amnestie zu erlassen als eine Folgerung aus dem  
Strafrechtsänderungsgesetz, das Sie vor wenigen  
Wochen beschlossen haben.  

(Beifall.)  

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke der Frau  
Berichterstatterin und rufe in zweiter Beratung auf 
die §§ 1 bis 12, Einleitung und Überschrift. — Das 
Wort wird nicht gewünscht. 

Wer den aufgerufenen Bestimmungen zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
Die Gegenprobe! — Es ist so beschlossen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung.  

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. — Das Wort 
hat der Herr Bundesminister der Justiz. 

Dr. Dr. Heinemann, Bundesminister der Justiz: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Bun-
desregierung begrüßt es dankbar, daß der Bundes-
tag zu den in der Sitzung vom 29. Mai hier aufge-
worfenen Amnestiefragen eine schnelle Entschei-
dung trifft. Nichts ist für Gerichte und Statsanwälte 
beschwerlicher, ja unerträglicher als eine Ungewiß-
heit über das, was Rechtens ist. Diese Ungewißheit 
wird durch die Vorlage in einer doppelten Weise 
ausgeräumt. Die Vorlage gibt an, unter welchen 
Voraussetzungen und in welchen Grenzen poli-
tische Straftaten amnestiert werden. Indem sich die 
Vorlage auf diesen Bereich beschränkt, klärt sie zu-
gleich, daß für Straftaten in Zusammenhang mit 
Demonstrationen keine Amnestie erfolgt. Das ent-
spricht auch dem Standpunkt der Bundesregierung, 
die sich in einer Kabinettssitzung am 12. Juni gegen 
eine Amnestie für Straftaten im Zusammenhang mit 
Demonstrationen ausgesprochen hat. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der  
Herr Abgeordnete Busse. 
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Busse (Herford) (FDP) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren Kollegen! 
Die  Freien Demokraten begrüßen es, daß es auf 
Grund des guten Willens, der bei alten Fraktionen 
dieses Hauses bestanden hat, gelungen ist, dieses 
Amnestiegesetz schnell und kurzfristig zu erledigen. 
Ich darf an die Worte unseres verehrten Kollegen 
1)r. Güde erinnern, der nach Abschluß der Beratun-
gen des Achten Strafrechtsänderungsgesetzes hier 
erkl ä rt hat, daß, wenn eine Amnestie erfolgen solle, 
sie zügig und schnell erfolgen müsse. Das ist, wie 
gesagt, nun glücklicherweise gelungen. 

Wir begrüßen diesen Gesetzentwurf, der, wie es 
bei einem solchen Amnestiegesetz eben nicht anders 
geht, eine Reihe von Tatbeständen erfaßt, die in-
folge der Änderung des Strafrechts nun zu amne-
stieren sind. Wir sind uns dabei aber darüber im 
klaren, daß diese notwendigerweise etwas grob ge-
schnittene Regelung nicht alles erfassen kann, was 
vielleicht doch noch erfaßt werden muß. Ich denke 
dabei nicht an das, was auch die Berichterstatterin 
eben angesprochen hat, nämlich an das, was im Zu-
sammenhang mit Oster-Unruhen usw. geschehen ist, 
sondern ich denke an die Fälle, die  von der Amne-
stie ausdrücklich aasgenommen sind. Auch etwa - 
um nur ein Beispiel zu sagen - beim Landesverrat 
sind gewisse Dinge heute anders geregelt, als sie 
früher geregelt waren. Landesverrat ist aber bei der 
Amnestie ausgenommen. Hier und in ähnlichen Fäl-
len wird es Sache der Gnadeninstanzen sein, zu un-
tersuchen, ob nicht die Notwendigkeit besteht, im 
Wege des Gnadenerlasses auszugleichen, was viel-
leicht an Unebenheiten noch im Gesetz stecken 
könnte. 

Alles in allem ein erfreulicher Abschluß einer 
neuen Besinnung auch auf dem Gebiet des Staats-
schutzrechts. Wir begrüßen diese Regelung und wer-
den ihr zustimmen. 

(Beifall bei der  FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Müller-Emmert. 

Dr. Müller -Emmert (SPD) : Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das Straf-
freiheitsgesetz ist die unmittelbare Folge des Achten 
Strafrechtsänderungsgesetzes, das wir am 29. Mai 
1968 beschlossen haben und dem inzwischen auch 
der Bundesrat in seiner Sitzung vom 14. Juni 1968 
zugestimmt hat. Dieses Achte Strafrechtsänderungs-
gesetz hat die Reform des politischen Strafrechts ge-
bracht. Es hat dabei sehr viele Vorschriften ersatzlos 
gestrichen und sehr viele erheblich eingeschränkt. 
Daraus folgt, daß es ein Akt. der Gerechtigkeit und 
der Gnade ist, auch nach außen hin zu dokumentie-
ren, daß unter die  Vergangenheit ein Schlußstrich 
gesetzt werden muß, was auch durch ein solches Ge-
setz zum Ausdruck gebracht werden muß. 

Dabei ist die Feststellung wichtig, daß durch die-
ses Amnestiegesetz nur politische Straftaten, die 
genau aufgeführt sind, erfaßt werden, keinesfalls 
aber Straftaten, die mit den Demonstrationen der 
jüngsten Zeit in irgendeiner Weise in Zusammen-

hang stehen. Körperverletzung, Sachbeschädigung 
und Nötigung, fahrlässige Tötung oder auch vor-
sätzliche Tötung, Landfriedensburch, Brandstiftung 
waren nicht Gegenstand unserer Beratungen im 
Rahmen des politischen Strafrechts. Sie fallen des-
halb — dies muß ausdrücklich festgestellt werden 
— auch in keiner Weise unter diese von uns vor-
gesehenen Amnestievorschriften. 

Meine Herren Vorredner haben schon darauf hin-
gewiesen, daß Eile notwendig ist. Wir müssen die 
Justiz aus dem Schwebezustand, in dem sie sich im 
Augenblick befindet, befreien. Wir müssen daran 
denken, daß rund 1000 — etwas weniger als 1000 - 
Verfahren der Abwicklung harren und daß, wenn 
wir dieses Amnestiegesetz heute nicht erlassen wür-
den, sowohl die polizeilichen Ermittlungen zum 
Stillstand kämen als auch die Staatsanwaltschaft 
sehr oft nicht wüßte, ob sie Anklage erheben soll 
oder nicht, als auch die Gerichte höchstwahrschein-
lich mit der Ansetzung der Hauptverhandlung in die-
sen Fällen verzögerlich verfahren würden, ganz ab-
gesehen davon, daß auch die Strafvollstreckungs-
behörden, wenn dieses Gesetz nicht erlassen würde, 
in Schwierigkeiten gerieten. 

Ich darf zum Abschluß noch sagen, daß nur dank 
der ausgezeichneten Arbeit des Justizministeriums 
und dank der Hinweise des Bundesjustizministers 
dieses doch sehr schwierige Gesetz mit dieser 
Schnelligkeit und trotzdem — das muß ich beson-
ders betonen — in dieser Gründlichkeit erarbeitet 
werden konnte. Ich darf an dieser Stelle dem Herrn 
Justizminister und seinen Mitarbeitern recht herz-
lichen.  Dank sagen. 

(Beifall.) 

Abschließend darf ich sagen, daß es wohl selbst-
verständlich ist, daß die SPD-Fraktion diesem Ge-
setz ihre volle Zustimmung gibt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Güde. 

Dr. h. c. Gilde (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich sage 
nur noch zwei oder drei Sätze zu dem, was meine 
Vorredner gesagt haben. Denn die Frau Bericht-
erstatterin hat die Motive dieses Gesetzes, wie sie 
den Ausschuß geleitet haben, ganz klar dargelegt. 
Ich sage dazu nur noch: Dieses Amnestiegesetz ist. 
ausgerichtet auf die Justiz. Es soll der Justiz er-
möglichen, die Rechtskorrektur, die durch das Achte 
Strafrechtsänderungsgesetz aufgegeben ist, gerecht 
und gleichmäßig durchzuführen. In diesem Sinne 
und aus diesem Grunde wird auch die Fraktion der 

CDU/CSU diesem Gesetz zustimmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort wird 
nicht mehr gewünscht. Ich schließe die allgemeine 
Aussprache. 

Ich komme zur Schlußabstimmung. Wer dem Ge-
setzentwurf in dritter Beratung zustimmt, den bitte 
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ich, sich zu erheben. - Ich bitte uni die Gegenprobe. 
— Keine Gegenstimmen. Enthaltungen? - Keine 
Enthaltungen. Es ist so beschlossen. 

Wir kommen zu Punkt 19 der Tagesordnung: 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines 	 Ge

-

setzes zur Änderung des Grundgesetzes 

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Grundsätze des Haushaltsrechts des Bun-
des und der Länder (Haushaltsgrundsätze-
gesetz — HGrG) 

c) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs einer Bundeshaus-
haltsordnung (BHO) 

- Drucksache V/3040 —

Werden die Gesetzentwürfe begründet? — Das 
ist nicht der Fall. Dann treten wir in die verbundene 
Aussprache ein. Das Wort hat der Abgeordnete 
Haas. — Der Abgeordnete Haas ist nicht im Saal. 
Dann hat das Wort der Abgeordnete Schoettle. - 
Wenn der Abgeordnete Schoettle auch nicht im Saal 
ist, liegen keine Wortmeldungen mehr vor. 

(Abg. Schoettle: Der Bundesfinanzminister 
wollte den Entwurf begründen!) 

— Er ist nicht anwesend. Daraufhin habe ich die 
Aussprache eröffnet. Bitte, Herr Abgeordneter 
Schoettle! 

(Abg. Schoettle: Nein, ich kann jetzt nicht!) 

— Sie verzichten? 

(Abg. Schoettle: Nein, ich verzichte nicht! 
Ich warte nur, bis die Begründung erfolgt 

ist!) 

— Wir können hier nicht warten, sondern wir kön-
nen entweder den Punkt überweisen oder ihn zu-
rückstellen, bis wir einen anderen Punkt verab-
schiedet haben. 

(Zurufe: Überweisen! — Abg. Schoettle: 
Der Bundesfinanzminister muß im Hause 
sein, er war vorhin auch da! — Zuruf: Er 

wird gerade geholt!) 

Meine Damen und Herren, ich glaube, wir sollten 
zuerst einmal die Zusatzpunkte behandeln und bis 
dahin die Angelegenheit zurückstellen. 

Ich rufe Zusatzpunkt 1 auf: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Angelegenheiten der Heimatver-
triebenen und Flüchtlinge (22. Ausschuß) über 
den Bericht der Bundesregierung zur Fort-
führung der Suchdienstarbeiten des Deutschen 
Roten Kreuzes und der kirchlichen Wohl-
fahrtsverbände 
— Drucksachen V/2435, V/2816 (neu) — 

Berichterstatter: Abgeordneter Bartsch 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter für seinen 
Schriftlichen Bericht. — Das Wort wird nicht ge-
wünscht. 

Wer dem Antrag des Ausschusses zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. - Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Der Antrag ist ange-
nommen. 

Ich rufe Zusatzpunkt 2 auf: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Innen-
ausschusses (6. Ausschuß) über den Bericht 
der Bundesminister des Innern und für wis-
senschaftliche Forschung 

betr. Arbeitsbedingungen des wissenschaft

-

lichen und technischen Personals in hochschul

-

freien Forschungseinrichtungen des Bundes 
— Drucksachen V/2165, V/3071 —

Berichterstatter: Abgeordneter Schlager 

Herr Abgeordneter Schlager hat seinen Bericht 
schriftlich zu Protokoll gegeben*). Das Haus ist da-
mit einverstanden. Wird das Wort gewünscht? —
Das ist nicht der Fall. 

Wer dem Antrag des Ausschusses zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. Der Antrag ist angenom-
men. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 3 auf: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Innen-
ausschusses (6. Ausschuß) über den Antrag 
der Fraktion der SPI) betr. europäische 
Schulen 
— Drucksachen V/533, V/3105 —

Berichterstatter: Abgeordneter Biechele 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter für seinen 
Schriftlichen Bericht. - Das Wort wird nicht ge-
wünscht. 

Wer dem Antrag des Ausschusses zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Der Antrag ist ange-
nommen. 

Ich rufe Zusatzpunkt 4 auf: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Wirtschaft und Mittelstands-
fragen (15. Ausschuß) über den von der Bun-
desregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften für eine Richtlinie des Rates 
über die Harmonisierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften für den aktiven Ver-
edelungsverkehr 
— Drucksachen V/2844, V/3104 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Giulini 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter für seinen 
Schriftlichen Bericht. - Das Wort wird nicht ge-
wünscht. 

Wer dem Antrag des Ausschusses zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! - Der Antrag ist angenommen. 

*) Siehe Anlage 2 
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ich rufe Zusatzpunkt 5 auf:  

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Wirtschaft und Mittelstands-
fragen (15. Ausschuß) über den von der Bun-
desregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag der Kommission der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft für ein Allgemeines  
Programm zur Beseitigung der technischen  
Hemmnisse im innergemeinschaftlichen Wa-
renverkehr, die sich aus der Unterschiedlich-
keit der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften  
ergeben  
— Drucksachen V/2743, V/3107 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Regling 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter für seinen 
Schriftlichen Bericht. Das Wort wird nicht ge-
wünscht. 

Wer dem Antrag des Ausschusses zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. - Der Antrag ist ange-
nommen. 

Wir kommen zum Zusatzpunkt 6: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Innen-
ausschusses (6. Ausschuß) über die Vorlage 
der Bundesregierung betr. Vorschlag der 
Euratom-Kommission für eine Verordnung 
zur Änderung der Regelung der Bezüge und  
der sozialen Sicherheit der Atomanlagenbe-
diensteten der Gemeinsamen Kernforschungs-
stelle, die in der Bundesrepublik Deutsch-
land dienstlich verwendet werden  
— Drucksachen V/3096, V/3106 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Schmitt-Vok-
kenhausen  

Ich erteile das Wort dem Berichterstatter, Herrn 
Abgeordneten Schmitt-Vockenhausen. — Er ist nicht 
im Saal. Verzichtet das Haus auf den mündlichen 
Bericht? — Das ist der Fall. Wird das Wort ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Wer dem Antrag des Ausschusses zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. - Der Antrag ist ange-
nommen. 

Meine Damen und Herren, damit sind die Zusatz-
punkte erledigt. 

Ich rufe erneut Punkt 19 der Tagesordnung auf. 
Das Wort zur Begründung hat der Herr Bundes-
minister der Finanzen. 

Dr. h. c. Strauß, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zunächst 
ist es mein Wunsch, daß Sie mir es nicht übelneh-
men mögen, daß ein immerhin sehr bedeutendes 
von mir heute in die gesetzgebende Körperschaft 
einzuführendes Gesetzgebungswerk an diesem Tage 
zu relativ ungünstiger Stunde begründet werden 
muß. Ich tue es nicht, meine Damen und Herren, 
weil ich glaube, daß mein Redesoll in diesem Hause 
im Laufe meines parlamentarischen Lebens noch 
nicht erfüllt ist, sondern weil ich meine, daß ein  

grundsätzliches Reformwerk, und zwar ein wesent-
licher Bestandteil des Gesamtbereichs Finanzreform, 

 doch sowohl in Begründung als auch in Aussprache 
einige Zeit und einige Ausführungen verdient. 

Mit der Vorlage der Gesetzentwürfe zur Haus-
haltsreform kommt die Bundesregierung einem 
Teil der Regierungserklärung vom 13. Dezember 
1966 nach, in der vom Herrn Bundeskanzler Vor-
schläge für eine neue Haushaltsordnung einschließ-
lich einer innerhalb und außerhalb dieses Hauses 
gewünschten Änderung des Art. 113 des Grund-
gesetzes als Bestandteil des kommenden Programms 
angekündigt worden sind. Diese Bundesregierung, in 
deren Namen zu sprechen ich die Ehre habe, sieht 
in der Reform des nach allgemeinem Urteil veralte-
ten Haushaltsrechts eine längst fällige Aufgabe. 
Diese Aufgabe hätte vielleicht früher gelöst werden 
können, es besteht aber kein Zweifel darüber, daß 
sie jetzt unter dem Stichwort Verwaltungsreform 
und — im engeren Sinne des Wortes — Finanz-
reform gelöst werden muß. Mit der Bildung der 
gegenwärtigen Regierung hat sich deshalb insoweit 
auch die Hoffnung verbunden, daß die schwierigen 
Probleme einer neuen Haushaltsgestaltung bewäl-
tigt werden und das dazu notwendige neue recht-
liche Instrumentarium in Bund und Ländern geschaf-
fen wird. Wenn ich sage „in Bund und Ländern"  
dann drücke ich den Wunsch aus, der sich an die  

Adresse der Länder richtet, daß dieses Haushalts-
recht auch so einheitlich wie möglich auf die Ge-
meinden ausgedehnt wird.  

(Beifall in der Mitte.)  

Das Gesetzgebungswerk ist ein Teil des großen  
Bereiches Finanzreform. Er ist zum Teil in dieser  

Legislaturperiode verwirklicht, in der letzten Le-
gislaturperiode in Angriff genommen worden. Der  
Gesamtbereich kann aber erst in der nächsten  
Legislaturperiode abgeschlossen werden.  

Ich darf die Stichworte in dem Zusammenhang  
erwähnen: Die Finanzreform ist nicht nur das, was  
vor einigen Wochen unter dem Stichwort Finanz-
verfassungsreform hier in diesem Hause in erster  
Lesung behandelt worden ist. Zum Begriff Finanz-
reform gehört, wenn ich es dem Ablauf der Dinge  
nach darstelle — nur in Stichworten darstelle —,  

einmal das schon im letzten Bundestag verabschie-
dete Gesetz zur Feststellung der Einheitswerte; da-
zu gehört das Gesetz zur Förderung von Wachstum  
und Stabilität, das wir bereits als ein Stück Haus-
haltsreform unter dem Druck der Stunde und der  

Not der Umstände vorweggenommen haben; dazu  

gehört die Umstellung des Umsatzsteuerrechts durch  

Einführung der  Mehrwertsteuer ;  dazu gehört die 
Einführung des Systems der mittelfristigen Finanz-
planung; dazu gehört die Errichtung eines Finanz-
planungsrats als einer Institution des kooperativen 
Föderalismus; dazu gehört die Finanzverfassungs-
reform, die nunmehr in den Ausschüssen dieses 
Hauses beraten wird. 

Die Entscheidung über die Grundzüge dieser 
Finanzverfassungsreform wird es der Bundesregie-
rung in Bälde ermöglichen, die wahrscheinlich sie-
ben — das ist eine Frage der Einteilung — Aus- 
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führungsgesetze, die die Konsequenz der Finanz-
verfassungsreform sind, den Gesetzgebungskörper-
schaften gegen Ende dieses Jahres vorzulegen, und 
das mit der Bitte, sowohl die Verfassungsreform 
wie die Ausführungsgesetze noch in dieser Legis-
laturperiode zu verabschieden. 

Ich glaube, in jedermanns Sinne zu sprechen, 
wenn ich sage, daß es nicht genügt, in der Öffent-
lichkeit oder bei Konferenzen immer das Wort Re-
form im Munde zu führen und sich darunter traum-
hafte und phantastische Dinge vorzustellen. Refor-
men vollziehen sich meistens nach einer mühseligen, 
arbeitsreichen Vorbereitung, Reformen greifen in be-
stehende Besitzstände, Privilegien ein, Reformen ver-
ändern liebgewordene Gewohnheiten, aber sie kön-
nen nicht deshalb vermieden werden. Wenn wir 
vor der Öffentlichkeit — und hier geht es nicht 
um weltpolitische Fragen — Bilanz zu ziehen haben, 
was dieser Bundestag geleistet hat, dann sollten wir 
aufweisen können — das ist für alle Mitglieder die-
ses Hauses von Bedeutung —, daß er die wesent-
lichen Teile, den Hauptteil des großen Bereiches der 
Finanzreform in den wenigen Jahren, die dieser 
Regierung und dieser Koalition bis  zum Termin 
der nächsten Wahlen beschieden sind, verabschie-
det hat. 

(Beifall in der Mitte.) 

Hier ist das letzte große Werk, das diese Regie-
rung noch vorzulegen hat, die Reform des Haus-
haltsrechtes. Ich habe nie einen Zweifel daran ge-
lassen — und ich glaube, niemand wird die 
Zwangsläufigkeit oder Richtigkeit dieser Meinung 
ernsthaft bestreiten können —, daß der große Kom-
plex Steuerreform und in Verbindung damit die 
Reform des Abgabenrechtes von diesem Bundestag 
nicht mehr bewältigt werden kann. Es liegt ohne 
Zweifel eine Menge von Vorarbeiten vor, und wir 
hören intra et extra muros immer wieder die Forde-
rung: neues Steuerrecht, größere Einfachheit und 
größere Gerechtigkeit, was sich ja bekanntlich 
„leicht" miteinander verbinden läßt. Aber die Re-
form des gesamten Steuerrechts und nicht nur die 
Reform der direkten Steuern, die weitgehend vor-
bereitet ist, kann angesichts der Terminlage, ange-
sichts der zur Verfügung stehenden Arbeitskapazität 
in diesem Bundestag nicht mehr verabschiedet wer-
den. Dieser Bundestag sollte aber mit dem Gesamt-
bereich der Finanzverfassungsreform nebst den Aus-
führungsgesetzen und mit dem Gesamtbereich der 
Haushaltsrechtsreform auch noch ein echtes Stück 
Verwaltungsreform verabschiedet haben. Aus die-
sem Grunde bitte ich auch dieses Haushaltsrecht so 
rechtzeitig zu verabschieden, daß alle öffentlichen 
Gebietskörperschaften, Bund, Länder und Gemein-
den, die Möglichkeit haben bzw. erhalten, das neue 
Recht spätestens vom Haushaltsjahr 1970 an anzu-
wenden. 

Alle diese großen Reformen verfolgen das Ziel, 
unser Finanzsystem modern und leistungsfähig zu 
gestalten. Wenn auch oft mit dem Begriff Reform 
ein magischer Wunderglaube verbunden wird, so 
möchte ich nur ganz schlicht sagen, daß gerade diese 
Reformen, von denen ich eben gesprochen habe, für 
das weitere Schicksal unseres Staates, für seine  

wirtschaftliche Stabilität, seine politische Ordnung 
und seinen gesamten Fortschritt von maßgebender 
Bedeutung sein werden, vielleicht mehr als manches, 
was heute pompös unter dem Namen Reform durch 
die Landschaft unserer Zeit trabt. Noch niemals in 
der bald zwanzigjährigen Geschichte der Bundes-
republik Deutschland haben in einer Legislatur-
periode finanzwirtschaftliche Reformen von solchem 
Umfang und solcher Bedeutung wie die eben von 
mir geschilderten, zum Teil verabschiedeten, zum 
Teil noch zu verabschiedenden Reformen zur Bera-
tung und Beschlußfassung angestanden. Ich sage das 
nicht als Vorwurf, sondern als Feststellung, weil 
ich der Meinung bin, daß bis zur Mitte der sech-
ziger Jahre auch keine Zeit war. 

Heute drängt alles in allen staatlichen Bereichen 
stärker nach Reformen. In den vergangenen Jah-
ren, in den ersten Legislaturperioden dieses Staates 
und dieses Parlamentes mußte es unser Hauptziel 
sein, angemessene Lebensverhältnisse im Rahmen 
des Möglichen für alle Schichten der Bevölkerung 
zu schaffen. Ich habe schon mehrmals, auch von  die

-sem Platz aus, betont, daß die Gewohnheiten der 
Finanzpolitik von der Bewältigung der Vergangen-
heit, auch von der Aufgabe, angemessene Lebens-
verhältnisse für alle als tragbaren Lebensrahmen 
zu schaffen, auf die Sicherung der Zukunft, auf die 
Schaffung der Grundlagen umgestellt werden müs-
sen. Dazu gehören materielle Entscheidungen, dazu 
gehören auch rechtlich-technische Entscheidungen, 
nämlich eine finanzrechtliche Neuordnung und eine 
daran orientierte klare, konsequente Politik. Wenn 
die Finanz- und Haushaltsreform sachgerecht und 
rechtzeitig vollendet werden kann, wird diese Le-
gislaturperiode mit Recht als eine Epoche einer 
grundlegenden finanzsystematischen Reform ge-
kennzeichnet werden und als solche auch ihren be-
scheidenen, aber nicht zu übersehenden Platz in der 
Geschichte der Bundesrepublik einnehmen können. 

Das Thema Haushaltsreform datiert als Wunsch 
und Forderung aus den Anfängen der Bundesrepu-
blik im Jahre 1949. In der Bundesgesetzgebung ist 
die Beibehaltung der Reichshaushaltsordnung von 
1922 von vornherein als vorläufig bezeichnet wor-
den. Aber was ist nicht schon alles als vorläufig be-
zeichnet worden! Wir kennen ja das Wort: le provi-
soire, c'est le définitif. Manches ist so vorläufig, daß 
es Dauerlösung geworden ist. So schien es beinahe 
auch mit dem Haushaltsrecht zu werden. Aber hier 
ist mit einer vorläufigen Regelung, d. h. einer vor-
läufigen Bestätigung der Fortsetzung des alten 
Haushaltsrechtes jetzt - nicht zuletzt aus den Er-
fahrungen, die wir in diesem Hohen Hause in fast 
20 Jahren gesammelt haben — nicht mehr weiterzu-
kommen. 

In der Gesetzesbegründung zur vorläufigen Haus-
haltsordnung von 1950 heißt es, daß auf längere 
Sicht zu erwägen sein wird, das gesamte Haushalts-
wesen für die Bundesverwaltung neu zu ordnen. 
Wenn also in Zukunft das Wort „auf längere Sicht" 
noch einmal fällt, kann man sich eine ungefähre zeit-
liche Vorstellung machen, was das schätzungsweise 
bedeuten könnte. 
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Es verstand sich von selbst, daß in der damaligen 
Aufbauzeit, wo es wichtigere Dinge zu bewältigen 
gab, zunächst auf die alten haushaltsrechtlichen 
Grundsätze zurückgegriffen werden mußte, zumal 
auch die Verfassung im wesentlichen auf dem alten 
Reichshaushaltsrecht aufbaute. Wegen des Rechtes 
der Rechnungsprüfung, das in Deutschland zum 
Haushaltsrecht gehört, verweist auch das Bundes-
rechnungshofgesetz von 1950 auf die alte Reichs-
haushaltsordnung, die bis zu einer anderweitigen 
Regelung — wie es im Gesetz heißt — anzuwenden 
sei. Auch hier klingt der Gedanke des Provisori-
schen und damit auch der Grundgedanke der Not-
wendigkeit einer Reform an. 

In der Gesetzgebung der deutschen Länder ver-
lief die Entwicklung etwa gleich. Auch dort wurde 
die alte Reichshaushaltsordnung als Landesrecht 
übernommen. Erst später machten zwei Länder von 
der Befugnis Gebrauch, ihr Haushaltsrecht neu zu 
regeln, und zwar das Saarland 1958 und das Land 
Berlin im Jahre 1966, Die Rechnungsprüfung wurde 
in einigen Ländern durch Sondergesetze geregelt. 

Mehrere Gremien haben sich mit der Frage der 
Reform des Haushaltsrechtes befaßt. Ihre Arbeiten 
haben zur Klärung von Vorfragen beigetragen ;  aber 
sie haben nicht zu einem kompletten Entwurf einer 
neuen Haushaltsordnung geführt. Im Ergebnis zeich-
nete sich nach den damaligen Erörterungen ab, daß 
eine neue Gliederung der Einnahmen und Aus-
gaben notwendig ist und der Wegfall des außer-
ordentlichen Haushaltes ratsam sowie die Umstel-
lung des Rechnungsjahres auf das Kalenderjahr — 
wie bereits vor geraumer Zeit geschehen — zu emp-
fehlen sei. Obwohl sich der Reformgedanke meistens 
an Einzelproblemen des Haushaltsrechtes entzün-
dete, setzte sich schließlich die Erkenntnis durch, daß 
eine Anpassung des alten Reichshaushaltsrechtes 
an neuere Entwicklungen durch die Jahreshaushalts-
gesetze Stückwerk bleiben muß und daß eine grund-
legende Neuordnung unumgänglich sei. Dieser Ge-
sichtspunkt kommt auch in dem Gutachten der Korn-
mission für die Finanzreform zum Ausdruck. Aber 
wir wissen, daß die Kommission zur Haushalts-
reform nur einige Leitgedanken, aber keine fertige 
Konzeption entwickelt hat. Sie hat empfohlen, diese 
Arbeiten einem besonderen Gremium zu übertragen. 

Dafür konnte es kein geeigneteres Gremium 
geben als den Arbeitskreis der Haushaltsabteilungs-
leiter von Bund und Ländern unter Mitarbeit der 
Rechnungshöfe, weil hier bei aller Achtung vor der 
modernen finanzwirtschaftlichen Theorie eine intime 
Kenntnis der Haushaltspraxis unentbehrlich ist und 
weil das Ziel eines zumindest in den Grundzügen 
übereinstimmenden Haushaltsrechtes von Bund und 
Ländern von vornherein eine enge und stetige Zu-
sammenarbeit erfordert. Nicht nur Finanzpolitik, 
auch Finanztechnik erfordert ein gemeinsames Recht 
und eine gemeinsame Grundlinie von Bund und Län-
dern. Es ist müßig, in einem Staat von Finanzpolitik 
als Instrument der Wirtschaftspolitik, als konjunk-
turpolitischem Instrumentarium zu reden, wenn nur 
die Hälfte des öffentlichen Finanzvolumens nach 
einem Grundwillen gestaltet wird und die andere 
Hälfte in unzählige Einzelentscheidungen zersplittert  

wird. Das gleiche gilt nicht nur für die materielle 
Entscheidung, das gleiche gilt auch für die rechtlich

-

technische Gestaltung. Unsere Haushaltspläne müs-
sen endlich einmal wieder vergleichbar und trans-
parent werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Haushaltspläne sollen nicht dazu dienen, Tatbe-
stände zu verschleiern und der Öffentlichkeit das 
Gruseln vor dem Sonderwissen der haushaltstechni-
schen Magier beizubringen, sondern Haushaltsge-
staltung soll dazu dienen, dem Staatsbürger ein 
wesentliches Stück seines Lebens, der Gestaltung 
seiner Umwelt, seiner Gegenwart und seiner Zu-
kunft verständlich und durchschaubar zu machen. 

Ein großer Teil der Kritik, die wir heute schrift-
lich und mündlich in jeder nur denkbaren Form ver-
nehmen müssen, stammt nicht so sehr von einer 
Entrüstung über echte Mißstände, sondern weitge-
hend von einer Unkenntnis der Zusammenhänge. 
Wenn durch die öffentlichen Kassen, sei es des 
Staates, sei es der parafiskalischen Gewalten, bei-
nahe 40 % des gesamten Volkseinkommens gehen, 
was eine wirtschaftliche Bedeutung ausmacht, wie 
sie noch niemals in  der Geschichte der deutschen 
Finanzpolitik bestanden hat, dann hat der Staats-
bürger einen Anspruch darauf, daß die Gestalter der 
öffentlichen Finanzen die Finanztechnik ihm so ver-
ständlich machen, wie es die Kompliziertheit der 
Materie überhaupt nur erlaubt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich habe einen mir schon seit einer Reihe von 
Monaten vorliegenden Entwurf nicht diesem Hohen 
Hause zugeleitet, meine Damen und Herren, weil 
ich auch eine Prüfung unter wissenschaftlichen Kri-
terien, nicht nur unter pragmatischer Erfahrung, 
wünschte. Ich habe deshalb den Wissenschaftlichen 
Beirat beim Bundesminister der Finanzen gebeten, 
sich mit diesem Entwurf zu befassen. Er hat einen 
Sonderausschuß gebildet. Er hat weitere Fachleute 
beigezogen. Der vorliegende Entwurf ist nicht nur 
sozusagen das Konzentrat jahrelanger Überlegun-
gen der Haushaltsabteilungsleiter von Bund und 
Ländern, die eine gewaltige Summe an Erfahrung 
repräsentieren, sondern der vorliegende Entwurf 
enthält auch wesentliche Teile dessen, was immer-
hin ein achtbares Elitegremium der deutschen Wis-
senschaft einschlägiger Art dazu beigetragen hat. 
Die Verarbeitung der pragmatischen Erfahrung und 
der theoretischen Erkenntnis ist Ihnen in diesen 
Entwürfen, in der Verfassungsänderung, in dem 
Grundsätzegesetz und in dem technischen Stück 
der neuen Bundeshaushaltsordnung hiermit vorge-
legt worden. 

Die Verfassungsänderung ist in erster Linie not-
wendig, um eine Gesetzgebungskompetenz des Bun-
des für den Erlaß des Haushaltsgrundsätzegesetzes 
zu schaffen. Ich glaube, ich brauche in diesem Hause 
nicht zu begründen, warum eine Verfassungsände-
rung deshalb notwendig ist, warum ein Haushalts-
grundsätzegesetz erforderlich ist und warum wir 
ohne Verfassungsänderung und Haushaltsgrund-
sätzegesetz uns nicht erlauben können zu behaup-
ten, daß wir uns ernsthaft bemühen, diesen Staat 
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und seine Formen zu modernisieren. Die Entschei-
dung über dieses Gesetzgebungswerk ist auch eine 
Frage nach der Modernisierung unseres Staates in 
einem wesentlichen Bereich, dessen Umrisse ich 
eben nur in kurzen Zügen schildern konnte. Aber 
auch eine grundlegende Neuordnung des materiel-
len Haushaltsrechts ist ohne Verfassungsänderung 
nicht möglich, weil das derzeitige Haushaltsrecht 
des Bundes in wesentlichen Grundzügen verfas-
sungskräftig, aber unter Rückgriff auf die alte 
Reichshaushaltsordnung vom Jahre 1922 festgelegt 
worden ist. 

Das Haushaltsgrundsätzegesetz hat die Aufgabe, 
die Rechtseinheitlichkeit in Bund und Ländern auf 
dem Gebiet des Haushaltswesens zumindest in den 
Grundzügen dauerhaft zu sichern und die öffent-
lichen Haushalte vergleichbar zu machen. Ich glaube 
nicht, daß ein Wesenselement der Staatsqualität der 
Länder etwa darin bestehen könnte, ein zum Bund 
unterschiedliches Haushaltsrecht als Souveränitäts-
symbol aufweisen zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dieses Grundsätzegesetz enthält, abgesehen von 
einigen für Bund und Länder unmittelbar geltenden 
Vorschriften, den Gesetzgebungsauftrag an Bund 
und Länder, ihr Haushaltsrecht nach den Grundsät-
zen zu regeln, die dieses Gesetz aufstellt. Und die 
Verfassungsänderung bietet uns im übrigen in der 
von der Regierung vorgeschlagenen und von Ihnen, 
so nehme ich an, zu beschließenden Form die Mög-
lichkeit, den Art. 113 des Grundgesetzes, über den so 
viel theoretisch und praktisch geredet worden ist, so 
zu gestalten, daß er endlich anwendbar wird, ohne 
daß durch seine Anwendung größere Entscheidungen 
ausgelöst werden, als es in der Natur der Sache oder 
im Rahmen des finanziell Möglichen bedingt ist. 

Der zugleich vorgelegte Entwurf der Haushalts-
ordnung erfüllt auch bereits den Gesetzgebungs-
auftrag, den das Haushaltsgrundsätzegesetz dem 
Bundesgesetzgeber erteilt. Hier ist ebenso wie beim 
Stabilitätsgesetz die Möglichkeit gegeben, mit der 
Verfassungsänderung gleichzeitig auch das Aus-
führungsgesetz vorzulegen. Ich sage das deshalb, 
weil die Bundesregierung im Zusammenhang mit 
der Finanzverfassungsreform gebeten oder ermahnt 
worden ist, auch die Ausführungsgesetze vorzu-
legen. Ich habe dem widersprochen, weil dieses 
Haus zuerst die Grundstäze der Finanzverfassungs-
reform, wenigstens im wesentlichen, festlegen muß, 
bevor es einen Sinn hat, Ausführungsgesetze fest-
zulegen. Es gibt für die Finanzverfassungsreform 
verschiedene mögliche Modelle. Da ist eine Ent-
scheidung zwischen diesem oder jenem Modell zu 
treffen. Aber die Regierung muß wissen, welchen 
Modellen das Parlament zuneigt, um dann auch 
ihrerseits eine sinnvolle Arbeit leisten und ein Ge-
setz vorlegen zu können, das nicht in Grundzügen 
bereits wieder in der parlamentarischen Arbeit ge-
ändert werden muß. 

Die hier vorliegenden Gesetzentwürfe dienen dem 
gemeinsamen Zweck, das veraltete Haushaltsrecht 
den veränderten politischen, wirtschaftlichen, so-
zialen und technischen Verhältnissen anzupassen  

und im Sinne neuzeitlicher Erkenntnisse weiter zu 
entwickeln. Seit der Kodifikation des Haushalts-
rechts im Jahre 1922 haben sich die Staatsaufgaben 
nach Art und Umfang gesteigert und gewandelt, 
eine Entwicklung, die sich, vor allem bedingt durch 
den Zweiten Weltkrieg und bedingt durch den rapi-
den technischen Fortschritt, in den letzten Jahren 
stark beschleunigt hat. Das Bemühen, alle Teile der 
Bevölkerung am wirtschaftlichen Fortschritt teil-
haben zu lassen, das Bemühen, eine dauerhafte und 
gerechte Sozialordnung zu schaffen, das Bemühen, 
diesen Staat, diese Gemeinschaft auf die Notwen-
digkeiten und Aufgaben der Zukunft vorzuberei-
ten, ließen den öffentlichen Haushalt ungleich mehr 
als früher zu einem maßgeblichen Gestalter, zu 
einem maßgeblichen Faktor der Gesellschaftsord-
nung werden. Der Anteil der öffentlichen Haus-
haltswirtschaft an der Gesamtwirtschaft hat einen 
solchen Umfang angenommen, daß er das gesamt-
wirtschftliche Geschehen entscheidend beeinflußt, 
aber auch entscheidend von ihm beeinflußt wird. 
Eine isolierte Betrachtung der staatlichen Haus-
haltswirtschaft ist heute weniger möglich denn je. 

Die Haushaltswirtschaft hat zwei wesentliche 
Funktionen zu erfüllen: Sie muß nach klassischen 
Grundsätzen den Bedarf an Mitteln zur Finanzie-
rung der öffentlichen Aufgaben befriedigen, sie 
muß einen wesentlichen Beitrag zur Konjunktur- 
und Wachstumspolitik leisten, und sie muß auch die 
geistige und materielle Infrastruktur des Lebens von 
morgen rechtzeitig vorbereiten. 

Ein Mitglied des Sachverständigengremiums, 
Staatssekretär a. D. Binder, hat vor einigen Jahren 
eine Äußerung getan, die vielleicht einen Finanz-
minister freuen könnte, aber einen Staatsbürger bei 
oberflächlicher Betrachtung erschrecken müßte, daß 
nämlich ein stärkerer Anteil des privaten Einkom-
mens zur Finanzierung der Infrastruktur in Zukunft 
herangezogen werden muß. Ich sagte, eine solche 
Bemerkung müßte den Finanzminister freuen, weil 
er sich damit die Hoffnung machen könnte, daß da-
mit eine größere Bereitschaft zum Steuerzahlen ver-
bunden wäre. Ich möchte das nicht unmittelbar da-
mit verbinden. Ich möchte nur eines so plastisch und 
drastisch wie möglich ausdrücken: Es ist in unserem 
Lande relativ leicht geworden, und zwar für einen 
wachsenden Teil der Bevölkerung, z. B. ein Kraft-
fahrzeug zu erwerben. Es ist für den Staat im selben 
Maße — beinahe proportional zunehmend — schwie-
rig geworden, das Stück Straße, das zum reibungs-
losen Verkehrsfluß für alle in Dienst gestellten 
Kraftfahrzeuge erforderlich ist, zu beschaffen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Es gibt nicht den leisesten Zweifel daran, daß sich 
der Preis eines Automobils und die Kosten des für 
dieses Automobil zum Zwecke des reibungslosen 
Verkehrsflusses notwendigen Stückes Straße in 
einem Verhältnis bewegen, das optimal 1 : 10, wahr-
scheinlich 1 : 20 ist. Das führt zwangsläufig — ich 
mache aus dieser meiner persönlichen Meinung seit 
geraumer Zeit kein Hehl — zu einem Zustand, daß 
wir entweder auf dringend notwendige öffentliche 
Investitionen verzichten oder den Haushalt umstruk- 
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turieren bzw. durch private Initiative Aufgaben, die 
sonst zwangsläufig dem Staat zufallen würden, lösen 
lassen müssen. 

Wir haben aber — und darin hat Herr Binder 
ohne jeden Zweifel recht — nicht mehr die Entschei-
dung, den einen oder anderen bequemen Weg zu 
gehen. Wir haben nur mehr die Möglichkeit, ent-
weder auf die rechtzeitige Vorbereitung auf das 
Leben von morgen zu verzichten und zu sagen, das 
mag die nächste Generation tun, wir wollen nach 
den harten Jahren, die wir hinter uns haben, unser 
Leben genießen und unser Sozialprodukt in vollem 
Umfang verbrauchen, oder in dieser Form staat-
licher Zwangsaufgaben oder in der anderen Form 
privater Initiative ein Stück Konsumverzicht zur 
Bewältigung des Lebens von morgen zu leisten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Gerade aus diesem Grund kommt auch der recht-
lich-technischen Gestaltung des gesamten Haushalts-
wesens von Gemeinden, Ländern und Bund eine 
höhere Bedeutung zu als nur etwa einem Stuck mo-
dernerer Gesetzgebung, das dann ausschließlich so-
genannten Experten verständlich ist; denn der 
Staatsbürger muß wissen, was mit seinem Geld ge-
schieht. 

Aus diesem Grund, meine Damen und Herren, 
sollten wir es alle begrüßen, daß nunmehr wirklich 
die Zeit dafür reif geworden ist, Änderungen zu 
treffen, z. B. die Möglichkeit eines zweijährigen 
Haushalts vorzusehen, ferner den Haushalt aufzu-
gliedern in einen Finanz-, man kann auch sagen, 
Kapital- oder Investitionshaushalt, wie immer man 
ihn auch nennen mag, in einen Finanzhaushalt und 
in einen Verwaltungshaushalt. Wir müssen vom 
Jährlichkeitsdenken, das dann durch Krücken sozu-
sagen abgemildert wird, endlich loskommen. Wir 
müssen von dem System der Bindungsermächtigun-
gen zu Verpflichtungsermächtigungen kommen, und 
wenn sich die Verpflichtungsermächtigungen für 
größere Projekte an einen zweijährigen Haushalt 
anschließen, wird das Ganze schon überschaubarer 
und präziser. 

Wenn von der Ermächtigung Gebrauch gemacht 
wird, einen Zweijahreshaushalt zu verabschieden, 
sollten die beiden Teile des Zweijahreshaushaltes 
nicht parallel zueinander laufen, sondern sich je-
weils um ein Jahr überlappen, ein zweijähriger In-
vestitionshaushalt, Finanzhaushalt, dessen zweites 
Jahr dann das erste Jahr des Verwaltungshaus-
haltes darstellt. 

Ich darf Ihnen noch ein Weiteres sagen, was nicht 
nor Erkenntnis der modernen Theorie, sondern 
auch zwingendes Ergebnis der pragmatischen Erfah-
rung ist. Es hat heute einfach keinen Sinn mehr, 
zwischen einem ordentlichen und einem außer-
ordentlichen Haushalt zu unterscheiden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

ich bin nicht der Meinung, daß die Verpflichtung 
zur Deckung des Haushaltes aufgegeben werden 
sollte, daß das Deckungsprinzip überhaupt keine 
Bedeutung mehr habe, wie es von einigen „Bilder-
stürmern" auf diesem Gebiet verlangt wird. An

-

dererseits sollten wir aber auch, wenn wir uns nicht 
selbst unglaubwürdig oder vielleicht sogar lächer-
lich oder zum Gegenstand von ungerechten Angrif-
fen machen wollen, mit dem Deckungsprinzip nicht 
mehr die patriarchalische Vorstellung verbinden, 
wonach Deckung heißt: Summe der ordentlichen Ein-
nahmen und Summe der Ausgehen müssen Jahr für 
Jahr gleich sein. 

Wenn heute die Staatsfinanzen ein wesentliches 
Stück Wirtschaft geworden sind, wenn die Staats-
finanzen ein in seiner Bedeutung gar nicht zu über-
schätzender Wirtschaftsfaktor geworden sind, dann 
muß für den Staat dasselbe gelten wie für die pri-
vate Wirtschaft, daß nämlich der Staatskredit ein 
legitimes Stück der Staatsfinanzierung, sozusagen 
ein legitimes Stück des Anlage- und Umlaufkapitals 
darstellt. Ich habe meiner Meinung unmißverständ-
lich hier und anderswo Ausdruck gegeben, daß die 
Staatsverschuldung in Grenzen gehalten werden 
muß, die man weder nach der Methode Coué noch 
nach autosuggestiven Vorstellungen etwa beliebig 
ändern kann. 

Wir haben ungefähre Größenordnungen vor 
Augen. Die Größenordnungen dürften je nach Wirt-
schaftslage so liegen, daß sich alle Gebietskörper-
schaften zusammengenommen — Bund, Länder und 
Gemeinden ohne die Sondervermögen Bahn, Post 
usw. — eine Nettomehrverschuldung von jährlich 
rund 10 Milliarden DM bei normalen Wirtschafts-
verlauf, d. h. ausgehend von einer Gleichgewichts-
lage, erlauben können. Geht die wirtschaftliche Ent-
wicklung nach unten, muß der Staatskredit erhöht 
werden. Verläuft die Wirtschaft außerplanmäßig 
und über die Zielprojektion hinaus wesentlich nach 
oben, muß der Staatskredit gedrosselt werden. 

Ich habe auch nie einen Zweifel daran gelassen, 
daß der Bund entgegen den kaufmännischen Grund-
sätzen in erster Linie verpflichtet ist, seinen Kredit-
bedarf kurzfristig zu decken, um den mittel- und 
langfristigen Markt anderen Bedürfnissen zu über-
lassen. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

In der Reihenfolge meiner Vorstellungen kommt 
am langfristigen Markt zuerst die private Wirt-
schaft; dann kommen die Gemeinden als die Haupt-
träger der Investitionen, dann die Länder, dann die 
Sondervermögen, und erst dann kommt, was den 
langfristigen Markt betrifft, der Bund. 

Von den rund 5 Milliarden DM, die der Bund bis 
jetzt an Kredit aufgenommen hat, sind nur 300 Mil-
lionen DM durch eine langfristige Anleihe finan-
ziert worden. Der Rest ist mittel- und großenteils 
kurzfristig angelegt worden. Ich sage das nicht zur 
Entschuldigung, sondern in der vollen Überzeugung 
der Richtigkeit dieser Verhaltensweise, weil der 
Bund nicht seine Sonderstellung, etwa besonders 
gute Konditionen zu ermöglichen, dazu mißbrauchen 
darf, seinen Finanzbedarf mühelos zu decken, die 
Verhältnisse auf dem Kapitalmarkt in Unordnung 
zu bringen und anderen die Schwierigkeit der An-
nahme dieser Konditionen zu überlassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 



10002 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 184. Sitzung. Bonn, Freitag, den 28. Juni 1968 

Bundesminister Dr. h. c. Strauß 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ferner 

verfolgt dieser Entwurf auch ein Ziel, an dem uns 
allen — ich möchte beinahe sagen: in Kenntnis des 
Unterschieds zwischen Ideal und Wirklichkeit — 
sehr gelegen ist, nämlich die Haushaltspläne in Zu-
kunft termingerecht vorlegen und verabschieden zu 
können. Ich glaube, niemand in diesem Hause mit 
seiner beinahe zwanzigjährigen Haushaltserfahrung 
wird bestreiten, daß das System des einjährigen 
Haushalts wesentlich daran schuld ist, daß wir ein-
fach aus Gründen, die ich hier im einzelnen nicht zu 
erläutern brauche, weil sie uns allen bekannt sind, 
nicht in der Lage sind, den Haushalt, genauso wie 
es der Soll-Vorschrift der Verfassung entspricht, 
zum 31. Dezember des vorhergehenden Jahres für 
das kommende Jahr zu verabschieden. Bei Zwei-
jahreshaushalten wird dieser Termin leichter ein-
zuhalten sein. Und etwas braucht nicht mehr einzu-
treten, was diesem Hause und seinem Haushalts-
ausschuß immer besondere Sorgen macht, daß näm-
lich die Regierung mit dem Termin der Vorlage des 
Haushaltsplans das Parlament im gesamten und den 
Haushaltsausschuß im besonderen unter einen Druck 
setzt, den ich, lieber Herr Kollege Schoettle, selber 
am liebsten vermeiden wollte, weil mir - ich sage 
das nicht als billiges Kompliment — daran gelegen 
ist, daß der Haushaltsausschuß Zeit hat, die Dinge 
der Gestaltung des Haushalts, abgesehen von den 
Konjunkturhaushalten, wo eine globale Zustimmung 
notwendig ist, gründlich im einzelnen prüfen zu 
können. 

Es fällt mir keine Perle aus der Krone, wenn ich 
sage, daß die Zusammenarbeit zwischen der Regie-
rung und dem Parlament im allgemeinen sowie 
zwischen dem Finanzministerium und dem Haus-
haltsausschuß im besonderen in der Frage der Kon-
solidierung der Finanzen und einer stabilen und 
soliden Haushaltspolitik von einer nicht zu über-
schätzenden Bedeutung ist. Ich möchte diesen Dank 
auch hier im Zusammenhang mit der Vorlage eines 
neuen Haushaltsrechts in aller Ausführlichkeit wie-
derholen. 

Neben dem vorher genannten Ziel ist auch die 
Beseitigung der Schattenhaushalte aus ungedeckten 
Ausgaberesten und mehrjährigen Verpflichtungen 
ein dringendes Reformerfordernis. Drittens ist eine 
größere Beweglichkeit im Haushaltsvollzug anzu-
streben. Viertens sollten der Haushaltsvollzug, der 
ausschließlich Sache der Exekutive ist, und die Haus-
haltskontrolle, die dem Parlament und dem Rech-
nungshof obliegt, wieder klar voneinander getrennt 
werden. 

Fünftens sind die Möglichkeiten für eine recht-
zeitige Vorlage der Rechnung nebst den Bemer-
kungen des Rechnungshofs zu verbessern, um die 
Kontrollwirkung zu steigern. Die Kontrollwirkung 
geht größtenteils verloren, wenn die Kontrollfunk-
tion entweder überzogen wird oder wenn die Vor-
lage des Kontrollberichts so spät nach der Aktualität 
erfolgt, daß weder daraus Schlußfolgerungen abzu-
leiten sind noch ein öffentliches Interesse daran fest-
zustellen ist. Auch daran, glaube ich, sollte uns allen 
wesentlich gelegen sein. 

Besondere Erwähnung verdient die neue Haus-
haltssystematik, über die zwischen der Bundes-
republik und den Landesregierungen Einvernehmen 
erzielt worden ist. Sie wird beim Land Hessen 
bereits mit dem Haushalt 1969 eingeführt. Alle übri-
gen Länder haben sich verpflichtet, die neue Haus-
haltssystematik mit dein Jahre 1970 einzuführen. 
Grundlage der neuen Haushaltssystematik, die für 
die Vergleichbarkeit entscheidend ist, ist die Gliede-
rung des Staatskontos im Rahmen der volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung. Die Gruppierung der 
Einnahmen und Ausgaben berücksichtigt damit weit-
aus stärker als bisher ökonomische Gesichtspunkte. 
Der Aufbau des Haushaltsplans nach dem institutio-
nellen Prinzip wird jedoch nicht berührt. 

Von einem sollten Bundesregierung und Parla-
ment Gebrauch machen, was ihnen in diesem neuen 
Haushaltsrecht ermöglicht wird, nämlich auch die 
Kosten, die Ausgaben des Staates funktional zu glie-
dern ohne Rücksicht auf Einzelpläne und ohne Rück-
sicht auf die Aufteilung in Kapitel und Titel. Es ist 
heute fast unmöglich — selbst für Experten fast un-
möglich —, festzustellen, was insgesamt die Kosten 
eines bestimmten Programms sind. Ich habe mich da-
zu im Zusammenhang mit der agrarpolitischen De-
batte geäußert. Ich halte daran fest, daß heute bei 
größeren Ausgabenvorhaben eine Kosten-Nutzen-
Analyse vorher erstellt werden muß und daß mit 
der Kosten-Nutzen-Analyse eine Gesamtprogramm

-

Kostenrechnung verbunden werden muß. Es würde 
von neuem zur finanzwirtschaftlichen Unsolidität, 
zur Desorientierung und Derangierung unserer 
Finanzen führen, wenn man ein Programm zu finan-
zieren beginnt, ohne sich über Nutzen und Kosten 
ein Bild zu machen und ohne sich über die Gesamt-
kosten der Durchführung dieses Programms eine 
nach rationalen Grundsätzen glaubhafte Gesamtkon-
zeption zu erarbeiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das System — ich klage niemanden an oder höch-
stens mich selber oder uns alle - : „Laßt uns ein 
Gesetz machen, was es kostet, werden wir nachher 
im Vollzug feststellen, erst dann werden wir uns 
auch überlegen, wie die Mittel für den Vollzug die-
ses Gesetzes zu beschaffen sind", darf angesichts der' 
brennenden Probleme der Zukunftsfinanzierung, vor 
denen wir stehen, nach den bitteren Erfahrungen, 
die wir gesammelt haben, nie mehr in die Praxis der 
Haushaltsgestaltung und der Kostengestaltung 
zurückkehren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich sage buchstäblich: nie mehr. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
bitte Sie um Verständnis, wenn ich trotz der Be-
deutung der Materie, trotz der Tatsache, daß noch 
eine Reihe von wesentlichen Gesichtspunkten im 
Zusammenhang mit der Einbringung des Haushalts-
rechts anzuführen wären, meine Ausführungen mit 
der Hervorhebung einiger wesentlicher Gesichts-
punkte beschließe. Ich bin, um auf das zurückzu-
kommen, was ich eingangs meiner Ausführungen 
sagte, mit Recht - subjektiv oder objektiv mit 
Recht - davon überzeugt, daß die Verabschiedung 
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der Finanzverfassungsreform mit ihren Ausfüh-
rungsgesetzen, die Verabschiedung des Haushalts-
rechts — all das in einem Zeitraum, der wesent-
lich geringer ist als der Umfang einer Legislatur-
periode — ein wesentliches Stück Reformwerk ist. 
Wenn auch mit diesem Reformwerk kein magischer 
Glanz und keine illustre Reputation verbunden ist, 
so wissen wir doch, daß ein großer Unterschied 
zwischen pompösen Ankündigungen und dicken 
Phrasen einerseits und der harten Arbeit im sach-
lichen Detail andererseits besteht. Hier können Bun-
desregierung und Parlament beweisen, daß die vom 
Bundeskanzler im Dezember 1966 abgegebene Er-
klärung, wonach die Reform dieses Staates in we-
sentlichen Teilbereichen Aufgabe und Inhalt des 
Regierungsprogramms ist, auch in diesem Punkt be-
stätigt wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Die Gesetzentwürfe 
sind begründet. Wir treten in die Aussprache ein. 
Das Wort hat der Abgeordnete Haas. 

Dr. Haas (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Namens der FDP-Fraktion habe ich 
folgendes vorzutragen. 

Der Schwerpunkt des neuen, dreiteiligen Gesetz-
gebungswerkes liegt zunächst einmal in der vor-
gesehenen Grundgesetzänderung und hier vor allem 
in der geplanten Ergänzung des Art. 113. Auch die 
Opposition gibt zu und hat dies insbesondere früher 
durch die der FDP angehörenden Bundesfinanz-
minister wiederholt betont, daß das jetzt in Art. 113 
des Grundgesetzes vorgesehene Erfordernis der Zu-
stimmung der Bundesregierung bei ausgabeerhöhen-
den Gesetzesbeschlüssen nicht ausreicht. Lehnt die 
Bundesregierung ab, obwohl sie mit der Tendenz 
des Gesetzes selbst einverstanden ist, es vielleicht 
sogar selbst vorgelegt hat, aber gegen die im Laufe 
des Gesetzgebungsganges entstandenen Verände-
rungen Bedenken hat, so muß sie bei einer erneuten 
Einbringung ein neues und langwieriges Gesetz-
gebungsverfahren in Kauf nehmen, das sich häufig 
schon aus Zeitnot verbietet. Die Vereinfachung des 
Verfahrens, die mit der jetzigen Regelung vorge-
sehen ist, ist daher im Prinzip zu begrüßen. 

Das gilt vor allem von der Möglichkeit einer er-
neuten Stellungnahme durch das Parlament vor der 
Beschlußfassung. Ob aber die Möglichkeit der 
Einschaltung des Vermittlungsausschusses bereits in 
dieser Phase zweckmäßig ist, erscheint mir sehr 
zweifelhaft. Bisher sind wir in jedem Fall mit der 
Einschaltung des Vermittlungsausschusses nach dem 
zweiten Durchgang im Bundesrat ausgekommen. 
Über diese in den neuen Absätzen 2 und 3 dieses 
Artikels vorgesehenen Modalitäten wird man sich 
bei der Ausschußberatung noch eingehend unter-
halten können. 

Begrüßenswert ist auch, daß sich Art. 113 Abs. 1 
nunmehr auch auf ausgabemindernde Gesetzesvor-
lagen bezieht. 

Die zu Art. 110 Abs. 1 bis 3 des Grundgesetzes 
vorgesehenen Änderungen ergeben sich vor allem 
aus dem Vorhaben der Bundesregierung, in Zukunft 
die Haushaltspläne für zwei Jahre aufzustellen. Über 
die Zweckmäßigkeit dieser Maßnahme wird man 
sich während des Gesetzgebungsganges ebenfalls 
noch eingehend unterhalten müssen. Der ins Auge 
springende Vorteil einer starken Arbeitsverein-
fachung in Exekutive und Legislative wird weit-
gehend durch die Notwendigkeit in Frage gestellt, 
die fünfjährige Finanzplanung alljährlich erstellen 
zu müssen. Hieraus und aus der Tatsache, daß die 
Wirkungen des öffentlichen Haushalts auf den Wirt-
schaftsablauf so frühzeitig wie möglich erkannt wer-
den müssen, schon um den Forderungen des Stabi-
litätsgesetzes zu genügen, werden sich bei einem 
zweijährigen Turnus im zweiten Jahr so umfang-
reiche Änderungen des Zahlenwerks als notwendig 
erweisen, daß sich die Beibehaltung des Einjahres-
turnus vielleicht schon aus der Forderung einer 
möglichst großen Übersichtlichkeit und Klarheit des 
Haushalts ergibt. Man muß auch beachten, wie oft 
schon jetzt, unter der Geltung des bisherigen ein-
jährigen Turnus, die Bundesregierung gezwungen 
war, einen Nachtragshaushalt oder sonstige Ände-
rungswünsche vorzulegen. Jedenfalls bedarf auch 
die Entscheidung dieser Frage einer genauen Über-
legung. 

Gegen den in Art. 109 Abs. 4 vorgesehenen Weg-
fall der Einschaltungsmöglichkeit des Vermittlungs-
ausschusses bei nichtzustimmungsbedürftigen und 
dringlichen Gesetzesvorlagen und die geplante Ver-
kürzung der Frist zur Stellungnahme des Bundes-
rats haben auch wir, ebenso wie der Bundesrat, 
starke Bedenken. Die Arbeitsfähigkeit und Einfluß-
möglichkeit des Bundesrates sollte nicht beschnit-
ten, und eine Sonderregelung für einen Gesetz-
gebungsgang sollte vermieden werden. Es kann der 
Bundesregierung auch zugemutet werden, selbst 
dringliche Vorlagen rechtzeitig einzubringen. 

Eine entscheidende und zu begrüßende Änderung 
des Grundgesetzes liegt vor allem auch in der vor-
gesehenen Änderung des Art. 109 Abs. 3 des Grund-
gesetzes. Nunmehr werden für Bund und Länder die 
Haushaltsgrundsätze als neues Bundesrecht, auch als 
Bundesrahmenrecht für die Länder eingeführt und 
damit endlich die fast 50 Jahre alte Reichshaushalts-
ordnung, die als vorkonstitionelles Recht bisher wei-
ter galt, außer Kraft gesetzt. 

Viele der in den Haushaltsgrundsätzen vorgeschla-
genen Änderungen erscheinen schon von der Syste-
matik und Organisation wie auch von der Technik 
her als begrüßenswert, z. B. die Schaffung von Groß-
raumkassen unter Verwendung von elektronischen 
Datenverarbeitungsanlagen, die Durchführung des 
Fälligkeitsprinzips und die gesonderte Aufführung 
und damit Sichtbarmachung der Bindungsermächti-
gungen, jetzt Verpflichtungsermächtigungen ge-
nannt. Gerade hier lag ein entscheidender Nachteil 
der bisherigen Regelung. Die Aufgabe des Prinzips 
der Volldeckung für die nicht verbrauchten Aus-
gabereste mag eine gewisse Klarheit schaffen und 
vor allem optisch ein entstandenes Haushaltsdefizit 
verkleinern, kann aber auch dazu führen, daß viele 
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Restgelder am  Ende des Haushaltsjahres einfach aus-
gekehrt werden, z. B. Zahlung vor Fertigstellung 
von Bauten geleistet und damit auf Mängelrügen 
vorzeitig faktisch Verzicht geleistet wird. Auch wird 
eine große Anzahl von Umschichtungsanträgen im 
folgenden Haushaltsjahr die Folge dieser Maßnahme 
sein; denn viele Ausgaben, vor allem auf dem Ge-
biete der öffentlichen Baumaßnahmen, die erfah-
rungsgemäß immer mit Verzögerungen durchgeführt 
werden, müssen abgewickelt werden. 

Auch der Wegfall des außerordentlichen Haus-
haltes schafft erhebliche Probleme. Aber die Gren-
zen zwischen ordentlichem und außerordentlichem 
Haushalt waren schon bisher flüssig und sind je 
nach Ergiebigkeit des Kreditmarktes hin und her ver-
schoben worden. Natürlich ist jetzt die unbedingte 
Notwendigkeit der Aufstellung einer Finanzierungs-
übersicht, wie vorgeschlagen, gegeben. 

Da der Finanzplanungsrat durch Verwaltungsver-
einbarung der Länder bereits de facto institutionali-
siert ist, wollen wir gegen seine Einführung de lege 
in die Haushaltsgrundsätze keinen Einspruch er-
heben. Schließlich stellt der Finanzplanungsrat das 
Korrelat zum Konjunkturrat des Stabilitätsgesetzes 
dar und eröffnet auch den kommunalen Spitzenver-
bänden das notwendige Mitspracherecht und der 
Deutschen Bundesbank zumindest eine Informations-
möglichkeit. Beides ist richtig. 

Dagegen durfte es den Aufgabenbereich dieses 
Rates übersteigen, wenn er Schwerpunkte setzen 
würde. Für den Bund muß die Bundesregierung sich 
vor der Erstellung des Haushaltsplanes ohnedies 
über die Schwerpunktsetzung im klaren sein. Für 
die Länder und Gemeinden sollte man die Setzung 
von Schwerpunkten denjenigen überlassen, welche 
— wie Bürgermeister Weichmann im Bundesrat aus-
geführt hat - der Problematik, insbesondere der 
Infrastruktur, am nächsten sind, nämlich den Ge-
bietskörperschaften selbst. Die Mitwirkung beider 
Räte, sowohl des Konjunkturrates wie des Finanz-
planungsrates, bei einer Aufgabe, nämlich finanz-
politisch das sogleich durchzuführen, was konjunk-
turpolitisch geboten ist, ergab sich schon bei der Be-
ratung der Materie des Stabilitätsgesetzes. 

Noch ein Wort zur Neuregelung der Kreditfinan-
zierung. Der Entwurf verläßt den bisherigen Grund-
satz, Kredite „nur bei außerordentlichem Bedarf und 
in der Regel nur für werbende Zwecke aufzuneh-
men". Gewiß war diese Bestimmung der Reichshaus-
haltordnung zu eng. Aber schießt nicht die neue 
Regelung des Art. 115 des Grundgesetzes, als Maß-

stab künftig die Summe der geplanten Investitionen 
gelten zu lassen, ja in Ausnahmefällen auch noch 
darüber hinausgehen zu können, über das wün-
schenswerte Ziel hinaus? Der sehr große Umfang 
der Neuverschuldung auf dem Kreditmarkt im lau-
tenden und im vergangenen .lehr, der nur durch eine 
völlig exzeptionelle Situation erklärt werden kann, 
sollte uns davon abhalten, ein so hohes Limit für 
Neuverschuldungen im Grundgesetz zu akzeptieren. 
Auch im Bundesrat sind Bedenken hiergegen laut 
geworden. 

Zuni Schluß: Zuch die beste Haushaltsordnung 
kann nicht mehr Geld  schaffen, noch nicht einmal  

durch zweifellos vorhandene Rationalisierungs-
effekte. Die hier später ersichtlichen Einsparungen 
werden noch auf viele Jahre durch technische Neu-
beschaffungen sehr kostspieliger Art, z. B. Ankauf 
vieler Datenverarbeitungsmaschinen, mehr als auf-
gefressen. Dennoch ist im ganzen gesehen das vor-
gelegte dreiteilige Haushaltsreformwerk auch vom 
Standpunkt. der Opposition aus gesehen zu begrüßen. 
Das Gesetzeswerk war überdies im wesentlichen 
schon fertiggestellt, als Ihr Herr Vorgänger im Amt, 
Herr Bundesfinanzminister, dieses Amt verlassen 
hat. 

(Beitall bei der FDP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort 
hat Herr Abgeordneter Schoettle. 

Schoettle (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und  Herren! Die heute dem Hohen Hause vorgeleg-
ten drei Gesetze stellen den haushaltspolitischen Teil 
der Verfassungsreform dar, die wir in dieser Legis-
laturperiode, wie ich hoffe, im ganzen zu einem vor-
läufigen Ende werden führen können. Unser Grund-
gesetz teilt das Schicksal aller geschriebenen Ver-
fassungen: sie müssen in gemessenen Zeiträumen 
den Bedürfnissen einer neuen Zeit angepaßt, sie 
müssen revidiert werden, wenn sie nicht zur Fessel 
für die Entwicklung der Ordnung der Gemeinschaft 
werden sollen. Freilich dürfen dabei die Grundsätze, 
auf denen die  Verfassung ruht, nicht angetastet wer-
den - Grundsätze, die durch das Grundgesetz selbst 
als unveränderbar bezeichnet worden sind. 

Die Reform des Haushaltsrechts ist seit langem 
fällig gewesen. Wir - und nicht. wir allein - haben 
bei den Haushaltsdebatten der Vergangenheit immer 
wieder ihre Notwendigkeit betont. Die politische 
Praxis der Jahre seit der Begründung der Bundes-
republik hat Grenzen und Schwächen der bestehen-
den Verfahrensweisen gezeigt und die Erfahrungen 
und Einsichten ergeben, aus denen nun nach unab-
lässigem Drängen aus dem politischen und wissen-
schaftlichen Bereich, nach intensiven Vorarbeiten 
von Haushaltsfachleuten und vor allem nach gründ-
licher Abstimmung zwischen Bund und  Ländern end-
lich beratungsreife Entwürfe hervorgegangen sind. 
Ich darf für meine Fraktion dieses Ergebnis mit Ge-
nugtuung feststellen, um so mehr, als ich und meine 
Freunde an dem jahrelangen Drängen nach einer 
Reform nicht ganz unbeteiligt gewesen sind. Das 
gilt natürlich auch für die Kollegen der anderen 
Fraktionen, die  aus ihren Erfahrungen im Haus-
haltsausschuß heraus an den Bemühungen um eine 
Reform beteiligt waren. 

Vor beinahe dreizehn Jahren, im Sommer 1955, 
hat eine Studienkommission des Haushaltsausschus-
ses, an der neben drei Mitgliedern des Ausschusses 
auch ein Vertreter des Bundesfinanzministers und 
ein Vertreter des Bundesrechnungshofes teilnahmen, 
diesem Haus einen Bericht über die amerikanischen 
Budgetverhältnisse und -methoden vorgelegt, mit 
dem ausgesprochenen Ziel, die Reform unseres eige-
nen Haushaltsrechts voranzutreiben. Wenn es dann 
noch ein gutes Dutzend Jahre bis zu den heutigen 
Vorlagen gebraucht hat, so ist das aus der Kompli- 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 184. Sitzung. Bonn, Freitag, den 28. Juni 1968 	10005 

Schoettle 

ziertheit der Sache ebensowohl wie aus den Schwie-
rigkeiten zu erklären, die unsere föderative Grund-
ordnung bietet. Wenn wir am Ende der Beratungen 
in diesem Hause sagen könnten: Was lange währt, 
wird endlich gut, so dürften wir uns alle glücklich 
preisen, obwohl auch in diesem Fall gelten muß, 
was die Engländer zu sagen pflegen: „Ob der 
Pudding gut ist, merkt man erst beim Essen." Näm-
lich bei der Anwendung der Beratungsergebnisse in 
der Praxis des haushaltspolitischen Alltags. 

Welche Bedeutung kommt nun diesem dreiteiligen 
Gesetzentwurf zu? Der Herr Bundesfinanzminister 
hat bei der Einbringung schon auf einen erheb-
lichen Teil der Problematik hingewiesen, und da 
wir von der gleichen Sache reden, ist es unvermeid-
lich, daß bei der prinzipiellen Auseinandersetzung 
mit den Entwürfen auch häufig die gleichen Punkte 
berührt werden. Wenn also jetzt irgendwie etwas 
nach Wiederholung klingt, so ergibt sich das ein-
fach aus der Sache. 

Welche Bedeutung haben diese Entwürfe? Das ist 
die Frage, die jenseits von allen Einzelheiten, über 
die in den Ausschüssen noch zu reden sein wird, 
in dieser ersten Beratung der Haushaltsreform zu 
stellen ist. 

Die drei Teile des Entwurfs stehen in einem engen 
sachlichen und gedanklichen Zusammenhang mitein-
ander. Oder besser gesagt: obwohl von verschiede-
ner verfassungsrechtlicher Qualität, ergibt sich aus 
der Änderung der Grundgesetzartikel notwendiger-
weise das Gesetz über die Haushaltsgrundsätze von 
Bund und Ländern und aus diesem wieder die neue 
Bundeshaushaltsordnung als die konkrete Anwen-
dung der Grundsätze auf die Bedürfnisse des Bun-
des, die eine Ablösung der altehrwürdigen RHO 
erfordern. 

Die drei Gesetze sind nicht gerade die Krönung, 
aber doch ein wichtiger Eckpfeiler des Reformgebäu-
des, das seit dem vorigen Jahr im Entstehen begrif-
fen ist in Gestalt des Stabilitäts- und Wachstums-
gesetzes, der mittelfristigen Finanzplanung und der 
Entwürfe für die Finanzreform. 

Alle diese Reformmaßnahmen stehen in einem en-
gen Zusammenhang miteinander — nicht zuletzt als 
Ausdruck der zunehmenden Verflechtung von Wirt-
schaftspolitik und Finanzpolitik. Wir verlassen mit 
diesen Reformen die Ära der fiskalischen und kame-
ralistischen Denkweise und streben an, die Haus-
halts- und Finanzwirtschaft der öffentlichen Hand 
den Erfordernissen des modernen Industriezeit-
alters — bei föderativem Staatsaufbau — anzupas-
sen. Das bedeutet, daß wir Verfahrensregeln schaf-
fen müssen, um neben den sich aus der Deckung 
des öffentlichen Bedarfs ergebenden Aufgaben in zu-
nehmendem Maße mit der Haushaltspolitik der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung Rechnung zu tra-
gen. Dies verlangt der stetig wachsende Umfang 
des öffentlichen Haushalts und die zwischen dem 
privaten und staatlichen Sektor unserer Volkswirt-
schaft bestehenden wechselseitigen Wirkungen. Der 
Herr Bundesfinanzminister hat schon darauf hinge-
wiesen, wie sich das Gewicht der öffentlichen Haus-
halte im Laufe der letzten Jahrzehnte verändert hat. 
Die Gesetze zur Haushaltsreform werden in ver-

fahrensrechtlicher Hinsicht auch die Grundsatzregeln 
zu ergänzen haben, die das Stabilitäts- und Wachs-
tumsgesetz für eine konjunkturgerechte Haushalts-
wirtschaft aufstellt. 

Diese Anforderungen an eine moderne Haus-
haltswirtschaft können aber nur dann realisiert 
werden, wenn alle Gebietskörperschaften handlungs-
fähiger werden auf der Grundlage von gemeinsa-
men Rechtsvorschriften für die Haushaltswirtschaft. 
Mit der Grundgesetzänderung vom Juni vorigen 
Jahres wurde bereits für die gesamte öffentliche 
Haushaltswirtschaft zwingend vorgeschrieben, daß 
Bund und Länder bei ihrer Haushaltswirtschaft den 
Erfordernissen des gesamtwirtschaftlichen Gleich-
gewichts Rechnung zu tragen haben und daß durch 
zustimmungsbedürftiges Bundesgesetz Grundsätze 
für eine konjunkturgerechte Haushaltswirtschaft und 
für eine mehrjährige Finanzplanung aufgestellt wer-
den können. Nun schaffen wir durch eine weitere 
Änderung des Art. 109 des Grundgesetzes abschlie-
ßend noch die verfassungsrechtliche Grundlage für 
ein in Bund und Ländern übereinstimmendes Haus-
haltsrecht, das seine Regelung im Entwurf des 
Haushaltsgrundsätzegesetzes findet. 

Damit wird endlich auch der Vergleichbarkeit der 
Haushalte von Bund und Ländern der Weg bereitet. 
Die bisher fehlende Vergleichbarkeit hat in der Ver-
gangenheit das Klima bei den Finanzverhandlungen 
zwischen Bund und Ländern immer wieder stark 
beeinträchtigt. Für die Zukunft ist die Vergleichbar-
keit der Haushalte ein entscheidendes Instrument 
für das Wirksamwerden des Finanzplanungsrates, 
der die mittelfristige Finanzplanungen von Bund und 
Ländern zu koordinieren hat. Wir begrüßen es, daß 
der Finanzplanungsrat nunmehr gesetzlich verankert 
wird, wie es meine Fraktion bereits im Oktober 
1967 beantragt hat, nachdem der Rat inzwischen 
durch Vereinbarungen mit den Ländern seine 
schwierige Arbeit zur Abstimmung der mittelfristi-
gen Finanzplanung für 1968 und 1972 aufgenommen 
hat. 

Die Neufassung des Art. 110 des Grundgesetzes 
hält an den klassischen Etatprinzipien der Vollstän-
digkeit und der Einheit sowie am Gebot des Haus-
haltsausgleichs fest. Neu ist hingegen die Möglich-
keit, mehrjährige Haushaltspläne aufzustellen, wo-
bei eine Teilung in Verwaltungs- und Finanzhaushalt 
sowie deren zeitliches Überlappen zulässig sind. 
Wir begrüßen diese Entwicklung ;  damit fällt künftig 
die Gliederung in ordentlichen und außerordentli-
chen Haushalt weg. Wir sind dafür dankbar, da wir 
uns von dem Zweijahreshaushalt eine rationellere 
Beratungsweise versprechen, die es erlaubt, sich 
mehr auf die politischen Probleme des Haushalts 
zu konzentrieren. Die bisherige Zweiteilung, die 
sich nach der Art der Finanzierung richtete, war 
wenig aussagekräftig, und ihr Wegfall entspricht 
lange erhobenen Forderungen, den Haushaltsplan 
nach ökonomisch bestimmten Ausgabearten zu glie-
dern. 

Zur Sichtbarmachung des Kreditbedarfs ist dem 
Haushaltsplan künftig neu eine Finanzierungsüber-
sicht beizugeben, die den Saldo zwischen den Aus-
gaben und den laufenden Einnahmen darstellt. 
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Diese Darstellungsform soll die Ordnungsfunktion 
des bisherigen außerordentlichen Haushalts über-
nehmen und zugleich die Aussagefähigkeit des Haus-
haltsplans in Finanz- und volkswirtschaftlicher Sicht 
fördern. Diese Finanzierungsübersicht ist Teil der 
neuen Haushaltssystematik. Sie soll nach der Be-
gründung des Regierungsentwurfs drei Grundforde-
rungen erfüllen, sie soll erstens den ökonomischen 
Gehalt des Haushalts und die Wirkungen der finanz-
politischen Entscheidungen auf die gesamtwirtschaft-
liche Entwicklung ausweisen, zweitens Auskunft 
darüber geben, in welchem Umfang einzelne Auf-
gaben erfüllt werden, drittens die haushaltsmäßigen 
Erfordernisse bei Aufstellung, Ausführung und Ab-
schluß des Haushalts berücksichtigen. 

Zur Erreichung dieses Ziels wird der Haushalts-
plan künftig nach dem neuen Gruppierungsplan 
aufgestellt, der mit Ländern und Gemeinden abge-
stimmt ist, so daß die Vergleichbarkeit zwischen 
den Gebietskörperschaften gewährleistet ist, ohne 
strukturbedingte Unterschiede zu ignorieren. Hinzu 
kommt wie bisher ein allerdings verbesserter 
Funktionenplan, der die Erfordernisse der Datenver-
arbeitung berücksichtigt. Als Zusammenfassung wird 
es außerdem einen Haushaltsquerschnitt geben. Wir 
hoffen, daß damit die Durchsichtigkeit des Haushalts 
erhöht wird und notwendige Unterlagen zur finanz- 
und wirtschaftspolitischen Entscheidung schnell-
stens zur Verfügung gestellt werden können. 

Die nach Art. 109 des Grundgesetzes gebotene 
Berücksichtigung gesamtwirtschaftlicher Erforder-
nisse bei der öffentlichen Haushaltswirtschaft hat 
auch auf die staatliche Kreditwirtschaft ihre Aus-
wirkung und schlägt sich in einer Änderung des 
Art. 115 des Grundgesetzes nieder, abgesehen von 
der ohnehin notwendigen Klarstellung einiger Zwei-
felsfragen. Die Bedeutung der öffentlichen Verschul-
dung, d. h. der Kreditfinanzierung öffentlicher Aus-
gaben wurde in der hinter uns liegenden Phase der 
wirtschaftlichen Rezession auch für die Skeptiker 
einsichtig. Ohne die vom öffentlichen Haushalt aus-
gehenden Impulse durch kreditfinanzierte Investi-
tionsausgaben wäre die Konjunkturflaute und die 
drohende Massenarbeitslosigkeit keinesfalls so ge-
zielt abgewendet worden. Der Vorschlag der Bun-
desregierung trägt der Bedeutung des öffentlichen 
Kredits Rechnung. Wir halten die Regelung für 
sinnvoll, daß künftig die Einnahmen aus Krediten 
„in der Regel" die Summe der im Haushaltsplan 
veranschlagten „Ausgaben für Investitionen" — 
gegenüber bisherigen „Ausgaben zu werbenden 
Zwecken" bei „außerordentlichem Bedarf" — nicht 
überschreiten dürfen. Der Bereich der Kreditfinan-
zierung wird damit unter Berücksichtigung gesamt-
wirtschaftlicher Betrachtungsweise weiter gezogen. 
Im übrigen gilt die Beschränkung auf die Investi-
tionsausgaben nicht im Falle einer Störung des ge-
samtwirtschaftlichen Gleichgewichts. Nach der Be-
gründung der Regierungsvorlage darf die Kredit-
höhe im Falle einer das gesamtwirtschaftliche Gleich-
gewicht gefährdenden Abschwächung der allgemei-
nen Wirtschaftstätigkeit die Summe der Ausgaben 
für Investitionen überschreiten. Auch diese Regelung 
ist sinnvoll und notwendig, wie uns die jüngste 

Vergangenheit gelehrt hat. Mit dieser Umorien-
tierung der staatlichen Kreditwirtschaft wird der 
bisherige objektgebundene Deckungsgrundsatz durch 
eine modernere, situationsbezogene Betrachtungs-
weise abgelöst. Voraussetzung für die Kreditauf-
nahme bleibt unverändert die Ermächtigung durch 
ein Bundesgesetz, so daß die Haushaltsrechte des 
Parlaments in jedem Fall gesichert bleiben. 

In diesem Zusammenhang ist noch hervorzuheben, 
daß der Regierungsentwurf des Haushaltsgrund-
sätzegesetzes und der Bundeshaushaltsordnung für 
die Kreditaufnahme — in Abweichung vom allge-
meinen Grundsatz der Bruttoveranschlagung — 
künftig die Nettoveranschlagung vorsieht. Wir ha-
ben wiederholt bei den Diskussionen um die ver-
tretbare Höhe der Verschuldung darauf hingewie-
sen, daß nicht die Brutto-, sondern die Summe der 
Nettoneuverschuldung die ökonomisch relevante 
Größenordnung darstellt. Dem wird in diesen Ent-
würfen Rechnung getragen. 

Ich muß es mir aus Zeitgründen versagen, auf 
weitere Einzelbestimmungen der Regierungsent-
würfe auch nur in den Grundzügen einzugehen. Wir 
werden in den Ausschußberatungen über die Fragen 
zu sprechen haben, die mit der Durchführung des 
Fälligkeitsprinzips, also der Darstellung der reinen 
Geldbewegungen im Bundeshaushalt, mit der Neu-
regelung der Verpflichtungsermächtigungen, früher 
Bindungsermächtigungen, der größeren Beweglich-
keit beim Haushaltsvollzug, den Vorschriften über 
die Vermögenswirtschaft und die Vermögensrech-
nung, der Weiterentwicklung der Rechnungsprü-
fung usw. zusammenhängen. Alles das sind Pro-

bleme, die der Einzelberatung im Ausschuß vorbe-
halten bleiben müssen. 

Lassen Sie mich abschließend die für den Poli-
tiker wichtige Frage untersuchen, welchen Einfluß 
die Regierungsentwürfe auf die Stellung des Parla-
ments haben und ob und wie weit sie das Verhält-
nis von Legislative und Exekutive verändern kön-
nen. Die bedeutsamste Rolle spielt in diesem Zu-
sammenhang die vorgeschlagene Änderung des Art. 
113 des Grundgesetzes. In der jetzigen Fassung gab 
dieser Artikel der Bundesregierung ein Vetorecht 
gegenüber Ausgabenbeschlüssen des Parlaments 
mit der Folge, daß die gesamte Gesetzvorlage ver-
fällt. Wir alle wissen, daß sich die Anwendung die-
ser Vorschrift in prekären Situationen wie z. B. im 
Wahljahr 1965 nicht bewährt hat, d. h. sie wurde 
praktisch nicht angewandt. Bekanntlich hatte die 
Bundesregierung früher zwar wiederholt mit der 
Anwendung des Art. 113 gedroht, aber letzten En-
des doch die Konsequenzen gescheut, einmal gegen 
die politischen Absichten ihrer eigenen Parlaments-
mehrheit hart vorzugehen und zum anderen im 
Falle der Zustimmungsverweigerung nicht nur den 
überhöhten Ausgabebeschluß des Parlaments, son-
dern auch die eigene Regierungsfassung zu Fall brin-
gen zu müssen. 

Inzwischen ist allerdings seit Bestehen der Gro-
ßen Koalition Entscheidendes zur Sicherung der 
Haushaltswirtschaft getan worden. Das Stabilitäts- 
und Wachstumsgesetz sowie die mittelfristige Fi-
nanzplanung geben künftig Grundlagen für eine 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 184. Sitzung. Bonn, Freitag, den 28. Juni 1968 	10007 

Schoettle 

vorausschauende und koordinierende Politik, die 
dem Parlament die qualitativen und quantitativen 
Zielvorstellungen der Bundesregierung für einen 
mehrjährigen Planungszeitraum verdeutlichen soll 
und an der der parlamentarische Gesetzgeber seine 
eigenen Beschlüsse messen kann. Insoweit hat die 
Bedeutung des Art. 113 als Eingriffsinstrument der 
Bundesregierung gegenüber dem Parlament eine 
Wandlung erfahren. Dennoch ist dieser Art. 113 
nicht zu entbehren, und seine Änderung mit dem 
Ziele einer verstärkten Praktikabilität ist auch nach 
unserer Auffassung wichtig. 

Bei der Neufassung des Artikels wird sich als 
Kernfrage die nach der Abgrenzung der politischen 
Verantwortlichkeit des Parlaments und der Regie-
rung stellen. Weder das englische System der 
Selbstbeschränkung des Parlaments durch die Stand-
ing Order 78 noch z. B. Art. 50 der französischen Ver-
fassung ist auf das deutsche Verfassungsrecht über-
tragbar, wenn die Position des Parlaments — vor 
allem hinsichtlich seines Bewilligungsrechts und 
seines Initiativrechts — nicht entscheidend verän-
dert werden soll. 

Die Bundesregierung macht deshalb in ihrem 
Entwurf den  Versuch, das Fallbeil ihrer Zustim-
mungsverweigerung künftig in gegebener Situation 
langsamer — also erst nach Ausschöpfung aller 
Kompromißmöglichkeiten — gegen finanzwirksame 
Gesetzesbeschlüsse des Parlaments anzuwenden. Ab-
gesehen davon, daß künftig das Zustimmungsrecht 
der Bundesregierung nicht nur auf ausgabenwirk-
same Gesetze, sondern logischerweise auch auf ein-
nahmemindernde Gesetzesbeschlüsse anwendbar 
sein soll, sieht die Neufassung des Art. 113 folgen-
des vor: Bevor der Bundestag haushaltswirksame 
Beschlüsse faßt, ist der Bundesregierung Gelegen-
heit zur Stellungnahme zu geben. Nach Abschluß 
des Gesetzgebungsverfahrens hat die Bundesregie-
rung das Recht, anstatt sogleich über die Zustim-
mung entscheiden zu müssen, eine erneute Be-

schlußfassung des Bundestages oder die Einberufung 
des Vermittlungsausschusses zu verlangen. Auch 
Bundestag und Bundesrat können die Einberufung 
des Vermittlungsausschusses nach Art. 77 des 
Grundgesetzes verlangen, falls die Bundesregie-
rung ihre Zustimmung verweigert hat oder falls sie 
diese nicht innerhalb von sechs Wochen seit der Be-
schlußfassung des Bundestages erteilt und von ihren 
Rechten nach erneuter Beschlußfassung des Bundes-
tages oder der Einberufung des Vermittlungsaus-
schusses nicht Gebrauch gemacht hat. Der Bundestag 
hat erneut Beschluß zu fassen, wenn der Vermitt-
lungsausschuß eine Änderung des Gesetzesbeschlus-
ses vorschlägt. 

Dieses Verfahren erlaubt eine Vielzahl von 
Varianten für die Ausschöpfung politischer Eini-
gungsmöglichkeiten; aber es hat in seiner Perfek-
tion - das muß man sehen — eine langwierige 
Prozedur zur Folge. Der Bundesrat hat deshalb die 
Einführung von Fristen empfohlen, damit das Ver-
fahren nach Art. 113 im Streitfall in einem über-
sehbaren Zeitraum zu Ende geführt werden kann. 
Trotz der angemeldeten Bedenken der Bundesregie-
rung gegen die Einführung von Fristen werden wir  

bei den Ausschußberatungen derartige Überlegun-
gen eingehend zu prüfen haben. Diese eingehende 
Prüfung sollte sich meines Erachtens auch auf die 
Formulierung des Herrenchiemseer Verfassungsent-
wurfs zu Art. 113 erstrecken, für die sich seinerzeit 
die sozialdemokratischen Vertreter ausgesprochen 
hatten. Auch eine Überarbeitung des § 96 der Ge-
schäftsordnung des Bundestages wird in diese Prü-
fung einzubeziehen sein, zumal dem Haus ohnehin 
zu diesem Thema Änderungsanträge bereits vor-
liegen. 

Im Grundsatz ist die Absicht des Regierungsent-
wurfs zu begrüßen, wieder eine klarere Trennung 
zwischen der Budgetbewilligung, der Haushaltskon-
trolle durch das Parlament und dem Haushaltsvoll-
zug durch die Verwaltung vorzunehmen. In dieser 
Beziehung ist in den letzten Jahren manches ver-
schoben worden. Das Parlament mit seinem Haus-
haltsausschuß ist in einem nach meiner Meinung 
vielzu hohen Umfang immer wieder in den Vollzug 
des Haushaltes einbezogen worden, eine Entwick-
lung, die man nicht begrüßen kann. Wenn das abge-
baut wird, kann man darüber nur glücklich sein. 

Die Verwaltung hat — uni dieses Thema etwas 
zu vertiefen z. B. bei notwendigen Abweichungen 
vom bewilligten Haushaltsplan in zunehmendem 
Maße von dem Instrument der über- und außer-
planmäßigen Ausgaben Gebrauch gemacht, anstatt 
Nachtragshaushalte verabschieden zu lassen, bei 
denen der Bundesrat und der Bundestag im nor-
malen Gesetzgebungsweg einzuschalten gewesen 
wären. Diese über- und außerplanmäßigen Aus-
gaben, die inzwischen ein beträchtliches Ausmaß 
angenommen haben und z. B. 1966 rund 2,4 Milliar-
den DM oder 3,5 % des Etatvolumens betragen ha-
ben, können vom Parlament nur nachträglich im 
Rahmen des Verfahrens zur Entlastung der Bundes-
regierung für die Haushaltsrechnung zur Kenntnis 
genommen werden. Die SPD hat diese Entwicklung 
wiederholt als Aushöhlung des parlamentarischen 
Bewilligungsrechtes kritisiert. Auch der in den letz-
ten Jahren verstärkte Brauch, daß hilfsweise der 
Haushaltsausschuß des Bundestages vom Bundes-
finanzminister vor seiner Bewilligung von über- 
und außerplanmäßigen Ausgaben um zustimmende 
Kenntnis ersucht wird, ist keine Lösung, die den 
Gesamtinteressen des Parlaments auf die Dauer 
Rechnung trägt. 

(Abg. Dichgans: Sehr richtig!) 

Dieses Mitwirken eines Parlamentsausschusses beim 
Vollzug des Haushaltsplanes kann die nachfolgende 
Kontrolle des Gesamtparlamentes unter Umständen 
präjudizieren. 

Deshalb ist der Versuch zu begrüßen, mittels eines 
vereinfachten Verfahrens in der neuen Fassung des 
Art. 110 die Nachtragsgesetzgebung wieder attrak-
tiver zu machen. Wir begrüßen dieses Bemühen der 
Bundesregierung und werden es durch die Bereit-
schaft unterstützen, zu prüfen, ob im Interesse der 
Wiederbelebung der Nachtragshaushaltsgesetzge-
bung und damit der Stärkung des parlamentarischen 
Budgetbewilligungsrechtes der Bundestag nicht auch 
zu einer Beschleunigung des Verfahrens beitragen 
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sollte, indem er sich in dringenden Fällen auf eine 
Lesung beschränkt. Bei einer solchen Bereitschaft des 
Bundestages würde dem Bundesrat vielleicht auch 
die Zustimmung zur Verkürzung der für ihn bisher 
geltenden Fristen leichter gemacht werden. 

In den Fragenkomplex der klaren Trennung der 
legislativen und der Exekutivaufgaben im Bereich 
der Haushaltspolitik gehört auch eine Überlegung, 
die den Bundesrechnungshof betrifft: Das Gesetz 
über den Bundesrechnungshof tritt am 1. .Januar 
1970 außer Kraft. Ein neues Organisationsgesetz 
müßte bald, möglichst noch in dieser Legislatur-
periode, verabschiedet werden. Dabei sollten wir 
darauf Wert legen, daß die  Position des Rechnungs-
hofes im Aufbau der Gewalten näher an das Parla

-

ment herangerückt wird. Er ist ein Kontrollorgan 
gegenüber der Regierung, das dem Parlament und 
seiner Kontrollaufgabe nähersteht als der Regie-
rung, die er kontrollieren soll, die aber nach dem 
geltenden Recht seine Führung bestimmt. Ich halte 
diesen Sachverhalt für prüfungswürdig. Die Möglich-
keit der Abhängigkeit des Kontrollorgans von der 
zu kontrollierenden Institution sollte ausgeschaltet 
werden. Ebenso sollte geprüft werden, ob die Per-
sonalunion zwischen dem Präsidenten des Bundes-
rechnungshofes und dem Bundesbeauftragten für 
die Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung zweck-
mäßig ist. 

Lassen Sie mich schließlich noch ein Thema be-
handeln, das mir seit Jahren besonders am Herzen 
liegt. Wir beklagen alle miteinander zwei Tatsachen: 
1. daß wir als Gesetzgeber jedes Jahr nicht das Ver-
fassungsgebot einhalten können, wonach der Haus-
haltsplan vor Beginn des Rechnungsjahres durch 
Gesetz festzustellen ist; 2. daß wir ohne große Lust 
die  erste Lesung des Haushaltsplanes im Bundestag 
absolvieren, weil schon Wochen vorher die inter-
essanten und politisch wichtigen Fragen in aller 
Munde sind. Fast mit Neid sehe ich in diesem Falle 
nach England, wo die ganze Nation mit Spannung 
die Vorlage des Etats am „budget day" erwartet. 

Diese Überlegungen und die Sorgen des Bundes-
rates um seine Beratungsfristen veranlassen mich 
und meine Freunde zu einem Vorschlag, der bei den 
weiteren Beratungen ernsthaft zu prüfen ist. Es ist 
folgendes: Für Haushaltsgesetze sollte die Vorlage 
des Regierungsentwurfs gleichjeitig an Bundesrat 
und Bundestag erfolgen. Die gleichzeitige Einbrin-
gung von Gesetzesvorlagen der Bundesregierung 
bei Bundestag und Bundesrat war seinerzeit generell 
vom Parlamentarischen Rat bis einschließlich der 
zweiten Lesung am 12. Januar 1949 vorgesehen. 
Dann haben sich bei den Beratungen Veränderungen 
ergeben, bei denen schließlich die heutige Regelung 
herausgekommen ist. Ich meine, wir sollten minde-
stens hinsichtlich der Haushaltsgesetze uns noch 
einmal intensiv mit dem sogenannten Recht des 
„ersten Votums" des Bundesrates beschäftigen. 

Die von mir vorgeschlagene Lösung bietet gegen-
über der jetzigen Regelung einige Vorteile: 

1. Die Rechte des Bundesrates brauchen nicht ge-
schmälert zu werden. Im Gegenteil, sie könnten 
seinen Wünschen entsprechen, indem seine Bera-

tungsfrist für Haushaltsgesetze bei gleichzeitiger 
Vorlage an Bundestag und Bundesrat auf mindestens 
sechs Wochen ausgedehnt wird. Es käme dann ledig-
lich auf das Zusammenspiel der beiden Häuser an. 

2. Der Vorschlag der Bundesregierung in § 30 des 
Entwurfs der neuen Bundeshaushaltsordnung könnte 
zweckmäßiger ausgestaltet werden. Ich halte es nicht 
für angebracht, daß nach der Fassung der Regie-
rungsvorlage die Bundesregierung acht Wochen Zeit 
erhält für ihre Gegenäußerung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates, die dieser innerhalb von drei 
Wochen erarbeitet haben muß. Außerdem — das 
hätte eine Änderung zugunsten der Regierung zur 
Folge - erscheint mir der in § 30 der Bundeshaus-
haltsordnung vorgesehene Vorlagetermin für den 
Entwurf des Haushaltsgesetzes an den Bundesrat 
zum 15. Juni zu früh, wenn man bedenkt, daß gleich-
zeitig mit dem Haushaltsplan die mittelfristige 
Finanzplanung vorzulegen ist. 

(Abg. Jacobi [Köln] : Sehr richtig!) 

3. Damit komme ich zum dritten Vorteil, der sich 
bei gleichzeitiger Vorlage an Bundestag und Bun-
desrat ergibt. Je bedeutsamer der öffentliche Haus-
halt für die gesamtwirtschaftliche Entwicklung wird, 
desto wichtiger ist größtmögliche Realistik bei der 
Aufstellung des Haushaltsplans. Sie wird um so 
mehr gewährleistet, je mehr der Zeitpunkt der Plan-
aufstellung und der Planberatung an den Zeitpunkt 
der Haushaltsplanperiode heranrückt. Jetzt haben 
wir einen gewaltigen Abstand zwischen der Auf-
stellung des Bundeshaushalts und seiner endgültigen 
Verabschiedung. Die Regierung hätte bei späterem 
Vorlagetermin, der sich bei gleichzeitiger Vorlage 
an Bundesrat und Bundestag verwirklichen läßt, 
mehr Zeit für die umfangreichen Vorarbeiten, die 
erforderlich sind für die Bearbeitung gesamtwirt-
schaftlicher Zielprojektionen als Basis für die jähr-
lich anzupassende mittelfristige Finanzplanung und 
für die Aufstellung des Haushaltsplanes, der in die 
mittelfristige Planung einzubetten ist und auch den 
kurzfristigen konjunkturellen Erfordernissen Rech-
nung zu tragen hat. Für die Bundesregierung wären 
also bei späterem Vorlagetermin die Schätzungs-
unterlagen realistischer; für das Parlament würde 
entsprechend die Ausübung seines Bewilligungs-
rechtes effektiver. 

Schließlich will ich noch einmal nachdrücklich dar-
auf aufmerksam machen, daß die gleichzeitige Vor-
lage des Haushaltsplans an Bundesrat und Bundes-
tag die Rolle des Parlaments erheblich stärken 
könnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das Parlament wäre dann wieder der Ort, an dem 
der Haushalt, der nicht zu Unrecht als Schicksals-
buch der Nation bezeichnet wird, mit Priorität von 
den politischen Verantwortlichen aktuell diskutiert 
würde. 

Das wäre ein wesentlicher Beitrag zur Stabili-
sierung der parlamentarischen Demokratie. 

Angesichts der Bedeutung der Gesetzesvorlagen 
der Bundesregierung zur Haushaltsreform wird 
meine Fraktion alles ihr Mögliche dazu beitragen, 
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um eine schnelle Verabschiedung noch in dieser 
Legislaturperiode zu ermöglichen. 

Gestatten Sie mir eine letzte Bemerkung! Ver-
fassungsänderung und neue Ordnungen des Haus-
haltsrechts sind notwendig. Aber ihre Absichten 
werden nur dann verwirklicht werden können, wenn 
bei allen Beteiligten der politische Wille vorhanden 
ist, im Alltag der Gesetzgebung nicht nur dem 
Buchstaben, sondern auch dem Geist  der Gesetze 
gerecht zu werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dies gilt ganz allgemein und im besonderen erst 
recht, wenn es sich um ein Gebiet wie die Haus-
halts- und Finanzpolitik handelt. Denn nirgends im 
Bereich der Gesetzgebung ist die Versuchung so 
groß, durch Befriedigung von Wünschen und Be-
gehren Freunde und Wählerstimmen zu gewinnen. 

Die Haushaltspolitik ist eines der entscheidenden 
Elemente der Finanzpolitik. Sie muß sich im Rahmen 
der finanzpolitischen Planung vollziehen. Dieser 
Rahmen darf nicht nach Belieben und politischer 
Konjunkturlage gesprengt werden. Situationen wie 
die von 1965 dürfen sich nicht wiederholen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dieses Haus muß sich bei seinen finanz- und haus-
haltspolitischen Entschlüssen in der Zukunft jene 
Selbstbeschränkung auferlegen, die allein den Ge-
setzen, über die wir heute beraten, ihre volle Wirk-
samkeit verleihen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Dr. Althammer. 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Geburt dieses Kin-
des, das wir heute vorstellen können, habe ich 
wiederholt von dieser Stelle aus angekündigt und 
dabei auch einiges über den Entwicklungsprozeß 
mitgeteilt. Bei der Verzögerung dieser Geburt hat 
das Kind nun inzwischen zwar einen anderen Vater 
bekommen, es ist auch gewichtiger geworden, aber 
über seine Schönheit gehen die Ansichten wie üblich 
weit auseinander. 

Nun, die Haushaltsrechtsreform war dringend 
notwendig. Die Reichshaushaltsordnung vom Jahre 
1922 hat sich zwar glänzend bewährt in ihrer Kom-
bination von festem Gerüst und Anpassungsfähig-
keit an die jeweiligen Bedürfnisse, trotzdem darf 
man nicht übersehen, daß die politische und wirt-
schaftliche Landschaft seit damals eine völlig andere 
geworden ist. Es wird heute ganz einfach verlangt, 
daß auch eine Haushaltsordnung ein taugliches In-
strument der staatlichen Konjunktur-, Wirtschafts- 
und Finanzpolitik darstellt. Es ist ja kein Zufall, 
daß ein wesentlicher Teil der prizipiellen Änderun-
gen schon im Stabilitätsgesetz vorweggenommen 
ist, weil einfach das Bedürfnis dafür bestand, sehr 
rasch neue Möglichkeiten auch dem Staate hier zu 
geben. 

Ich möchte hier allerdings anmerken, daß mir im 
Regierungsentwurf die volle Abstimmung zwischen 

Stabilitätsgesetz und Haushaltsrechtsreform noch 
nicht gelungen erscheint. Wir werden uns im Laufe 
des Gesetzgebungsvorgangs über dieses Problem 
noch zu unterhalten haben. 

Die Haushaltsreform soll vor allem beweisen, 
daß innerhalb der EWG auch ein Land mit aus-
geprägter föderalistischer Struktur den Erforder-
nissen einer modernen Wirtschafts- und Finanz-
politik gewachsen ist. Dazu ist es erforderlich, daß 
auch die Haushaltsvorschriften der Gemeinden — 
wie der Herr Bundesfinanzminister ja schon betont 
hat — durch die Ländergesetzgebung diesem Re-
formwerk und den Erfordernissen der modernen 
Industriezeit angepaßt werden. 

Die Haushaltsreform verbindet eine Vereinfa-
chung der Behördenstruktur mit dem Einsatz mo-
dernster Datenverarbeitungsanlagen. Damit ist ein 
Beitrag zu der dringend notwendigen Verwaltungs-
reform geleistet, die den Prinzipien des modernen 
Managements in den Behörden Rechnung tragen 
soll. Das beängstigende Anwachsen der Personal-
kosten kann am ehesten auf diese Weise einge-
dämmt werden. Es ist auch gar nicht einzusehen, 
warum nicht auch für die öffentliche Verwaltung 
die Prinzipien gelten sollen, die für jeden modernen 
Großbetrieb und für Wirtschaftszweige heute maß-
geblich sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es müssen also auch Typisierung, Normierung und 
Rationalisierung hier wirklich mit Vorrang behan-
delt werden. Die Zeit, als das Schönschreiben noch 
als eine entscheidende Qualifikation für die Beam-
tenlaufbahn galt, ist noch nicht so weit zurück, wie 
wir das manchmal glauben. Es ist deshalb wichtig, 
daß gerade die Haushaltsrechtsreform den Rahmen 
dafür schafft, daß man diese modernsten Mittel in 
der öffentlichen Verwaltung wirklich einsetzt. 

Heute wird so viel über die Personalkostenlawine 
geklagt. Ich meine, bei allen Bestrebungen, nun die 
Stellenmehrungen einzuschränken, ist der andere 
Weg, nämlich hier durch moderne Technisierung 
voranzukommen, zukunftsversprechender als der, 
einfach zu sagen: Hier müssen unter allen Umstän-
den Stellen eingespart werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Haushaltsrechtsreform wird zu einem Dialog 
nicht nur zwischen der Ländervertretung und der 
Bundesregierung, sondern auch zwischen der Bun-
desregierung und diesem Hohen Hause, also der 
Volksvertretung, führen. Der Bundesrat hat einen 
Teil seiner Einwendungen schon vorgetragen. Wir 
freuen. uns besonders darüber, daß bei aller Einzel-
kritik und bei den abweichenden Voten vom Bun-
desrat betont worden ist, 

(Zuruf von der FDP: Wo ist denn 
der Bundesrat?) 

daß er dieses Gesetzgebungswerk mit verabschie-
den wolle. Einige Punkte hat der Kollege Schoettle 
schon angesprochen. Auch wir sind der Überzeu-
gung, daß sich in der Frage der Fristen eine Lösung 
finden läßt, die an § 8 des Stabilitätsgesetzes ange-
lehnt ist. Ich stimme hier völlig mit dem überein, 
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was der Kollege Schoettle an Vorschlägen hinsicht

-

lich der Wünsche des Bundesrates vorgetragen hat. 
Eine sehr entscheidende Rolle wird dann natür-

lich das Netto- oder Bruttoveranschlagungsprinzip 
bei der Kreditgewährung und bei der Kreditauf-
nahme spielen. Ich glaube, daß das Parlament hier 
doch sehr genau überlegen muß, welchen Rahmen 
die Kreditgewährung haben kann. Wir haben hier 
und da Sorge, daß mit dem Mittel der Kreditauf-
nahme unter Umständen doch zu großzügig umge-
gangen werden könnte. Wir werden hier wachsam 
sein müssen. 

Das zweite große Streitproblem ist das Problem 
des Ist- oder Soll-Abschlusses. Auch hier wird uns 
der Gesetzgebungsgang einiges sagen müssen. 

Ich habe davon gesprochen, daß es entscheidend 
darauf ankommen wird, die Abgrenzung zwischen 
den Kompetenzen der Exekutive und denen der 
Gesetzgebung, also des Parlaments, zu finden. Herr 
Kollege Schoettle hat schon darauf hingewiesen, daß 
sich in der Vergangenheit hier doch eine zuneh-
mende Vermischung gezeigt hat. 

Der zentrale Punkt der Haushaltsrechtsreform ist 
in diesem Zusammenhang die Neufassung des 
Art. 113 des Grundgesetzes, wodurch diese wichtige 
Bestimmung praktikabler gemacht werden soll. An 
die Stelle des totalen Vetos der Regierung gegen 
Gesetze soll der Dialog zwischen Parlament und 
Bundesregierung treten. Im Zusammenhang damit 
hat das Parlament die Änderungsvorschläge zu den 
§§ 78, 85 und 96 der Geschäftsordnung des Bundes-
tages zu behandeln. Die erste Lesung hat in diesem 
Hause schon stattgefunden. 

Wir dürfen nicht übersehen, daß sich das Ver-
hältnis von Parlament und Regierung innerhalb von 
50 Jahren völlig umgekehrt hat. Während vor dem 
ersten Weltkrieg der Finanzminister der damaligen 
Volksvertretung jede Geldmittelbewilligung abrin-
gen mußte, will sich heute die Regierung mit einer 
Neufassung des Art. 113 des Grundgesetzes ein In-
strument gegen ein zu ausgabefreudiges Parlament 
schaffen. Wir erinnern uns noch daran, daß sich 
früher an der Weigerung des Parlaments, Geld-
mittel zu bewilligen, regelrechte Verfassungskon-
flikte entzündet haben. Heute hören wir allenthal-
ben die Klagen, daß sich dieses Parlament in der 
Mittelbewilligung zu wenig bescheide. 

Gleichzeitig werden wichtige Leitfunktionen von 
außerparlamentarischen Gremien wie dem Konjunk-
turrat und dem Finanzplanungsrat übernommen. Es 
ist bezeichnend, daß es der Bundesrat abgelehnt 
hat, in das Haushaltsgrundsätzegesetz als neue Auf-
gabe für den Finanzplanungsrat das Ermitteln von 
Schwerpunkten für öffentliche Leistungen aufzuneh-
men. Die Ländervertretung begründet ihre Ableh-
nung damit, daß das Parlament und die Regierungen 
diese Aufgaben zu erfüllen hätten. 

Die Haushaltsreform soll nach dem Willen der 
Bundesregierung eine klare Trennung der Funk-
tionen von Parlament und Exekutive bringen. Für 
dieses Hohe Haus wird daher Veranlassung beste-
hen, seinen eigenen Aufgabenkreis im Finanzbereich 
gründlich zu durchdenken. Ein weiterer Substanz-

verlust darf meiner Meinung nach nicht hingenom-
men werden. 

Wenn wir verhindern wollen, daß das Parlament  

von außen her unter Vormundschaft genommen 
wird, müssen wir für eine wirksame Selbstbindung 
des Parlaments bei Ausgabenbeschlüssen sorgen. 
Dieses Parlament muß sich wie einst in der Sage 
Odysseus an den Mast des Schiffes binden, 

(Zustimmung in der Mitte) 

um den Sirenengesängen zu widerstehen, die hier 
von allen möglichen Interessenvertretungen laut 
werden. Diese Gesänge sind nicht immer schön, sie 
sind meistens nicht schön, aber merkwürdigerweise 
finden sie in diesem Hohen Hause häufig Gehör. 
Die vorgeschlagene Neufassung einiger Paragraphen 
der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages 
soll dazu dienen, daß dieses Parlament diese Selbst-
bindung auf sich nimmt. Bevor die Bundesregierung 
in die Lage kommt, gemäß Art. 113 des Grund-
gesetzes einzugreifen, soll sich das Parlament selbst 
mit aller Schärfe und Klarheit die Finanzierungs-
frage beantworten. 

Wenn es nicht gelingt, im Rahmen dieses Gesetz-
gebungswerks die verschärfte Selbstbindung des 
Parlaments und eine verstärkte Disziplin bei den 
Ausgaben zu erreichen, dann befürchte ich aller-
dings, daß sich die Entwicklung, die entscheidenden 
politischen Grundentscheidungen auf andere Gre-
mien zu verlagern, fortsetzen wird. Wir haben heute 
schon die Situation, daß die mittelfristige Finanz-
planung ohne die entscheidende Mitwirkung des 
Parlaments aufgestellt wird und daß bei allen ein-
zelnen, auch größeren Maßnahmen immer wieder 
gesagt wird: In der mittelfristigen Finanzplanung 
nicht vorgesehen usw. usw. Wir haben das jetzt 
soeben bei dem neuen Vorschlag des Bundesland-
wirtschaftsministers erlebt, wo die Schranke der 
mittelfristigen Finanzplanung ebenfalls sofort sicht-
bar wird, ohne daß das Parlament frühzeitig einen 
Einfluß auf solche Schranken und solche Schwer-
punktbildungen haben konnte. 

Meiner Meinung nach könnte sich das Parlament 
selbst auch dadurch einen großen Dienst erweisen, 
daß es im letzten Jahr seiner Legislaturperiode 
keine neuen ausgabewirksamen Vorlagen mehr ein-
bringt, um der Behauptung, man volle den Wähler 
durch Wahlgeschenke bestechen, von vornherein 
den Boden zu entziehen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Die einzelnen Abgeordneten des Parlaments hätten 
daraus auch den Vorteil, daß sie bei irgendwelchen 
Verbandstagungen darauf hinweisen könnten, daß 
dieses Parlament beschlossen hat: Vor den näch-
sten Bundestagswahlen keine neuen Ausgaben 
mehr! Damit wäre dann dieses Spiel endlich zu 
Ende, daß gesagt wird: Aber der Kollege hat sich 
hier zustimmend geäußert, oder: Diese Fraktion hat 
schon eine Zusage gegeben. Wir hoffen, daß wir, 
wenn das gelingt, ähnliche Situationen wie 1965 
vermeiden können. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich darf 
für die Fraktion der CDU/CSU erklären, daß wir 
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Dr. Althammer 
diese Vorlage begrüßen, daß wir alle die Hoffnung 
haben, daß wir dieses Gesetz und die Verfassungs-
änderung im Gesetzgebungsgang sehr schnell ver-
abschieden können, so daß wir noch rechtzeitig vor 
dem Ende der Legislaturperiode die Verfassungs-
änderungen beschlossen, das Haushaltsgrundsätze-
gesetz verabschiedet und eine neue Bundeshaus-
haltsordnung erreicht haben werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine weite-
ren Wortmeldungen. Die Aussprache ist geschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich frage, ob Bedenken 
gegen die in der vorgelegten Tagesordnung auf-
geführten Überweisungen an die Ausschüsse erho-
ben werden. Das ist nicht der Fall. Damit sind der 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grund-
gesetzes an den Rechtsausschuß als federführenden 
Ausschuß sowie zur Mitberatung an den Haushalts-
ausschuß, den Finanzausschuß, den Innenausschuß, 
den Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Ge-
schäftsordnung, der Entwurf des Haushaltsgrund-
sätzegesetzes an den Haushaltsausschuß als feder-
führenden Ausschuß sowie zur Mitberatung an den 
Finanzausschuß, den Innenausschuß, den Ausschuß 
für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung, 
den Ausschuß für das Bundesvermögen und der Ent-
wurf einer Bundeshaushaltsordnung an den Haus-
haltsausschuß als federführenden Ausschuß sowie 
zur Mitberatung an den Finanzausschuß, den Innen-
ausschuß, den Ausschuß für das Bundesvermögen und 
den Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Ge-
schäftsordnung überwiesen. 

Ich rufe Punkt 15 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes über eine Milchstatistik 

Drucksache V/2864 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (13. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache V/3102 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. von 
Nordenskjöld 

b) Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(17. Ausschuß) 
- Drucksache V/3047 —

Berichterstatter: Abgeordneter Krug 

(Erste Beratung 171. Sitzung) 

Ich frage den  Herrn Berichterstatter, ob er das 
Wort zu nehmen wünscht. - Der Herr Bericht-
erstatter verzichtet. 

Ichrufe die §§ 1,-2,-3,-4,-5,--6,-7,--
Einleitung und Überschrift auf. Wird dazu das Wort 
gewünscht? — Keine Wortmeldungen. Wer zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — In 
zweiter Lesung angenommen. 

Dritte Beratung. 

Allgemeine Aussprache. — Wird das Wort ge-
wünscht? — Das Wort wird nicht gewünscht. Wer 
diesem Gesetzenwurf in dritter Lesung zuzustim-
men  wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? - Auch in dritter Le-
sung einstimmig angenommen. 

Damit, meine Damen und Herren, sind wir für 
heute am Ende unserer Plenarsitzung und am Be-
ginn der Parlamentsferien. 

Ehe ich das Plenum schließe, teile ich mit, daß ich 
den Ältestenrat unverzüglich nach Schluß des Ple-
nums zu einer Sitzung zusammenzutreten bitte. 

Ich wünsche dem Haus einen angenehmen, vor 
allem erholsamen Sommerurlaub. Daß er nicht drei 
Monate dauert, weiß jeder. Ich sage es aber hier, 
um Mißdeutungen auszuschließen, denen wir von 
allen Seiten unablässig ausgesetzt sind. Auf der 
anderen Seite, meine verehrten Kolleginnen und 
Kollegen, bitte ich doch auch im Bewußtsein zu 
halten, daß es im Interesse dieses Staates nicht 
wünschenswert ist, den Bundestagswahlkampf 1969 
in den Parlamentsferien 1968 zu eröffnen. 

(Beifall bei Abgeordneten aller Fraktionen.) 

Das hat nach meiner Überzeugung keinen Sinn. Was 
wir für das letzte Jahr brauchen, ist ein kräftiges 
Haus, ein Haus, in dem es weniger gesundheitlich 
schwer gefährdete Kollegen gibt. Deshalb, meine 
Damen und Herren, denken Sie daran: Diese Ferien 
sind dazu da, daß Sie sich erholen. An den Wahl-
kreis zu denken, ist erlaubt, für den Wahlkreis zu 
arbeiten, ist auch erlaubt. Aber wir brauchen Sie 
mit frischer Kraft im Herbst dieses Jahres wieder. 

Den Beginn der nächsten Plenarsitzung kann ich 
erst nach der Sommerpause bekanntgeben, weil der 
Ältestenrat darüber erst in seiner Sitzung in der 
Berlin-Woche Beschluß fassen kann. 

Ich wünsche Ihnen erholsame Ferien. 

(Beifall.) 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 12.03 Uhr.) 

Berichtigung 

In der 183. Sitzung, Seite 9975 C, Zeile 1 sind zwi-
schen den Wörtern starteten und von die Wörter 
„je Luftfahrtgesellschaft" einzufügen. 





Deutscher Bundestag - 5. Wahlperiode - 184. Sitzung. Bonn, Freitag, den 28. Juni 1968 	10013 

Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Dr. Aigner * 28. 6. 
Frau Albertz 28. 6. 
Arendt (Wattenscheid) 28. 6. 
Dr. Arndt (Berlin/Köln) 28. 6. 
Dr.-Ing. Dr. h. c. Balke 28. 6. 
Bauer (Wasserburg) 28. 6. 
Dr. Bechert (Gau-Algesheim) 28. 6. 
Frau Berger-Heise 28. 6. 
Brese 28. 6. 
Dr. Conring 28. 6. 
Frau Dr. Diemer-Nicolaus 28. 6. 
Dr. Dittrich * 28. 6. 
Dr. Eckardt 28. 6. 
Dr. Erhard 28. 6. 
Erpenbeck 28. 6. 
Feuring 28. 6. 
Frehsee 28. 6. 
Dr. Frey 30. 6. 
Frieler 28. 6. 
Geldner 28. 6. 
Gscheidle 28. 6. 
Haage (München) 28. 6. 
Haar (Stuttgart) 28. 6. 
Hamacher 1. 7. 
Hörauf 28. 6. 
Frau Dr. Hubert 1. 7. 
Killat 28. 6. 
Frau Kleinert 1. 7. 
Koenen (Lippstadt) 30. 6. 
Freiherr von Kühlmann-Stumm 28. 6. 
Kunze 1. 7. 
Lemmer 29. 6. 
Lemp 28. 6. 
Dr. Lohmar 28. 6. 
Mattick 28. 6. 
Mauk 28. 6. 
Frau Dr. Maxsein 28. 6. 
Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 28. 6. 
Dr. von Merkatz 28. 6. 
Metzger * 28. 6. 
Michels 28. 6. 
Müller (Worms) 28. 6. 
Opitz 28. 6. 
Prochazka 28. 6. 
Ravens 28. 6. 
Schmitt (Lockweiler) 28. 6. 
Seifriz 28. 6. 
Dr. Sinn 30. 6. 
Steinhoff 1. 7. 
Stiller 28. 6. 
Stooß 28. 6. 
Varelmann 28. 6. 
Weimer 28. 6. 

Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen des Euro-
päischen Parlaments 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) beurlaubt bis einschließlich 

Dr. Wilhelmi 28. 6. 
Dr. Wörner 28. 6. 
Wolf 28. 6. 
Zebisch 28. 6. 

Anlage 2 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Schlager (CDU/CSU) zu Zusatz-
punkt 2 der Tagesordnung. 

In dem Bericht vom 26. Oktober 1967 hatten die 
Bundesminister des Innern und für wissenschaftliche 
Forschung sich zu der Frage geäußert, ob „sich die 
Beschlüsse des Kabinettsausschusses für wissen-
schaftliche Forschung, Bildung und Ausbildungs-
förderung vom 24. Juni und 7. November 1966 betr. 
die Verbesserung der Vergütung des wissenschaft-
lichen und technischen Personals in den hochschul-
freien Forschungseinrichtungen des Bundes als 
zweckmäßig und ausreichend erwiesen haben". Der 
Bericht bejahte zwar die Zweckmäßigkeit der einge-
leiteten Maßnahmen, mußte aber im Hinblick darauf, 
daß noch keine umfassenden Erfahrungen vorlagen, 
offenlassen, ob „die Maßnahmen für die Dauer in 
allen Fällen ausreichend sein werden". 

Aus diesem Grunde hat der federführende Innen-
ausschuß in seiner ersten Beratung am 25. Januar 
1968 - vorbehaltlich der Stellungnahme der mitbe-
ratenden Ausschüsse - beschlossen, die Bundes-
regierung bis zum Jahresende um einen erneuten 
Bericht zu ersuchen. Der mitberatende Haushaltsaus-
schuß hat am 15. Februar 1968 von dem Bericht zu-
stimmend Kenntnis genommen. Dagegen hat der fer-
ner mitberatende Ausschuß für Wissenschaft, Kultur-
politik und Publizistik am 7. März 1968 dem Innen-
ausschuß empfohlen, in seinen Beschluß vom 25. Ja-
nuar 1968 noch die Ergänzung aufzunehmen, die 
Bundesregierung solle in den nächsten Bericht „den 
Stand der Verhandlungen über einen Wissenschaft-
lertarif aufnehmen und sich bei diesen Verhand-
lungen ihrerseits davon leiten lassen, daß die Eigen-
art der wissenschaftlichen Arbeit in den fraglichen 
Forschungsinstituten mit dem BAT nicht voll berück-
sichtigt werden kann". 

In der erneuten Beratung am 28. März 1968 hat 
der Innenausschuß sich mit dieser Empfehlung be-
faßt; er ist jedoch zu dem Ergebnis gekommen, daß 
im Hinblick auf die Autonomie der Tarifpartner 
grundsätzliche Bedenken bestehen müssen, in dem 
Entschließungsantrag konkrete Empfehlungen an die 
Bundesregierung für Tarifverhandlungen auszuspre-
chen, zumal der Deutsche Bundestag überhaupt nur 
den Bund, nicht aber die übrigen Tarifpartner auf 
Arbeitgeberseite, d. h. die Länder und Gemeinden, 
ansprechen könne; der Deutsche Bundestag könne 
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auch während der Tarifverhandlungen keinen Ein-
fluß auf deren Ablauf nehmen; hiervon werde das 
Recht des Deutschen Bundestags nicht berührt, im 
Rahmen seiner Kontrollfunktion z. B. das Verhalten 
der Bundesregierung bei Tarifverhandlungen zu be-
anstanden. 

Der Innenausschuß hat dann seinen Entschlie-
ßungsantrag vom 25. Januar 1968 ergänzt und wie 
folgt gefaßt: 

Der Bundestag wolle beschließen, die Bundes-
regierung zu ersuchen, auch im Hinblick auf die 
derzeitigen Verhandlungen zwischen dem Bund 
und den Ländern bis zum 31. Januar 1969 erneut 
über die Arbeitsbedingungen des wissenschaft-
lichen und technischen Personals in den hoch-
schulfreien Forschungseinrichtungen des Bundes 
sowie über den Stand von Tarifverhandlungen 
über Berücksichtigung der Eigenarten der wis-
senschaftlichen Arbeit in den betreffenden For-
schungsinstituten zu berichten. 

Hierzu ist noch folgendes zu bemerken: 

Bis zum Ende dieses Jahres wird sich die Bundes-
regierung einen endgültigen Überblick über die Aus-
wirkungen der Kabinettsbeschlüsse verschaffen kön-
nen und in der Lage sein, dem Deutschen Bundestag 
hierüber abschließend zu berichten. Dabei wird die 
Bundesregierung auch auf die Auswirkungen der 
beschlossenen Maßnahmen auf die von Bund und 
Ländern gemeinsam getragenen Forschungsinstitute 
der Max-Planck-Gesellschaft eingehen können. Die 
Länder hatten bisher nicht die Maßnahmen gebil-
ligt, die für die mit den Großforschungseinrichtungen 
nicht vergleichbaren Forschungseinrichtungen — 
hierzu zählen sehr viele Institute der Max-Planck-
Gesellschaft - getroffen worden waren. Nunmehr 
zeichnet sich aber auch für den Bereich der Max-
Planck-Gesellschaft eine befriedigende Lösung ab. 

In dem zum 31. Januar 1969 vorzulegenden Be-
richt wird die Bundesregierung auch über Ergebnisse 
der wiederaufgenommenen Tarifverhandlungen betr. 
die Arbeitsbedingungen der in Kernforschungs-
einrichtungen beschäftigten Arbeitnehmer Stellung 
nehmen können. Wenn auch die Bundesregierung — 
in  Übereinstimmung mit den Empfehlungen des Wis-
senschaftsrates — einen besonderen, vom BAT los-
gelösten Tarifvertrag für Wissenschaftler stets ab-
gelehnt hat,  so bemüht sie sich doch seit langem, mit 
den Gewerkschaften einzelne, auf die besonderen 
Verhältnisse in diesen Forschungseinrichtungen ab-
gestimmte Regelungen tariflich zu vereinbaren. Ge-
rade in diesem Zusammenhang wird die Bundes-
regierung ohnehin zu der allgemeinen Frage eines 
besonderen Tarifvertrages für Wissenschaftler noch-
mals Stellung nehmen müssen. 

Anlage 3 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Heck vom 28. Juni 1968 
auf die Mündlichen Anfragen der Abgeordneten 
Frau Schanzenbach (Drucksache V/3054 Fragen 31 
und 32) : 

Trifft es zu, daß die für die politische Bildung im Bundes-
jugendplan vorgesehenen Mittel in den nächsten Haushalts-
jahren erheblich gekürzt werden sollen? 

Bei Bejahung der Frage 31; Welches sincl dann die Gründe 
für die geplanten Kürzungen? 

Für das nächste Haushaltsjahr sind im Blick auf 
die Förderung der politischen Bildung durch den 
Bundesjugendplan nennenswerte Änderungen der 
Mittelansätze nicht vorgesehen. Die Förderung wird 
wie bisher durchgeführt. 

Die Entwicklung in den folgenden Jahren hängt 
wesentlich vom Ergebnis der Finanzreform und der 
in ihrem Rahmen zu treffenden Abgrenzung der 
Förderungsbereiche zwischen Bund und Ländern ab. 
Vorhersagen für die Förderung der politischen Bil-
dung in den Jahren 1970 und danach sind daher 
heute nicht möglich. 

Anlage 4 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Köppler vom 
28. Juni 1968 auf die Mündliche Anfrage des Ab-
geordneten Flämig (Drucksache V/3054 Frage 48) : 

Wird die Bundesregierung im Ministerkomitee des Eu ro pa-
rates darauf hinwirken, daß die europäische Konferenz der für 
die Raumordnung zuständigen Minister, die die Beratende 
Versammlung des Europarates in ihrer Empfehlung 525 ange-
regt und für die der Bundesinnenminister bereits seine Zustim-
mung gegeben hat, so bald wie möglich einberufen wird? 

Die Bundesregierung hat wiederholt, zuletzt durch 
den Bundesminister des Innern in seiner Rede am 
10. Mai 1968 vor der Beratenden Versammlung des 
Europarates in Straßburg, zum Ausdruck gebracht, 
daß sie die baldige Einberufung einer euro-
päischen Konferenz der für die Raumordnung zu-
ständigen Minister sehr begrüßen würde. Sie ist 
der Ansicht, daß diese das geeignete Gremium 
wäre, um die über die nationalen Grenzen hinaus-
gehenden gegenwärtigen und zukünftigen Raum-
ordnungsprobleme in europäischer Sicht zu erörtern. 

Die Bundesregierung hat ihren Vertreter beauf-
tragt, sich bei der Beratung der Empfehlung 525 im 
Ausschuß der Ministerbeauftragten in diesem Sinne 
einzusetzen. Sie unterstützt den in der Empfehlung 
525 enthaltenen Vorschlag, daß zur gründlichen 
Vorbereitung dieser Konferenz ein Ausschuß von 
leitenden Beamten aus den für die Raumordnung zu-
ständigen Ministerien sobald wie möglich zusam-
mentritt, vorausgesetzt, daß der Ministerrat der 
Empfehlung 525 zustimmt. 

Anlage 5 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Köppler vom 
28. Juni 1968 auf die Mündlichen Anfragen des Ab-
geordneten Dr. Jahn (Braunschweig) (Drucksache 
V/3054 Fragen 49 und 50) : 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 184. Sitzung. Bonn, Freitag, den 28. Juni 1968 	10015 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die auf Grund des 
§ 35 des Dritten Ändenungsgesetzes zu G 131 mit Ablaut des 
30. September 1961 in den Ruhestand versetzten Beamten 

z. Wv. und diesen gleichgestellten Personen, die  über diesen 
Zeitpunkt hinaus als Angestellte für öffentlichen Dienst tätig 
sind, auf dem din 39. September 1961 erdichten Hunclertsatz 
des Ruhegehaltes stehenbleiben, also ihre Altersversorgung 

trotz Berufstätigkeit nicht mehr verbess,crn können? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um diese Unge-
rechtigkeit zu beseitigen? 

Der Bundesregierung ist die in Frage 49 ange-
sprochene Rechtslage nach dem Gesetz zu Artikel 
131 des Grundgesetzes bekannt. Es ist nicht beab-
sichtigt, diese Rechtslage zu ändern. Nach einem 
allgemeinen beamtenrechtlichen Grundsatz können 
als ruhegehaltsfähige Dienstzeit nur Zeiten bis zum 
Eintritt in den Ruhestand angerechnet werden, so-
fern das Gesetz keine Ausnahme zuläßt. 

Eine solche Ausnahmeregelung zugunsten der von 
Ihnen angesprochenen Personen hatten Verbände 
schon zur Vierten Novelle zum Gesetz 131 ohne Er-
folg beantragt. Die erwähnten Personen sind mit 
Ablauf des 30. September 1961 in den Ruhestand 
getreten und unterliegen danach als Angestellte im 
öffentlichen Dienst grundsätzlich der Versicherungs-
pflicht in der Angestelltenversicherung. 

Anlage 6 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Köppler vom 
28. Juni 1968 auf die Mündlichen Anfragen des Ab-
geordneten Jung (Drucksache V/3054 Fragen 51, 52 
und 53) : 

Welche Gründe sind dafür maßgebend, daß clic Olvmpia-
Baugesellschaft sich nicht zu einem Architeklenwettbewerb auch 
für das Olympische Dorf entschließen konnte? 

Hätte es nicht nahegelegen, nach denn hervorragenden Ergebnis 
des Architektenwettbewerbs für die Olvmpia-Bauten auch für das 
Olympische Dorf ein gleiches Ergebnis anzustreben, zumal durch 
die rechtzeitige Auslobung eiues Wettbewerbs nicht mehr Zeit 
verlorengegangen wäre als durch die bisherige Behandlung der 
Angelegenheit? 

Halt  die  Bundesregierung es für vertretbar, angesichts der 
enormen Bundeszuschüsse für die Olympischen Spiele in Mün-
chen 1972 Vorbereitungen zuzustimmen, die mehr routinemäßiges 
Verwaltungshandeln als geistige Konzeption erkennen lassen? 

Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister 
der Finanzen beantworte ich die Fragen wie folgt: 

Die Entscheidung, für das Olympische Dorf in 
München keinen Bauwettbewerb auszuloben, ist 
nicht nur vom Aufsichtsrat der Olympia-Baugesell-
schaft einstimmig getroffen, sondern auch vom Vor-
stand des Organisationskomitees für die Spiele der 
XX. Olympiade einmütig befürwortet worden. Ich 
schicke dies deshalb voraus, weil diese Entscheidung 
— neben sachbezogener und deshalb stets willkom-
mener Kritik — auch einseitige, unsachliche und 
polemische Auslassungen hervorgerufen hat. 

Das Olympische Dorf gliedert sich — von Nord 
nach Süd — in ein Olympisches Dorf der Männer, 
in ein Zentrum und in ein Olympisches Dorf der 
Frauen. Das Olympische Dorf der Frauen wird seine 
eigentliche und dauernde Verwendung als Studen-
tenwohnanlage finden und 1800 Studentenwohn-
plätze bieten. Die Planungen für die Studentenstadt  

lagen schon zu einer Zeit vor, als die Vorarbeiten 
für die Olympischen Spiele überhaupt noch nicht be-
gonnen hatten; im Interesse einer Gesamtplanung 
für das Oberwiesenfeld mußte der Baubeginn sodann 
jedoch zurückgestellt werden. Gegen eine weitere 
Verzögerung haben Studentenwerk und AStA mit 
Nachdruck protestiert. Über den Zeitverlust hinaus 
fürchteten sie, daß die Finanzierung und das opti-
male Raum- und Funktionsprogramm ihrer baureifen 
Planung gefährdet seien, falls die Studentenwohn-
anlage in einen Architektenwettbewerb für das 
Olympische Dorf einbezogen würde. Die Wohnungs-
not der Studenten in München ist bekannt. Der Vor-
stand des Organisationskomitees und der Aufsichts-
rat der Olympia-Baugesellschaft hielten sich daher 
für verpflichtet, im Rahmen ihrer Möglichkeiten zur 
Abhilfe beizutragen. Einen Bauwettbewerb aber nur 
für einen Teil auszuschreiben, nämlich für das Olym-
pische Dorf der Männer und für das Zentrum, wäre 
sinnwidrig gewesen; eine architektonisch und städte-
baulich überzeugende Gestaltung des Ganzen hätte 
er nicht erbringen können. Aus diesen Gründen 
wurde - entgegen den ursprünglichen Vorstellun-
gen — in diesem einen Fall darauf verzichtet, einen 
Wettbewerb durchzuführen. 

Ihre Annahme, Herr Kollege, die Auslobung eines 
Bauwettbewerbs hätte gegenüber dem sofortigen 
Planungsauftrag an ein Architektenteam keinen Zeit-
verlust erbracht, trifft nicht zu. Vor dem 1. März 
1968, an dem die Entscheidung über die Gesamt-
konzeption für die Bauten auf dem Oberwiesenfeld 
fiel, hätte ein Wettbewerb für das Olympische Dorf 
nicht ausgeschrieben werden können. Wäre er an 
diesem Tage ausgelobt worden, so war nicht vor 
Herbst 1968 mit seinem Abschluß zu rechnen. Im 
Vergleich hierzu sind die Planungsarbeiten der be-
auftragten Architekten schon heute sehr weit fort-
geschritten. Auch sie streben ein in allen Richtungen 
optimales Ergebnis an und können es durchaus er-
reichen. Es wäre ungut und entspräche auch nicht 
der dem olympischen Gedanken eigenen Fairneß, 
dieses Ergebnis zu disqualifizieren, bevor es über-
haupt vorgelegt worden ist. 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß 
die Vorbereitungen für die Olympischen Spiele 1972 
„mehr routinemäßiges Verwaltungshandeln als 
geistige Konzeption erkennen lassen." Am 1. März 
1968 bekannte sich der Aufsichtsrat der Olympia

-

Baugesellschaft   nicht anders als das Organisa-
tionskomitee und die Geschäftsführung — dazu, den 
Entwurf von Prof. Behnisch der Gesamtkonzeption 
zugrunde zu legen; am 21. Juni beschloß er, der im 
Vergleich zum  Wettbewerbsvorschlag weiter ent-
wickelten und konstruktiv weitgehend umgestalte-
ten Dachlösung zuzustimmen. Beide Entscheidungen 
erforderten, daß finanziell erhebliche Mehrbelastun-
gen und bautechnisch ungewöhnliche Schwierigkei-
ten in Kauf genommen wurden, um eine architek-
tonische Idee zu verwirklichen, die dem geistigen 
Gehalt der Spiele in besonderem Maße Ausdruck 
verleiht. Ich glaube kaum, daß diese Entscheidungen 
der geistigen Konzeption und des Verständnisses 
für die Besonderheiten der Aufgabe entbehren. 
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Anlage 7 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Köppler vom 
28. Juni 1968 auf die Mündlichen Anfragen des Ab-
geordneten Kubitza (Drucksache V/3054 Fragen 54, 
55 und 56) : 

Welche politischen Initiativen gedenkt der Bundeskanzler 
seinen Worten vor dem Bundestag des Deutschen Sportbundes 
im Mai in Stuttgart folgen zu lassen: „In meinen Kopf will es 
einfach nicht hinein, daß der Sport in der Schule eine so geringe 
Rolle spielt!"? 

In welcher Form hat die Bundesregierung die zuständigen 
Länderminister über ihre mir in der Fragestunde von 31. Mai 
schriftlich mitgeteilten Erkenntnisse unterrichtet, wonach eine 
regelmäßige sportliche Betätigung von Berufsschülern von größter 
Bedeutung für deren Gesundheit wäre? 

Wie hoch müßten die finanziellen Aufwendungen des Bundes 
für Maßnahmen im Rahmen des Goldenen Planes in den nächsten 
Jahren sein, damit dieser in etwa fristgerecht erfüllt werden 
kann? 

Ihre Frage darf ich im Einvernehmen mit dem Bun-
deskanzleramt wie folgt beantworten: Der Schul-
sport gehört zum ausschließlichen Zuständigkeits-
bereich der Länder. Eine verfassungsrechtliche Ein-
flußmöglichkeit des Bundes auf die Länder besteht 
nicht. Trotzdem wird die Bundesregierung jede Ge-
legenheit wahrnehmen, auf Fehlentwicklungen auf-
merksam zu machen. Bei den zwischen Bund und 
Ländern zu führenden Gesprächen über eine gemein-
same Sportpolitik wird auch über den Schulsport ge-
sprochen werden. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
hat in seiner schriftlichen Antwort vom 31. Mai 1968 
im wesentlichen festgestellt, daß Erhebungen einzel-
ner Wissenschaftler auf der Grundlage von ärzt-
lichen Untersuchungen nach dem Jugendarbeits-
schutzgesetz und von schulärztlichen Untersuchun-
gen zu der Folgerung berechtigen, daß eine sport-
liche Betätigung unter fachkundiger Anleitung als 
prophylaktische Maßnahme von größter Bedeutung 
für die Gesunderhaltung unserer berufstätigen Ju-
gend ist. 

Da die zitierten Erhebungen vor allem auch auf 
schulärztlichen Untersuchungen basieren, konnte der 
Bundesarbeitsminister davon ausgehen, daß die Er-
gebnisse dieser in die Zuständigkeit der Länder fal-
lenden Untersuchungen und die daraus zu ziehenden 
Folgerungen den zuständigen Länderministerien be-
kannt sind. Im Hinblick darauf wird eine ausdrück-
liche Mitteilung an die zuständigen Länderminister 
nicht für erforderlich gehalten. 

Die Deutsche Olympische Gesellschaft hält in 
ihrem zweiten Memorandum vom November 1967 
eine jährliche Beanspruchung des Bundes in Höhe 
von 140 Mio DM in der Zeit von 1968-1975 zur 
fristgerechten Verwirklichung des Goldenen Planes 
für erforderlich. 

Ob sich der Bund künftig an der Förderung des all-
gemeinen Sportstättenbaues beteiligen und dafür 
Mittel bereitstellen wird, ist allerdings von dem 
Ergebnis der Verhandlungen über die Finanzreform 
abhängig. 

Die Bundesregierung hatte ursprünglich eine Auf-
nahme der Förderung des Sportstättenbaues als Ge-
meinschaftsaufgabe in das Grundgesetz vorgeschla-
gen, um damit eine sichere verfassungsrechtliche 

Grundlage für die Beteiligung am Goldenen Plan zu 
erhalten. Diese Vorstellungen fanden nicht die Zu-
stimmung der Ministerpräsidenten der Länder. Dem-
entsprechend ist die Forderung des Sportstätten-
baues in der Regierungsvorlage zur Finanzreform 
nicht mehr enthalten. 

Es ist beabsichtigt, in einer Verwaltungsverein-
barung zwischen Bund und Ländern klarzustellen, 
daß dem Bund die Förderung des Baues der zentralen 
Einrichtungen des Sports, also insbesondere der 
Trainings- und Leistungszentren, obliegt. 

Anlage 8 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Freiherr von 
und zu Guttenberg vom 28. Juni 1968 auf die Münd-
lichen Anfragen des Abgeordneten Dr. Mühlhan 
(Drucksache zu V/3054 Fragen 76, 77 und 78) : 

Wann gedenkt der Bundeskanzler, gemäß dem Beschluß des 
Deutschen Bundestages vom 7. Mai 1968 clic Zuständigkeit über 
die Betreuung des Preußischen Kulturbesitzes" dem Bundes-
minister für wissenschaftliche Forschung zu übertragen? 

Ist die Bundesregierung dem am 7. Mai 1968 einstimmig 
gefaßten Beschluß des Deutschen Bundestages inzwischen ge-
folgt, „den Bundeskanzler nachdrücklich aufzufordern, entspre

-

chend dem Antrag des Ausschusses für Wissenschaft, Kultur-
politik und Publizistik dem Bundesministerium für wissenchaft-
liche Forschung neben der Forschungsförderung auch die Bil-
dungsplanung, die Studienförderung und die Förderung der 
technischen Entwicklung zu übertragen, also die Zuständigkeit 
für den Bildungsrat, die Studienförderung (Honnefer Modell) 
und die Hochbegabtenförderung aus dem Bundesinnenministerium 
in das Bundesministerium für wissenschaftliche Forschung ver-
lagert worden? 

Teilt der Bundeskanzler die Überzeugung, daß die Herstellung 
der Sachbezogenheit und die Vereinheitlichung der Bundes-
kulturkompetenzen angesichts der schwierigen Lage in der 
bundesdeutschen Kulturpolitik besonders notwendig und drin-
gend ist? 

In dem Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
7. Mai 1968 wurde der Herr Bundeskanzler ersucht, 
die in den Bereich der Förderung der wissenschaft-
lichen Forschung, der technologischen Entwicklung, 
der Bildungsplanung und der Ausbildungsförderung 
fallenden Zuständigkeiten des Bundes im Ministe-
rium für wissenschaftliche Forschung zu vereinigen. 
Nach Auffassung der Bundesregierung wird die Zu-
ständigkeit für die Stiftung Preußischer Kulturbesitz, 
bei der es sich in erster Linie um eine Betreuung von 
Kunstwerken handelt, durch diesen Beschluß nicht 
erfaßt. Unabhängig davon bestehen auch Zweifel, 
ob es zweckmäßig wäre, die derzeit auf diesem Ge-
biet bestehende Ressortzuständigkeit zu ändern. 

Bei der Prüfung, welche Folgerungen aus dem 
Beschluß des Deutschen Bundestages vom 7. Mai 
1968 zu ziehen sind, sind eine Vielzahl von organi-
satorischen und personellen Fragen zu klären. Wie 
ich bereits in der Fragestunde des Deutschen Bun-
destages am 15. Mai 1968 'ausgeführt habe, müssen 
hierbei außerdem auch die Überlegungen über die 
zweckmäßigste Gesamtorganisation der Bundes-
regierung berücksichtigt werden. Eine abgewogene 
Entscheidung darüber, ob und inwieweit die vom 
Deutschen Bundestag empfohlene Konzentration auf 
den in Frage stehenden Gebieten möglich und zur 
Bewältigung der genannten Aufgaben zweckmäßig 
ist, läßt sich deshalb trotz aller gebotenen Beschleu- 
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nigung nicht innerhalb kurzer Zeit treffen. Sobald 
die Bundesregierung ihre Entscheidung getroffen 
hat, wird sie das Hohe Haus unterrichten. 

Die Bundesregierung bemüht sich auf allen Ge-
bieten um eine Kompetenzverteilung, die eine mög-
lichst effektive Arbeit gewährleistet. Dies gilt auch 
für die Kompetenzverteilung im kulturellen Bereich. 
Soweit mit Ihrer Frage die in dem Beschluß des 
Deutschen Bundestages vom 7. Mai 1968 genannten 
Gebiete angesprochen sind, darf ich mich auf meine 
bisherigen Ausführungen beziehen. Im übrigen hat 
sich die Bundesregierung bereits bei ihrer bisherigen 
Kompetenzverteilung auf kulturellem Gebiet um 
möglichst sachgerechte Lösungen bemüht. 

Anlage 9 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Köppler vom 
28. Juni 1968 auf die Mündliche Anfrage des Abge-
ordneten Dr. Miessner (Drucksache zu V/3054 
Frage 79) : 

Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der neuesten Ent-
wicklung im Verkehr nach Berlin die Aufhebung des Erlasses 
des Bundesinnenministers vom 17. November 1961 - II A 2 
(10) — 7450 a - 4109 XIV/61 — betr. Gewährung von Flug-
kostenzuschüssen zu den Mehrkosten der Flüge zwischen Berlin 
und dem übrigen Bundesgebiet und umgekehrt für Bundesbedien-
stete einschließlich der Versorgungsempfänger und deren Fami-
lienangehörigen rückgängig zu machen? 

Die Aufhebung der von Ihnen genannten Flug-
kostenzuschußregelung beruht auf einem Beschluß 
des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundes-
tages vom 13. März 1968, Haushaltsmittel nur noch 
für die Angehörigen der Bundesverwaltung zur Ver-
fügung zu stellen, die aus dienstlichen Gründen auf 
die Benutzung des Luftweges von und nach Berlin 
angewiesen sind. Die Zuschußregelung für die nicht 
zu diesem Personenkreis gehörenden Angehörigen 
des Bundesdienstes mußte daher zum 1. Mai 1968 
aufgehoben werden. 

Insbesondere im Hinblick auf die neuen Ver-
kehrsbehinderungen bei Reisen von und nach Ber-
lin habe ich inzwischen den Haushaltsausschuß 
gebeten, der Wiedereinführung einer pauschalen 
Zuschußregelung für die in Berlin tätigen Bundes-
bediensteten zuzustimmen. 

Der Haushaltsausschuß hat gestern seine Zustim-
mung verweigert. Statt dessen hat er eine ein-
schränkende Regelung empfohlen, nach der die 
genannten Bediensteten einmal jährlich einen pau-
schalen Zuschuß unter der Voraussetzung erhalten 
sollen, daß ihr Grundgehalt" nicht mehr als 1250 DM 
monatlich beträgt. 

Anlage 10 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatsekretärs Köppler vom 
28. Juni 1968 auf die Mündliche Anfrage des Abge

-

ordneten Lemmrich (Drucksache zu V/3054 Frage 80) : 

Ist die Bundesregierung bereit, mit den Kultusministern der 
Länder umgehend Verhandlungen aufzunehmen, um den Stu-
dienablauf so zu ändern, daß die ihren Wehrdienst ableistenden 
Abiturienten nach Ableistung des Wehrdienstes ohne längere 
Wartezeiten ihr Studium aufnehmen können? 

Die Bundesregierung ist bereit, mit den Kultus-
ministern der Länder Verhandlungen darüber auf-
zunehmen, daß für Studienbewerber, die ihren 
Wehrdienst abgeleistet haben, keine unangemesse-
nen Wartezeiten vor Beginn des Studiums entstehen. 
Ich beziehe mich hierbei auf die Beantwortung der 
Frage des Herrn Abg. Jung in der Fragestunde vom 
21. Juni 1968. 

Anlage 11 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Gumbel vom 27. Juni 1968 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Gscheidle (Drucksache zu V/3054 Fragen 81, 82 
und 83):  

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die in der im öffent-
lichen Dienst geltenden Fahrkostenzuschußregelung gezogene 
Einkommensgrenze von 815 DM unverändert bleiben soll? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach Verabschiedung des 
Vierten Besoldungsänderungsgesetzes eine große Anzahl Zu-
schußempfänger geringfügig die in Frage 81 bezeichnete Ein-
kommensgrenze übersteigen und damit den Anspruch auf einen 
Zuschuß, der höher liegt als die eintretende Besoldungsverbesse-
rung, verlieren? 

Ist die Bundesregierung bereit, die in der Fahrkostenzuschuß-
regelung gezogene Einkommensgrenze angemessen heraufzuset-
zen, um Einkommensminderungen als Folge des Vierten Besol-
dungsänderungsgesetzes zu verhindern? 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes-
tages hat am 27. Juni 1968 von der Absicht der 
Bundesregierung, die Fahrkostenzuschußregelung 
über den 30. Juni 1968 hinaus zu verlängern, zu-
stimmend Kenntnis genommen. 

In der Sitzung des Haushaltsausschusses ist auch 
der von Ihnen angesprochene Tatbestand erörtert 
worden, daß nach Inkrafttreten des Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes in be-
stimmten Grenzfällen ein bislang gewährter Fahr-
kostenzuschuß infolge Überschreitens der Einkom-
mensgrenze von 815,— DM wegfallen wird und die 
betroffenen Zuschußempfänger somit unter Um-
ständen eine Einkommensminderung erfahren kön-
nen. Im Ausschuß bestand Einvernehmen, daß eine 
solche Minderung vermieden werden soll. 

Die Bundesregierung wird daher unverzüglich 
die Möglichkeiten einer derartigen „Besitzstands-
maßnahme" prüfen und alsdann eine entsprechende 
Regelung treffen. 

Eine allgemeine Anhebung der Einkommensgrenze 
hält die Bundesregierung nicht für notwendig. Die 
Zuschußregelung ist eine ausschließliche Werbe-
maßnahme und muß sich an der jeweiligen Arbeits-
marktlage orientieren; diese erfordert zur Zeit 
keine Erhöhung des Grenzbetrages von 815,— DM. 
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Anlage 12 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Dr. Heinemann vom 
28. Juni 1968 auf die Mündliche Anfrage des Ab-
geordneten Erhard (Bad Schwalbach) (Drucksache 
zu V/3054 Frage 84) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, im Zusammenhang mit einer 
Amnestie politisch str a ffällig Gewordener auch solche Personen 
in die Amnestie einzubeziehen, die während der Unruhen und 
Demonstrationen in diesem Jahr, vor allem während der 
Osterunruhen, straffällig geworden sind? 

Ihre Anfrage, die in der heutigen Sitzung des 
Deutschen Bundestages nicht mehr aufgerufen 
wurde, beantworte ich mit „nein". 

Anlage 13 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Leicht vom 
28. Juni 1968 auf die Mündlichen Anfragen des 
Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) (Drucksache 
zu V/3054 Fragen 85, 86 und 87) : 

Aus welchen Gründen und in welcher Abwägung unterein-
ander streitender Interessen müßten zur angeblichen Forderung 
von Kunst und wissenschaft öffentliche Institute und Samm-
lungen (insbesondere Bibliotheken) wettbewerbsverzerrend, 
systemwidrig und einseitig von der Einfuhrumsatzsteuer befreit 
werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch die jetzt getrof-
fene Regelung in der EUSt-Befreiungsordnung den öffentlichen 

Sammlungen und Institutionen eine neue Belastung mit Ver-
waltungsarbeiten dadurch aufgelastet wird, daß sie selbst mil 
dem ausländischen Buchhandel in Geschäftsverkehr treten müs-
sen, obgleich dieser Geschäftsverkehr bisher Tiber die seit 
Jahrzehnten bewährten Verbindungen des deutschen Import-
buchhandels zufriedenstellend und reihungslos abgelaufen ist? 

Hält es die Bundesregierung für vertretbar, daß etc Folge 
der wettbewerbsbeeinträchtigenden Regeleng das Steueraufkom-
men,  und  zwar sowohl die Umsatzsteuer als auch die Ertrag-
steuern vermindert wird und dadurch der aasländische Buch-
handel zu Lasten sowohl der Staatsfinanzen als auch des inlän-
dischen Buchhandels subventioniert wird? 

Die in der Anfrage bezeichneten Befreiungen von 
der Einfuhrumsatzsteuer, die sich auf Gegenstände 
für öffentliche Sammlungen sowie für Lehr- und 
Bildungsmittel beziehen, sind den entsprechenden 
Zollbefreiungen nachgebildet und bestanden auch 
schon früher für die Umsatzausgleichsteuer. 

Es war zunächst vorgesehen, sie für das Mehr-
wertsteuerrecht, also ab 1. 1. 1968, nicht mehr zu 
gewähren. Das Bundesfinanzministerium hat sich 
jedoch auf dringende Vorstellungen beteiligter 
Kreise und anderer Ressorts schließlich entschlos-
sen, die Befreiungen im Interesse von Bildung und 
Wissenschaft beizubehalten. Wegen des System-
unterschiedes zwischen der früheren Umsatzsteuer 
und der heutigen Mehrwertsteuer wirkt sich die 
Befreiung jedoch dahin aus, daß der inländische 
Handel bei der Belieferung der begünstigten Insti-
tutionen im Vergleich zu Direktlieferungen aus dem 
Ausland benachteiligt wird. Denn er muß für seine 
Lieferungen die inländische Umsatzsteuer in Rech-
nung stellen. Auf Grund dieser unerwünschten Ent-
wicklung ist der ganze Fragenkreis innerhalb der 
Bundesregierung eingehend erörtert worden. Es be-
steht nunmehr Einvernehmen wenigstens darüber, 
daß die Einfuhrumsatzsteuerbefreiung für Gegen-
stände für öffentliche Sammlungen sowie für 

Lehr- und Bildungsmittel aufzuheben ist. Eine ent-
sprechende Verordnung wird vorbereitet. Damit ist 
Ihrem Anliegen Rechnung getragen. 

Anlage 14 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Leicht vom 
28. Juni 1968 auf die Mündlichen Anfragen des Ab-
geordneten Schultz (Gau-Bischofsheim) (Drucksache 
zu V/3054 Fragen 88, 89 und 90) : 

Welchen Inhalt haben die Briete, die der DDR-Finanzminister 
im November 1967 und im Januar 1963 an den Bundesfinanz-
minister geschrieben hat? 

ist es zutreffend, daß nach dem Inhalt dieser Briefe zu erwar-
ten war, daß die DDR-Regierung Maßnahmen hegen den Berlin-
verkehr, wie sie in  der  vergangenen Woche getroffen wurden, 
vornehmen würde? 

Warum hat der Bundesfinanzminister diese beiden Briete 
bisher nicht beantwortet? 

Bei den angesprochenen Briefen handelt es sich 
um die Schreiben des Finanzministers der SBZ, 
Siegfried Böhm, vom 22. November 1967 und vom 
29. Januar 1968 an den Bundesfinanzminister. Unter 
dem gleichen Datum hat der sowjetzonale Finanz-
minister auch an den Senator für Finanzen in West-
berlin geschrieben. In den Schreiben wird die Zah-
lung von zuletzt 234 Mio. DM gefordert, und zwar 
vom Bundesfinanzminister der Betrag von 122 Mio, 
DM und vom Senator für Finanzen in Berlin der 
Betrag von 112 Mio. DM. Zur Begründung vertritt 
der Finanzminister der SBZ den Standpunkt, daß es 
sich bei den Beträgen um Beförderungssteuern han-
dele, die zu Unrecht für Beförderungsleistungen auf 
dem Territorium der sogenannten DDR erhoben 
worden seien. Gleichzeitig fordert der Finanzmini-
ster der SBZ eine Änderung der Vorschrift über den 
Geltungsbereich im Mehrwertsteuergesetz und in 
anderen nicht näher bezeichneten Gesetzen und Ge-
setzentwürfen, soweit sie in die Zuständigkeit des 
Bundesfinanzministeriums fallen. 

Nach dem Inhalt der Briefe war nicht zu erwarten, 
daß die Regierung der SBZ die inzwischen erfolgten 
Maßnahmen gegen den Berlin-Verkehr vornehmen 
würde, zumal das Beförderungssteuergesetz mit der 
zum 1. Januar 1968 erfolgten Einführung der Mehr-
wertsteuer fortgefallen ist und im Rahmen der 
Mehrwertsteuer keine Besteuerung der Beförde-
rungsleistungen auf dem Gebiet der SBZ erfolgt. 
Wie der Herr Bundeskanzler in der Regierungser-
klärung vom 20. Juni 1968 ausführte, hat die Regie-
rung der SBZ ihre Maßnahmen seit Jahren vorbe-
reitet und am 11. Juni 1968 unter dem Vorwand be-
kanntgegeben, daß die Verabschiedung der Vor-
sorgegesetze in der Bundesrepublik eine neue Lage 
geschaffen habe. Die Bundesregierung ist der Auf-
fassung, daß die Erfüllung der unberechtigten An-
sprüche des Finanzministers der SBZ die Machthaber 
im anderen Teile Deutschlands nicht daran gehindert 
hätte, ihre von langer Hand vorbereiteten Maßnah-
men durchzuführen. 

Es bestand keine Veranlassung, die Briefe geson-
dert für sich zu beantworten, solange keine Verhand- 
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lungsgrundlage für alle von Ostberlin erhobenen 
Forderungen gegeben ist. Im übrigen geht es nicht 
um echte oder vermeintliche finanzielle Ansprüche, 
sondern um die Durchsetzung der Zweistaatentheo-
rie für Deutschland mit Sonderregelung für Berlin 
als einer „selbständigen politischen Einheit". 

Anlage 15  

Schriftliche Antwort  

des Parlamentarischen Staatssekretärs Leicht vorn 
28. Juni 1968 auf die Mündlichen Anfragen des Ab-
geordneten Dr. Friderichs (Drucksache zu V/3054 
Fragen 91, 92 und 93) : 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung im Ministerrat dem 
sogenannten „Beschleunigungs-Beschluß" vorn 26. Juli 1966 für 
Spirituosen unter der Voraussetzung zugestimmt hat, daß die 
Kommission gemäß Ministerratsbeschluß vom 11. Mai 1966 
spätestens am 1. Juli 1967 den Entwurf einer EWG-Alkohol

-

marktordnun g  dem Rat zuleitet und diese Marktordnung am 
1. Juli 1968 gleichzeitig mit dem Zollabbau in Kraft tritt? 

Hält es die Bundesregierung für notwendig, den Zolltarif für 
Spirituosen über den 1. Juli 1968 hinaus beizubehalten? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, beim Ministerrat einen 
Antrag auf vorläufige Aussetzung des Zollabbaues bei Spiri-
tuosen zu stellen? 

Nein, das trifft in dieser Form nicht zu. Die Ent-
scheidung vom 26. Juli 1966 betrifft nur den Zoll-
abbau für gewerbliche Erzeugnisse. 

Die landwirtschaftlichen Erzeugnisse, d. h. die i n 
 Anhang II des EWG-Vertrages aufgeführten, zu 

denen auch Alkohol gehört, werden in dem Be-
schluß des Rates vom 11. Mai 1966 behandelt, in 
dem folgendes steht: 

„Die Kommission wird dem Rat spätestens am 
1. Juli 1967 Vorschläge unterbreiten, um den 
freien Warenverkehr für die Waren nach An-
hang II herzustellen, die zu diesem Zeitpunkt 
noch nicht Gegenstand einer gemeinsamen 
Marktorganisation nach Art. 40 sind." 

Auf diesen Beschluß ist anläßlich der Verabschie-
dung der Entscheidung vom 26. .Juli 1966 nochmals 
verwiesen worden. 

Die Kommission hat in der Zwischenzeit einen 
Vorschlag für eine Verordnung über eine gemein-
same Marktorganisation für einige in Anhang II 
des Vertrages aufgeführte Erzeugnisse (sog. Rest-
waren des Anhangs II) vorgelegt. In der Begrün-
dung zu diesem Verordnungsentwurf (Ziffer 2 d) hat 
sie dabei zum Ausdruck gebracht, daß sie beabsich-
tigt, dem Rat im Laufe des Jahres 1968 Vorschläge 
Tiber gemeinsame Marktorganisationen für verschie-
dene, namentlich genannte Erzeugnisse, unter an-
derem Alkohol, vorzulegen. 

Die Bundesregierung ist der Meinung, daß die 
deutsche Branntweinwirtschaft zum Ausgleich ihrer 
höheren Rohstoff- und Herstellungskosten his zum 
Inkrafttreten der EWG-Alkoholmarktordnung, die 
einheitliche Branntweinverkaufspreise schaffen soll, 
eines Schutzes bedarf. Sie hat deswegen bei der 
Kommission die Genehmigung zur Erhebung von 
Ausgleichsabgaben beantragt, die daß Preisgefälle 
ausgleichen sollen. 

Sollte die Kommission auf den eben genannten 
Antrag eine Entscheidung treffen, die die deutsche 
Branntweinwirtschaft nicht oder nur unzureichend 
vor Wettbewerbsnachteilen schützt, beabsichtigt der 
BdF beim Ministerrat zu beantragen, seine Ent-
scheidung vom 26. Juli 1966 („Beschleunigungs

-

Beschluß") über den vorzeitigen Wegfall der Zölle 
bezüglich der Waren der Tarifnummern 22.09-B und 
-C (alkoholhaltige Zubereitungen, alkoholische Ge-
tränke) einstweilen auszusetzen. 

Anlage 16  

Schriftliche Antwort  

des Parlamentarischen Staatssekretärs Leicht vom 
28. Juni 1968 auf die Mündlichen Anfragen des Ab-
geordneten Opitz (Drucksache zu V/3054 Fragen 94, 
95 und 96) : 

Hat die Bundesregierung bei der Kommission die Genehmi-
gung von Ausgleichsabgaben anstelle der weglallenden Zölle 
beantragt, um das beachtliche Gefälle der Alkoholpreise in der 
EWG auszugleichen? 

Ist es richtig, daß die Kommission beabsichtigt, Ausgleichs

-

abgaben lediglich in Höhe von ca. 80 DM pro hl W e ing e i s t 
und das lediglich für bestimmte Spirituosen zu  gestatten?  

Halt die Bundesregierung in Anbetracht des deutschen Mono-
polspritpreises von 263 DM diese Maßnahme für ausreichend  

angesichts des französischen Alkoholpreises bei Exportspirituo-
sen in Höhe von 64 DM pro hl Weingeist?  

Ja. Die Bundesregierung hat wegen der in den 
übrigen Mitgliedstaaten geringeren Branntwein-
preise, die auf niedrigeren Rohstoffpreisen beruhen, 
bei der Kommission beantragt, der Erhebung einer 
Ausgleichsabgabe zuzustimmen. 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
hat in einer Anhörungsbesprechung am 5. 6. 1968, 
an der die Vertreter der Verbände der deutschen 
Branntweinwirtschaft teilgenommen haben, erklärt, 
sie halte eine Ausgleichsabgabe in Höhe der z. Z. 
geltenden Zölle nicht für gerechtfertigt, weil die 
Binnenzölle höher seien als das Preisgefälle zu den 
Mitgliedstaaten. Diesem Einwand ist eine gewisse 
Berechtigung nicht abzusprechen. Die Vertreter der 
Bundesregierung haben deshalb unter Berücksichti-
gung eines Verkaufspreises für Alkohol in den 
Benelux-Staaten von 90,- bis 120,— DM/hl W zu-
nächst einer aus dem Durchschnitt der Branntwein-
preise errechneten einheitlichen Ausgleichsabgabe 
von 80,— DM/hl W zugestimmt. Als die Wirtschafts-
verbände später ihre ursprünglichen Angaben er-
gänzten und auf einen französischen Ausfuhrpreis 
für Alkohol von 65,— DM/hl W hinwiesen, ist eine 
pauschalierte Ausgleichsabgabe von mindestens 
100,— DM/hl W gefordert worden. Unter Berück-
sichtigung einer über die Branntweinsteuer hinaus-
gehenden Belastung der Branntweineinfuhren mit 
Monopolausgleich von 77,— DM/hl W und einem 
durchschnittlichen Branntweinabgabepreis von 
90,— DM/hl W ergibt sich bei einer Ausgleichs-
abgabe von 100,— DM/hl W eine Gesamtbelastung 
von 267,— DM/hl W für eingeführten Branntwein 
gegenüber dem Abgabepreis der Bundesmonopol-
verwaltung in Höhe von 263,— DM/hl W. 

Die Kommission hat in der Besprechung am 
5. 6. 1968 die Auffassung vertreten, daß Branntwein- 
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erzeugnisse, für die auf Grund einer früheren EWG- 
Empfehlung bestimmte Einfuhrquoten vorgesehen 
sind, und zwar 

Weinbrand 	 (Quote 2880 hl) 

Kornbranntwein 	(Quote 2485 hl) 

sonstiger Branntwein 	(Quote 5365 hl) 

nicht mit. einer Ausgleichsabgabe belegt werden 
könnten, weil eine Kumulierung von Schutzmaß-
nahmen nicht für vertretbar gehalten werde (men-
genmäßige Bes chränkung und Ausgleichsabgaben). 
Bei voller Ausnutzung der genannten Quoten wer-
den Spirituosen in Höhe von 0,7 %des deutschen 
Trinkbranntweinabsatzes eingeführt. 

Anlage 17 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Adorno vom 
28. Juni 1968 auf die Mündlichen Anfragen des 
Abgeordneten Schmidt (Braunschweig) (Drucksache 
zu V/3054 Fragen 107, 108 und 109) : 

Welche konkreten Maßnahmen hat die Bundesregierung unter-
nommen, ein zentrales Kantinensystem für die Bundeswehr ein-
zuführen, nachdem der Vertreter des Bundesverteidigungsmini-
steriums in der Fragestunde des Deutschen Bundestages am 
to. Juni 1067 erklärt hatte, daß ein vorn :Ministerium über die 
Wirtschaftlichkeit eines derartigen Kantinensystems eingeholtes 
Gutachten zu einem positiven Ergebnis geführt habe? 

Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß des Interesse der 
Bundeswehr an sozial gerechten Preisen, mobiler Versorgung 
hei Übungen und Manövern und Versorgung auch der kleinsten 
Einheiten durch den Zusammenschluß der Mehrzahl der Kantinen-
pächter in der ..Freien Leistungsgemeinschaft selbständiger Kan-
tinenpächter e. V." - genannt Fleska berücksichtigt werden? 

Hat die Bundesregierung die rechtlich gesicherte Möglichkeit, 
die Geschäftstätigkeit der Fleska zu überwachen, um sicherzu-
stellen, daß die in Frage 108 genannten Interessen der Bundes-
wehr gewahrt werden? 

Das über die Wirtschaftlichkeit eines zentralen 
Kantinensystems eingeholte Gutachten hat zwar zu 
einem positiven Ergebnis geführt; die wirtschafts-
politischen Überlegungen sind jedoch noch nicht 
abgeschlossen. Sowohl die zuständigen parlamen-
tarischen Gremien als auch der Bundesminister für 
Wirtschaft und die tangierten Organisationen sowie 
Verbände haben sich mit den Fragen des Kantinen-
wesens befaßt. Eine endgültige Regelung dürfte 
davon abhängen, welches Ergebnis die noch nicht 
abgeschlossenen Verhandlungen haben werden. 

Zielsetzung der zunächst nur in vereinsrecht-
licher Form gegründeten „Freien Leistungsgemein-
schaft selbständiger Kantinenpächter" „FLESKA" ist 
es, Einkauf und Abrechnung zu rationalisieren und 
die hierdurch erzielbaren Vorteile auszunutzen. 
Insoweit dient die „FLESKA" zunächst den Inter-
essen der in ihr zusammengeschlossenen Kantinen-
pächter. Ob dieser Zusammenschluß auch die Inter-
essen der Bundeswehr an sozialgerechten Preisen, 
mobiler Versorgung bei Übungen und Manövern 
und Versorgung auch der kleinsten Einheiten berück-
sichtigen kann, ist noch nicht abzusehen. Die Erörte-
rungen mit der „FLESKA" über die Auswirkungen 
dieser Gründung sind noch nicht abgeschlossen. 

Bei der derzeitigen Organisationsform der 
„FLESKA" hat das Bundesverteidigungsministerium  

keine rechtliche Möglichkeit, auf die Geschäftstätig-
keit der FLESKA einzuwirken. Das Ministerium hat 
andererseits auch keine Handhabe, den freiwilligen 
kooperativen Zusammenschluß der Kantinenpächter 
zu verhindern. 

Anlage 18 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Adorno vom 
28. Juni 1968 auf die Mündlichen Anfragen des Ab-
geordneten Faller (Drucksache zu V/3054 Fragen 110 
und 1l1): 

Trifft es zu, daß mit der Übernahme des Flugplatzes Brem-
garten (Südbaden) in die Regie der Bundeswehr clic bisherigen 
Pacht- und Nutzungsvereinbarungen mit den Bauern der Gemein-
den Eschbach und Bremgarten zum 1. November 1968 gekündigt 
wurden? 

Vermag die Bundesregierung zu erklären, weshalb die von 
den Stationierungskräften eingegangenen Pacht- und Nutzungs-
verträge ausgerechnet von der Bundeswehr aufgekündigt werden, 
obwohl durch den Verlust von sechs bis acht ha mehrere 
Pächter in ihrer Existenz bedroht werden? 

Es ist zutreffend, daß die von der Bundesver-
mögensverwaltung im Einvernehmen mit den fran-
zösischen Stationierungsstreitkräften eingegangenen 
Pachtverträge über Acker- und Grünlandflächen 
innerhalb der Umzäunung des Flugplatzes Brem-
garten vorsorglich zum 1. 11. 1968 gekündigt wer-
den mußten. Dessenungeachtet wird zur Zeit unter-
sucht, welche Flächen auch künftig landwirtschaft-
lich genutzt werden können. Es ist jedoch leider 
nicht zu vermeiden, daß die bisher von der franzö-
sischen Luftwaffe gestattete landwirtschaftliche Nut-
zung eingeschränkt werden muß, weil durch den 
künftigen Einsatz der F 104 die Startbahn nach bei-
den Seiten zu verbreitern ist und die unmittelbar 
an die Startbahn angrenzenden Flächen aus Gründen 
der Flugsicherheit von jeder zivilen Nutzung frei-
zuhalten sind. 

Voraussichtlich wird jedoch auch künftig eine 
Fläche von etwa 65-70 ha abseits der Startbahn am 
Nordrand des Flugplatzes als Ackerland verpachtet 
werden können. Es wird weiter angestrebt., die 
Grasnutzung soweit wie möglich zu gestatten. Sollte 
die Heuernte durch Landwirte auf bestimmten Flä-
chen und zu bestimmten Zeiten aus Gründen der 
Flugsicherheit nicht möglich sein, wird das anfal-
lende, durch Arbeitskräfte der Bundeswehr gewon-
nene Heu den Landwirten zur Verfügung gestellt 
werden. Die Einzelheiten werden mit den betroffe-
nen Landwirten und dem Landwirtschaftsamt vor-
aussichtlich im August oder September dieses Jahres 
erörtert werden. Dabei wird auch eine mögliche Um-
verteilung der Pachtflächen vorgenommen werden. 

Anlage 19 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Wittrock vom 28. Juni 1968 auf 
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Wächter 
(Drucksache zu V/3054 Frage 112) : 
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Wird die Bundesregierung für das Haushaltsjahr 1969 entspre-
chend der Forderung des niedersächsischen Ministers für Wirt-
schaft und Verkehr und des Bremer Senators für Häfen und 
Schiffahrt in dem Haushalt des Bundesverkehrsministeriums für 
die Vertiefung der Unterweser von Nordenham bis Brake einen 
Betrag von 50 Millionen DM einsetzen? 

Die Bundesregierung ist nicht in der Lage, im 
Haushalt 1969 für die Vertiefung der Unterweser 
von Nordenham bis Brake einen Betrag von 50 Mil-
lionen DM einzusetzen. Die Maßnahme ist noch nicht 
haushaltsreif, da noch verschiedene Planfeststel-
lungsverfahren durchzuführen sind. Im übrigen kön-
nen im Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung 
neue Maßnahmen nur finanziert werden, wenn 
andere Bauvorhaben in entsprechender Höhe zurück-
gestellt werden. Dies ist in vorliegendem Falle nicht 
möglich. 

Anlage 20 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Wittrock vom 28. Juni 1968 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Ollesch (Drucksache zu V/3054 Fragen 113 und 114) : 

Wann ist mit dem Baubeginn der Weser-Brücke in Hameln zu 
rechnen? 

Ist es richtig, daß Bedenken der NATO den Baubeginn dieses 
Projektes verzögert haben? 

Zur Zeit werden von einem Ingenieurbüro die 
baureifen Pläne für die Verlegung der Bundesstraße 
83 in Hameln einschließlich des Baues einer 2. We-
serbrücke bearbeitet. Nach Fertigstellung des Bau-
entwurfs, womit frühestens Ende 1968 zu rechnen 
ist, wird die niedersächsische Straßenbauverwaltung 
die Entwurfsunterlagen dem Bundesverkehrsmini-
sterium zur Genehmigung übersenden. Die notwen-
digen Haushaltsmittel stehen im 3. Vierjahresplan 
zur Verfügung. Mit den Bauarbeiten kann jedoch 
erst begonnen werden, wenn zuvor das Planfest-
stellungsverfahren nach dem Bundesfernstraßenge-
setz durchgeführt und der Plan rechtskräftig festge-
stellt worden ist. Wann dies sein wird, läßt sich zur 
Zeit leider noch nicht übersehen. 

Die NATO hat gegen das Projekt keine Bedenken 
geäußert. 

Anlage 21 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Wittrock vorn 28. Juni 1968 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Baier (Drucksache zu V/3054 Fragen 115 und 116) : 

Aus welchen Gründen ist der dringend notwendige Ausbau dei 
Neckartalstraße B 37 — insbesondere im Bereich des Landes 
liessen nach wie vor zum großen Teil nicht erfolgt, obwohl in 
der Fragestunde des Deutschen Bundestages vom 25. März 1965 

weitere Ausbauabsichten ab 1966 zwischen der Landesgrenze 
westlich Neckar-Steinach und Neckarhausen und bezüglich der 
Verlegung bei Hirschhorn ab 1967 bekundet wurden? 

Welcher  Zeitplan ist nunmehr für den Gesamtausbau der 
Neckartalstraße vorgesehen? 

Es trifft nicht zu, daß der Ausbau der B 37, ins-
besonders im Bereich des Landes Hessen, zum gro

-

ßen Teil nicht erfolgt ist. Die Teilstrecke zwischen 
Neckar-Steinach und Neckar-Hausen ist mit Aus-
nahme der Einmündung der Kreisstraße 36 von 
Darsberg in den Jahren 1967/68 großzügig ausgebaut 
worden. Der Abschnitt zwischen der geplanten Ver-
legung bei Hirschhorn und der Landesgrenze ist 
1965/66 durch einen Zwischenausbau verbessert wor-
den. 

Der westlich Neckar-Steinach gelegene schienen-
gleiche Bahnübergang soll durch eine Hochstraße 
beseitigt werden. Der Zeitpunkt der Baudurchfüh-
rung kann noch nicht genannt werden. 

Wegen der Einwendungen gegen die Planung für 
die Änderung der Einmündung der Kreisstraße 36 
mußte der Ausbau zurückgestellt werden. 

Das Planfeststellungsverfahren für die Teilstrecke 
der B 37 zwischen Neckar-Hausen und der geplanten 
Umgehungsstraße Hirschhorn konnte noch nicht zum 
Abschluß gebracht werden, weil gegen den Beschluß 
geklagt worden ist. Der Bundesminister für Verkehr 
ist mit der Auftragsverwaltung des Landes Hessen 
bemüht, trotzdem mit der Maßnahme 1969 zu be-
ginnen. 

Die Planung für die Umgehungsstraße Hirschhorn 
wird in diesem Jahr und das Planfeststellungsver-
fahren 1969 durchgeführt. Es besteht daher die Mög-
lichkeit, noch innerhalb des 3. Vierjahresplanes 
(1967 bis 1970) mit der Maßnahme zu beginnen. 

Anlage 22 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Wittrock vom 28. Juni 1968 
auf die Mündliche Anfrage der Abgeordneten 
Frau Freyh (Drucksache zu V/3054 Frage 117) : 

Auf welche Weise wird sich der Bund am weiteren Ausbau 
der Ludwig-Landmann-Straße in Frankfurt (Main) künftig beteili-
gen? 

Im Einvernehmen mit dem Land Hessen braucht 
diese Frage im gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht 
entschieden zu werden. Inwieweit sich der Bund am 
weiteren Ausbau der Lud wig-Landmann-Straße in 
Frankfurt/Main beteiligen wird, kann erst beurteilt 
werden, wenn die notwendigen Planunterlagen und 
Kostenberechnungen dem Bundesminister für Ver-
kehr vorliegen. Erst dann kann mit dem Herrn Bun-
desminister der Finanzen über die finanzielle Be-
teiligung des Bundes entschieden werden. 

Anlage 23 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Wittrock vom 28. Juni 1968 auf 
die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Frau 
Freyh (Drucksache zu V/3054 Frage 118) : 

welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung entsprechend 
den kürzlich auf dem Kongreß der International Civil Airport 
Association in Frankfurt (Main) erörterten Anregungen, um auf 
die Luftfahrtindustrie einzuwirken, künftig Maschinen mit ge-
ringerem Flugzeuglärm zu entwickeln? 
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Bei den Maßnahmen, die gegen die Auswirkungen 
des Fluglärms zum Schutze der Bevölkerung ge-
troffen werden, ist die Verringerung des Lärms an 
der Lärmquelle, nämlich an den Triebwerken, vor-
rangig. 

Bei der ICAO werden gegenwärtig Möglichkeiten 
untersucht, bei der Zulassung von Luftfahrzeugen 
Lärmgrenzen miteinzubeziehen. Dabei darf ein nach 
dem Stand der Technik festgelegtes Maß für die 
Lärmimmission in bestimmten Entfernungen vom 
Luftfahrzeug nicht überschritten werden. Die Luft-
fahrtindustrie wird zukünftig bei der Herstellung 
ihrer Produkte an entsprechende Vorschriften ge-
bunden sein. 

Anlage 24 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Steinmetz vom 28. Juni 1968 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Strohmayr (Drucksache zu V/3054 Fragen 119 und 
120) : 

Wie ist der derzeitige Stand des Selbstwählferndienstes mit 
Nachbarländern der Bundesrepublik Deutschland? 

Gibt es aussichtsreiche Bemühungen der Deutschen Bundes-
post, den Selbstwählfernverkehr im Telefondienst auch auf den 
anderen Teil Deutschlands und mit östlichen oder südöstlichen 
Nachbarstaaten auszudehnen? 

Nach dem neuesten Stand werden rd. 88 %  der 
gesamten Fernsprechverbindungen von der Bundes-
republik Deutschland nach dem Ausland im Selbst-
wählferndienst hergestellt. Im einzelnen besteht der 
Selbstwählferndienst nach folgenden Ländern: 

Belgien 

Dänemark 

Frankreich 

Großbritannien 

Italien (einschließlich Vatikanstadt) 

Luxemburg 

Niederlande 

Norwegen 

Osterreich 

Schweden 

Schweiz (einschließlich Liechtenstein). 

Eine wichtige Voraussetzung für die Einführung 
des Selbstwählferndienstes ist, daß genügend Lei-
tungen zur Verfügung stehen. 1m Fernsprechverkehr 
nach dem anderen Teil Deutschlands besteht ein 
ausgesprochener Leitungsengpaß, so daß der Ver-
kehr handvermittelt und nur mit großen Warte-
zeiten abgewickelt werden kann. Die seit Jahren 
andauernden Bemühungen der Deutschen Bundes-
post um eine Leitungsvermehrung waren bislang 
ohne Erfolg. Es bleibt jedoch weiterhin das Ziel der 
Deutschen Bundespost, so bald wie möglich zusätz-
liche Leitungen zu schalten, damit eine der grund-
legenden Voraussetzungen für einen Selbstwähl-
ferndienst geschaffen werden kann. Weitere Ver-

handlungen über vermittlungstechnische Fragen 
werden dann folgen. Nach dem gegenwärtigen Stand 
ist nicht abzusehen, wann dieser Dienst nach dem 
anderen Teil Deutschlands eingeführt werden kann. 

Mit verschiedenen östlichen und südöstlichen 
Nachbarstaaten hat die Deutsche Bundespost schon 
vor Jahren Verhandlungen über die Automatisie-
rung des Fernsprechverkehrs aufgenommen. Es war 
in der Zwischenzeit bereits möglich, mit 

Jugoslawien 

Polen 

der Tschechoslowakei und 

Ungarn 

den halbautomatischen Fernsprechdienst aufzuneh-
men. Im halbautomatischen Fernsprechdienst wählt 
die Vermittlungskraft des Abgangslandes den Fern-
sprechteilnehmer im fremden Land unmittelbar an. 

Aus vermittlungstechnischen Gründen ist es im 
internationalen Fernsprechdienst üblich, daß zu-
nächst der halbautomatische und später der voll-
automatische Fernsprechdienst (Selbstwählfern-
dienst) eingeführt wird. Die Deutsche Bundespost 
ist daran interessiert und bereit, zum Selbstwähl-
ferndienst nach den vorgenannten Staaten über-
zugehen, sobald die Fernmeldeverwaltungen dieser 
Staaten ihre Zustimmung geben können. Weitere 
Verhandlungen in dieser Angelegenheit werden in 
naher Zukunft geführt werden. 

Anlage 25 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schornstein vom 28. Juni 
1968 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Strohmayr (Drucksache zu V/3054 Frage 121): 

Beabsichtigt die Bundesregierung, für die dringend notwen-
dige Reform der Baunutzungsverordnung eine Novelle vorzu-
legen? 

Der Entwurf einer Verordnung zur Änderung der 
Baunutzungsverordnung ist in meinem Hause fer-
tiggestellt worden. Er ist mit den Ländern abge-
stimmt. Auch die Bundesressorts haben ihre Zu-
stimmung erteilt. Ein abschließendes Gespräch über 
die Änderungsverordnung hat noch in der ver-
gangenen Woche stattgefunden. Ich beabsichtige, 
den Entwurf der Änderungsverordnung dem Bun-
desrat alsbald zur Zustimmung zuzuleiten. 

Anlage 26 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Heck vom 28. .Juni 1968 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Frei-
herr von Gemmingen (Drucksache zu V/3054 Frage 
122) : 

Treften Pressemeldungen in der brasilianischen Zeitung „O 
Estado del S. Paulo" vom Dezember 1967 zu, wonach der Bundes-

familienminister Bruno Heck erklärt haben soll, die CDU sei zu 
einer Koalition mit der NPD bereit? 
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Die von Ihnen erwähnte Pressemeldung ist nicht 
richtig. Richtig ist vielmehr, daß ich am 2. Dezember 
1967 in einer Rede in Dortmund wörtlich gesagt 
habe: „Es ist indiskutabel, daß wir eine Koalition 
mit der NPD eingehen würden, sollte letztere nach 
den allgemeinen Wahlen von 1969 in den Bundes-
tag einziehen". 

Anlage 27 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Heck vom 28. Juni 1968 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Westphal (Drucksache zu V/3054 Fragen 123 und 
124) : 

Was  hat  die  Bundesregierung bisher getan, um dem Ersuchen  
der Entschließung nachzukommen, die der Deutsche Bundestag 

bei der dritten Lesung des Haushaltsgesetzes 1968 am 5. April 
1968 mit Umdruck 396 zur Verbesserung der politischen Bildungs-
arbeit angenommen hat? 

Wird die Bundesregierung ein Förderungsprogramm für Ju-
gendbildungsreferenten bei den Jugendverbänden einf ü hren und 
die dafür erforderlichen Mittel im Rahmen des Bundesjugend-
planes für 1969 bereitstellen? 

Das Bundesministerium für Familie und Jugend 
stellt seit Monaten zusammen mit den übrigen 
Bundesressorts, vor allem dem Bundesministerium 
des Innern und dem Bundesministerium für gesamt-
deutsche Fragen Überlegungen darüber an, wie 
eine Verbesserung der politischen Bildungsarbeit 
rasch und wirksam verwirklicht werden kann. 
Außerdem besteht ein ständiger Kontakt mit den 
zentralen freien Trägern der politischen Bildungs-
arbeit. Sobald die Überlegungen konkrete Gestalt 
gewonnen haben, wird die Bundesregierung ab-
schließende Gespräche mit den zentralen Organi-
sationen der freien Jugendarbeit führen. 

In diesem Zusammenhang verweise ich außerdem 
auf die beiden Großen Anfragen der Fraktion der 
FDP (V/2356) sowie der Fraktionen der CDU/CSU 
und SPD (V/2380) zu Fragen der politischen Bildung. 
In ihrer Antwort, der ich nicht vorgreifen kann, 
wird die Bundesregierung über ihre Bemühungen 
zur Verbesserung der politischen Bildung umfassend 
berichten. 

Die Frage, ob ein eigenes Förderungsprogramm 
für Jugendbildungsreferenten bei den Jugendver-
bänden zweckmäßig ist, gehört zu den Problemen, 
die bei den Bemühungen um eine Verbesserung der 
politischen Bildungsarbeit behandelt werden müssen. 

Wie Sie wissen, beschäftigen bereits jetzt einige 
Jugendverbände hauptberufliche Jugendbildungs-
referenten. Die dazu erforderlichen Mittel stammen 
überwiegend aus dem Bundesjugendplan; entspre-
chende Möglichkeiten wird es auch künftig geben. 
Bevor entschieden wird, ob ein besonderes Pro-
gramm für Jugendbildungsreferenten neben den 
bisher üblichen generellen Zuwendungen an die 
Verbände zweckmäßig ist, müssen noch breitere 
Erfahrungen gesammelt werden. 

Die Bundesregierung sieht sich jedoch nicht in der 
Lage, schon für das kommende Rechnungsjahr zu-
sätzliche Mittel für ein eigenes Programm bereit-

zustellen. Abgesehen davon, daß eine abschließende 
Entscheidung noch nicht möglich ist, scheitert die 
Bereitstellung zusätzlicher Mittel für diesen Zweck 
am fehlenden finanziellen Spielraum. 

Zusätzliche Mittel könnten nur durch Umschich-
tungen innerhalb des Bundesjugendplanes gewon-
nen werden. Derartige Umschichtungen sind aber, 
solange Zeitpunkt und Inhalt der Finanzreform und 
des sie ergänzenden Verwaltungsabkommens zwi-
schen Bund und Ländern über die Abgrenzung der 
Förderungsbereiche ungewiß bleiben, nur in sehr 
beschränktem Maße möglich. 

Anlage 28 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Freiherr von 
und zu Guttenberg vom 28. Juni 1968 auf die Münd-
lichen Anfragen des Abgeordneten Dr. Wuermeling 
(Drucksache Nachtrag zu V/3054 Fragen 125 und 126) : 

hat  der  im Oktober 1967 von einem Mitglied der 
CDU/CSU-Fraktionsführung angekündigte und in Nr. 12/1967 der 

„Stimme der Familie" für Dezember 1967 vorausgemeldete Emp-
fang der ehrenamtlichen Führungskräfte der Arbeitsgemeinschaft 
der deutschen Familienorganisationen beim Bundeskanzler bis 
heute noch nicht stattgefunden? 

Warum blieb meine mit Schreiben vom 9. August 1967 an den 
Bundeskanzler gerichtete Ritte um einen kurzen Empfang zur 

Erörterung der familienpolitischen Situation trotz mündlicher 
und schriftlicher Erinnerung beim Parlamentarischen Staatssekre-

tär bis heute unbeantwortet? 

Der 1967 amtierende Präsident der Arbeitsgemein-
schaft der deutschen Familienorganisationen, Herr 
Oberbürgermeister Dr. Hutter, ist im vorigen Jahr 
an den Herrn Bundeskanzler mit der Bitte um ein 
Gespäch herangetreten. Der Herr Bundeskanzler sah 
trotz seiner grundsätzlichen Bereitschaft zu einem 
solchen Gespräch zunächst wegen der Arbeitsfülle 
in den ersten Monaten der Großen Koalition keine 
Möglichkeit für eine Berücksichtigung dieses Wun-
sches. Entgegen der von Ihnen zitierten Meldung in 
Heft 12/1967 der „Stimme der Familie" war auch für 
Dezember 1967 kein Gespräch zwischen dem Herrn 
Bundeskanzler und Vertretern der Familienorgani-
sationen vereinbart. 

Ich stehe mit Herrn Oberbürgermeister Dr. Hutter 
wegen eines solchen Gesprächs in Verbindung. Ich 
habe ihm dargelegt, daß nach meiner Ansicht die be-
absichtigte Unterredung erst dann stattfinden sollte, 
wenn die Überlegungen zu den interessierenden 
Fragen ein Stadium erreicht haben, in dem sie als 
konkrete Grundlage für den erfolgreichen Verlauf 
des Gesprächs dienen können. Zur Zeit dauern die 
entsprechenden Beratungen des Finanzkabinetts noch 
an. Mit der Festlegung eines Gesprächs sollte m. E. 
gewartet werden, bis die Beratungen des Finanz-
kabinetts einen Gesamtüberblick erlauben. 

Der Herr Bundeskanzler beabsichtigte, über diesen 
Komplex mit Ihnen während des Empfangs am 
19. Juni 1968 zu sprechen, zu dem Sie eingeladen 
waren. Diese Absicht scheiterte jedoch daran, daß 
Sie verhindert waren, an dem Empfang teilzuneh-
men. 
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Anlage 29 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Gumbel vom 28. Juni 1968 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Collet 
(Drucksache Nachtrag zu V/3054 Fragen 130, 131 
und 132): 

Trifft es zu, daß auch heule noch Studenten, die einmal an 
weiterführenden Schulen (höheren Schulen, Mittelschulen) Unter-

richt in „Politischer Gemeinschaftskunde" (Sozialkunde) erteilen 
wollen, zwei andere Fächer studieren müssen, weil es auch für 
zukünftige Pädagogen noch immer keinen l.ehrstutil für Politische 
Gemeinschaftskunde an den deutschen Universitäten gibt? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Bildungsrat und im Rah-
men ihrer sonstigen Möglichkeiten auf die  Einrichtung solcher 
Lehrstühle hinzuwirken? 

W elches Studium empfiehlt die Bundesregierung den Abiturien-
ten, die „Politische Gemeinschaftskunde" als eines ihrer späteren 
Unterrichtsfächer wählen wollen? 

Lehrstühle für politische Wissenschaften bzw. für 
Wissenschaft von der Politik oder für Politik gibt es 
in der Bundesrepublik an nahezu allen Universitäten 
und Technischen Hechschulen, insbesondere in den 
Fakultäten, in denen künftige Gymnasial- und Real-
schullehrer ihre wissenschaftlichen Studien absol-
vieren. 

Die im einzelnen unterschiedlichen Prüfungsord-
nungen der Länder verlangen jedoch generell zur 
Erteilung der Lehrbefähigung an den Gymnasien 
und Realschulen ein abgeschlossenes wissenschaft-
liches Studium in mindestens zwei Fächern. Diese 
grundsätzliche Regelung berücksichtigt wohlerwo-
gene pädagogische und schulorganisatorische Be-
lange, von denen abzuweichen auch im Falle der 
politischen Wissenschaft bzw. der Sozialkunde 
sicherlich nicht ratsam ist. 

Die Kultusminister der Länder sind seit Jahren 
bemüht, alle wissenschaftlichen Hochschulen aus-
reichend mit Lehrstühlen für politische Wissenschaf-
ten auszustatten. Hierzu bedarf es keiner Initiative 
der Bundesregierung. 

Nach der Saarbrücker Rahmenvereinbarung vom 
29. 9. 1960 zur Ordnung des Unterrichts auf -der 
Oberstufe -der Gymnasien und den Rahmenricht-
linien vom 5. 7. 1962 für die Gemeinschaftskunde in 
den Klassen 12 und 13 der Gymnasien soll dieser 
Unterricht insbesondere Geschichte, Geographie und 
Sozialkunde umfassen. Zur Erteilung des Unter-
richts in der Gemeinschaftskunde empfiehlt sich 
daher das Studium dieser Fächer. 

Anlage 30 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Grund vom 27. Juni 1968 auf 
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Mick 
(Drucksache Nachtrag zu V/3054 Frage 133) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, daraut hinzuwirken, daß mit 
der Zunahme des Reiseverkehrs zwischen der CSSR und 
Bundesrepublik Deutschland die Grenzübergangsstellen (hier 
Schirnding) in einen Zustand versetzt werden, die den Ansprü-
chen eines größeren Grenzverkehrs (u. a. Einrichtung sanitärer 
Einrichtungen, die es deutschen Grenzbeamten in Zukunft er

-

sparen, Grenzgänger auf die CSSR-Seite zu verweisen, wenn sie 
sanitäre Einrichtungen in Anspruch nehmen müssen) genügen? 

Die Zollverwaltung bemüht sich, an allen Grenz-
übergangsstellen, die Größe und Ausstattung der 
Amtsplätze dem tatsächlichen oder zu erwartenden 
Verkehrsumfang anzupassen. Das schließt nicht aus, 
daß die Anlagen bei Stoßbetrieb oder unvorher-
sehbarem Verkehrsanstieg einmal nicht ausreichen. 

Die Abfertigungsanlagen beim Zollamt Schirn-
ding-Landstraße wurden bei der Wiedereröffnung 
im Jahre 1956 im wesentlichen in dem Zustand be-
lassen, in dem sie sich im Jahre 1948 befanden. Bis 
Mitte 1964 genügten die Anlagen vollauf, weil sich 
der Verkehr nur sehr zögernd entwickelte. Im Jahre 
1964 stieg er dagegen sprunghaft an, und zwar von 
12 744 im Jahre 1963 auf 98 000 Reisende im Jahre 
1964. Der dadurch notwendig gewordene Umbau 
der Diensträume und der Ausbau des Abstellplatzes 
für 24 Lastkraftwagen war im Jahre 1967 abgeschlos-
sen. Ein weiterer Ausbau ist geplant, hängt aber 
vom Abbruch der Dienstbaracke der Bayerischen 
Grenzpolizei ab, für die ein neues Dienstgebäude 
geplant ist. 

Im Rahmen der Baumaßnahmen wurden 1966 
zwei Toiletten und im Frühjahr 1968 weitere zwei 
Toiletten im Zollamtsgebäude geschaffen. Seit Mai 
d. J. stehen drei Toiletten mit Waschgelegenheit für 
z. Z. bis zu 400 Reisende werktäglich zur Verfügung. 
An Feiertagen und an Wochenenden steigt die Zahl 
der Reisenden erheblich an. So wurden in der Zeit 
vom 15.-17. Juni 1968 insgesamt 1850 Fahrzeuge 
mit etwa 5300 Reisenden gezählt. Aber auch an den 
Tagen mit größerem Verkehr brauchten die Benut-
zer der Toiletten nicht über Gebühr zu warten. Mir 
ist nicht bekannt, daß man Reisende auf die Toilet-
tenanlagen des tschechischen Zollamts Mühlbach 
hätte verweisen müssen. 

In dem neu zu errichtenden Dienstgebäude der 
bayerischen Grenzpolizei werden voraussichtlich 
weitere Toiletten für Reisende eingeplant. Es ist 
deshalb anzunehmen, daß die Anlagen auch bei 
einer weiteren Zunahme des grenzüberschreitenden 
Verkehrs ausreichen werden. 

Anlage 31 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Adorno vom 
28. Juni 1968 auf die Mündliche Anfrage des Ab-
geordneten Dröscher (Drucksache Nachtrag zu V/3054 
Frage 137) : 

Gibt es eine Anweisung oder Empfehlung des Bundesverteidi-
gungsministeriums, wonach die zivilen Bediensteten im Rang 
hoher stehende Beamte oder Soldaten im Dienstgrad anreden 
sollen und Zuwiderhandelnde namentlich der Wehrbereichsver-
waltung zu melden sind? 

Es existiert keine Anweisung oder Empfehlung 
des Bundesverteidigungsministeriums, wonach Zi-
vilbedienstete ranghöhere Soldaten oder Beamte 
mit ihrer Dienstgradbezeichnung bzw. Amtsbezeich-
nung anreden sollen und Zuwiderhandelnde na- 
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mentlich den Wehrbereichsverwaltungen zu melden 
sind. 

Es besteht keinerlei Rechtspflicht für Beamte und 
Arbeitnehmer, ranghöhere Beamte oder Soldaten 
mit der Amts- bzw. Dienstgradbezeichnung anzure-
den. Beamte haben auch keinen Anspruch darauf,  
zu verlangen, mit ihrer Amtsbezeichnung angespro-
chen zu werden. 

Es ist möglich, daß im nachgeordneten Bereich von 
zivilen oder militärischen Dienststellenleitern Emp-
fehlungen der eingangs erwähnten Art herausge-
geben worden sind. Ob das der Fall ist und ob 
solche Empfehlungen mit der Rechtslage überein-
stimmen, wird gegenwärtig überprüft. 

Nach Abschluß der Überprüfung werde ich Ihnen 
eine umfassende und abschließende Auskunft geben. 

Anlage 32  

Schriftliche Antwort  

des Staatssekretärs Wittrock vom 28. Juni 1968 auf 
die Mündlichen Anfragen der Abgeordneten Frau  
Funcke (Drucksache Nachtrag zu V/3054 Fragen 
138 und 139) : 

Warum wird am Westhofener Kreuz für Autobahnbenutzer aus 
Richtung Hamm und  Dortmund  die Zufahrt nach hagen über die 

 Sauerlandlinie — Abfahrt Hagen (Mitte) nicht angezeigt, ob-
wohl von dort aus ein neugebauter vierspuriger Zubringer am 
verkehrsgünstigsten unmittelbar in die Innenstadt von hagen 
führt, während man von den angezeigten Abfahrten Hagen-Nord 
und Hagen-West aus über engere und verkehrsreiche Straßen die 

 Inneustadt sehr viel ungünstiger erreicht?  

Ist  die  Bundesregierung bereit, die Beschilderung auf der Bun-
desautobahn und der B 54 am Westhofener Kreuz und zum 

Westhofener Kreuz so zu ergänzen, daß Fahrer mit dem Zielort 
Hagen  über die Sauerlandlinie geleitet werden, uni ihnen Zeit 
und Mühe zu ersparen und um zugleich den innerstädtischen 
Verkehr in Hagen zu entlasten? 

Die Wegweisung im Autobahnkreuz Westhofen 
 ist im Einvernehmen mit der Auftragsverwaltung 

des Landes Nordrhein-Westfalen festgelegt. Danach 
sollte der aus Richtung Kamen kommende Verkehr 
nach Hagen nicht im Autobahnkreuz auf die Sauer-
landlinie abgelenkt, sondern wie bisher über die 
Anschlußstelle Hagen-Nord bzw. Hagen-West ge-
leitet werden. Im Januar 1968 wurde der Minister 
für Wohnungsbau und öffentliche Arbeiten des 
Landes Nordrhein-Westfalen gebeten, zu dem Vor-
schlag des Hagener-Verkehrsvereins, den gesamten 
Verkehr nach Hagen aus nördlicher Richtung über 
die Anschlußstelle Hagen-Mitte zu leiten, Stellung 
zu nehmen. Die Antwort steht trotz mehrfacher Er-
innerung noch aus. 

Die Wegweisung auf den Bundesfernstraßen er-
folgt einheitlich nach den dafür geltenden Richt-
linien und wird jeweils im Einzelfall gemeinsam 
mit der Auftragsverwaltung des Landes festgelegt, 
die wiederum die örtlich zuständigen Verkehrsbe-
hörden dazu hört. Wenn das Land Nordrhein-West-
falen in der angeforderten Stellungnahme die Ver-
kehrsführung nach Hagen über die Sauerlandlinie 
und die Anschlußstelle Hagen-Mitte befürwortet, 
wird die Wegweisung im Autobahnkreuz Westhofen 
entsprechend geändert werden. 

Anlage 33  

Schriftliche Antwort  

des Staatssekretärs Wittrock vom 28. Juni 1968 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Josten  
(Drucksache Nachtrag zu V/3054 Fragen 140 und 141) :  

Wie beurteilt die Bundesregierung den Wunsch der Bevölke-
rung von Bad Niederbreisig, daß durch den Bau einer vier-
spurigen Hochstraße an der Bergseite der Durchgangsverkehr 
der B 9 zukünftig geregelt werden soll? 

Ist die  Bundesregierung bereit, den obigen Wunsch, welcher in 
einer Bürgerversammlung am 21. Juni 1968 in Bad Niederbreisig 
einstimmig gefaßt wurde, sorgfältig zu überprüfen mit dein Ziel, 

eine Lösung wie in Andernach oder Sinzig zu finden? 

Der Bundesminister für Verkehr ist darüber unter-
richtet und damit einverstanden, daß die Auftrags-
verwaltung des Landes Rheinland-Pfalz eine berg-
seitige Entlastungsstraße zur B 9, zur Verbesserung 
der Verkehrsverhältnisse in Bad Niederbreisig, 

 untersucht. Über die technische Gestaltung dieser 
Straße kann erst Näheres gesagt werden, wenn das 
Ergebnis der Planungsuntersuchung vorliegt. 

Anlage 34  

Schriftliche Antwort  

des Staatssekretärs Wittrock vom 28. Juni 1968 auf 
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Dröscher 

 (Drucksache Nachtrag zu V/3054 Frage 142) : 

Inwieweit sind die Klagen der Caravan-Besitzer berechtigt, daß 
in Deutschland Pkws mit Wohnwagen schlechtere Verkehrsbe-
dingungen infolge der auf den Bundesautobahnen bestehenden 

Überholverbote hätten als in anderen europäischen Ländern? 

Derartige Klagen sind nicht berechtigt. Die Bun-
desrepublik Deutschland ist das mit Abstand ver-
kehrsreichste Land Europas. Es ist deshalb nahe-
liegend, daß bei uns im Interesse der Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs einschneidendere Maß-
nahmen erforderlich sind als in anderen europä-
ischen Ländern. Auch Überholverbote dienen der 
Sicherheit der Verkehrsteilnehmer, also auch der 
Sicherheit der von Ihnen genannten Teilnehmer am 
Straßenverkehr. 

Anlage 35  

Schriftliche Antwort  

des Staatssekretärs Wittrock vom 28. Juni 1968 auf 
die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Frau  
Frey (Drucksache Nachtrag zu V/3054 Frage 143): 

Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, um die Finan-
zierung der  Flughafenbahn zwischen dem Rhein-Main-Flughafen 
und dem Schienennetz der Deutschen Bundesbahn rechtzeitig bis 
zu dem in der Schriftlichen Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 10. Mai  1968 genannten Baubeginn sicherzustellen? 

Die Bundesregierung hat bereits die erforderlichen 
Schritte getan und wird dies weiter tun. Voraus-
setzung für die Klärung der Finanzierung ist zu-
nächst die Festlegung des Gesamtumfangs des Flug-
hafenbahnprojektes. Die hierfür eingesetzte Arbeits-
gruppe hat bereits konstruktive Lösungen erarbeitet. 
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Im übrigen besteht  im Augenblick kein Anlaß, an-
zunehmen, daß der vorgesehene Baubeginn 1969 
wegen der noch offenen Finanzierungsfragen nicht 
eingehalten werden könnte. 

Anlage 36 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schornstein vom 28. Juni 
1968 auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordne

-

ten Mick (Drucksache Nachtrag zu V/3054 Fragen 

144 und 145) : 
Trifft es Zu, wie in einer Sendung des Ersten Deutschen Fern-

sehens in der Diskussion um den sowjetzonalen Fernsehfilm 
„Irrlicht und Feuer" von Herrn Gaus kommentiert wurde, daß 
die geschlossene Zeche Langenbrahm mit ihren ehemaligen Berg-
arbeiterwohnungsbeständen heute Geschäfte macht, deren Volu-
men und deren Gewinn erheblich über dem liegt, den die Zeche 
machte, als sie noch förderte? 

Ist nach der Stillegungsprämie, die die Zeche Langenbrahm er-
halten hat, eine Wohnungspreispolitik, wie sie jetzt angeblich 

von der Wohnungsverwaltung dieser stillgelegten Zeche betrie

-

ben wird, gerechtfertigt? 

Die angesprochene Angelegenheit ist mir aus 
Pressemeldungen bekannt. 

Die ehemalige Langenbrahm-Steinkohlenbergbau 
A. G. in Essen ist mit Wirkung vom 31. März 1966 
stillgelegt und firmiert seitdem unter der Firma 
Langenbrahm A. G. Essen. Bei der Stillegung hat 
das Unternehmen die ihm gesetzlich zustehende 
Stillegungsprämie ohne Verwendungsauflagen oder 
Verwendungsnachweis erhalten. Das über 100 Jahre 
alte Unternehmen verfügt über einen erheblichen 
Grundbesitz und über rund 2100 Wohnungen. Nach 
der Stillegung betätigt sich das Unternehmen als 
Grundstücksverwertungs- bzw. Wohnungsverwal-
tungsgesellschaft. Es verfügt über einen verhältnis-
mäßig hohen Grundstücks- und Wohnungsbestand. 
Die in der Presse diskutierten hohen Gewinne stam-
men aus dem Verkauf der bisher unbebauten Grund-
stücke; sind zum Teil möglicherweise auch auf 
Mieterhöhungen bei dem alten oder freifinanzierten 
Wohnungsbestand zurückzuführen.. Genaueres war 
hierüber In der Kürze der Zeit noch nicht festzu-
stellen. Jedenfalls dürfen bei Wohnungen, die mit 
öffentlichen Mitteln oder Kohleabgabemitteln ge-
fördert worden sind, Mieterhöhungen nicht erfolgen. 

Beschwerden über unzulässige Mieterhöhungen 
sind bisher weder dem Bauministerium in Düssel-
dorf noch der Bundestreuhandstelle in Düsseldorf 
bekanntgeworden. 

Anlage 37 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Frau Strobel vom 28. Juni 1968 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Picard (Drucksache Nachtrag zu V/3054 Frage 148) : 

Sieht  die Bundesregierung die Notwendigkeit und die Möglich-
keit, durch uistfassende Information dazu beizutragen daß die 
Notlage der psychiatrischen - insbesondere der jugendps y

-chratrischen - Einrichtungen in der Bundesrepublik Deutschland 
ins der Bevölkerung gerückt wird ri nd damit durch 
des Gewicht der öffentlichen Meinung eine nachhaltige Besserung 
erreicht werden kann? 

Die Bundesregierung sieht die Notwendigkeit 
einer intensiven Aufklärung der Bevölkerung über 
alle Fragen, die mit psychisch Kranken zusammen-
hängen, wobei unter psychisch Kranken nicht nur 
die Psychosen im engeren Sinn (Schizophrenie und 
manisch-depressives Irrsein), sondern auch Psy-
chosen während der Schwangerschaft, im Klimak-
terium und im Alter sowie Psychoneurosen, Cha-
rakterstörungen und psychosomatische Störungen 
verschiedener Formen zu verstehen sind. 

Psychisch Kranke werden immer noch von Teilen 
der Bevölkerung abgelehnt und ignoriert, die damit 
zusammenhängenden Probleme verdrängt. Dies gilt 
auch für geistig und seelisch kranke Jugendliche. 

Nach Meinung der Bundesregierung muß die 
Gesellschaft lernen, nicht nur mit den psychisch 
Kranken zu leben, sondern auch die Verantwortung, 
die sie gegenüber ihren psychisch Kranken trägt, zu 
übernehmen und ihr gerecht zu werden. Um diese 
Aufgaben besser ins Bewußtsein der Bevölkerung 
zu rücken, gehören hierzu die Unterrichtung über 
das Wesen psychischer Krankheit, über die mo-
dernen Behandlungsmöglichkeiten, die Behandlungs-
dauer und die Heilungsaussichten. 

Durch erhebliche Fortschritte in der Rehabilitation 
psychisch Kranker können psychisch Kranke vor 
einer - manchmal das ganze Leben andauernden --
Anstaltsunterbringung und vor der überaus häu-
figen Frühinvalidität oder auch Kriminalität be-
wahrt werden. Es ist möglich, durch intensive psych-
iatrische Behandlung in Verbindung mit frühein-
setzenden, gezielten Rehabilitationsmaßnahmen und 
nach fürsorgerischen Gesichtspunkten ausgerichteter 
Nachsorge die Kranken oft schon nach 3monatigem 
stationären Aufenthalt zu resozialisieren, d. h. nicht 
nur in ihre Familie, sondern auch in Beruf und 
Gesellschaft wiedereinzugliedern. 

Die Angehörigen, die Mitarbeiter am Arbeitsplatz 
und die Umwelt müssen erkennen und akzeptieren, 
daß der psychisch Kranke genauso ein Kranker mit 
Aussicht auf Genesung wie jeder andere Kranke 
und auch nicht anders zu werten ist. 

Dabei geht es darum, das überkommene Tabu von 
den psychisch kranken oder psychisch krank gewe-
senen Menschen zu nehmen, sie in ihrer Persönlich-
heit anzuerkennen und zu würdigen. Nur aus einer 
solchen veränderten Einstellung gegenüber diesen 
Menschen läßt sich ihre Rehabilitation im Sinne einer 
Wiedereingliederung in das Gesellschafts- und 
Erwerbsleben verwirklichen. Hier muß sich die Auf-
klärung über die Familie und die Ärzteschaft hinaus 
an die breite Öffentlichkeit wenden. 

Es ist das Bestreben der Bundesregierung, durch 
intensive Aufklärungsarbeit u. a. durch die Einschal-
tung der Bundeszentrale für gesundheitliche Auf-
klärung die Bevölkerung darüber zu unterrichten. 
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Anlage 38 

Schriftliche Antwort 

des Bundeministers Frau Strobel vom 28. Juni 1968 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Picard 
(Drucksache Nachtrag zu V/3054 Frage 149) : 

Welche Zahlen liegen der Bundesregierung über den Mangel 
an Plätzen in psychiatrischen Einrichtungen und die fehlenden 
Ärzte, Schwestern, Pfleger und weiteres Personal vor? 

Wie von dem Aktionsausschuß zur Verbesserung 
der Hilfe für psychisch Kranke beim Deutschen Ver-
ein für öffentliche und private Fürsorge 1966 mit-
geteilt wurde, gab es in der Bundesrepublik Deutsch-
land 1964/65 in 59 psychiatrischen Landeskranken-
häusern 92 000 und in den Universitätskliniken - 
je nach Belegung mit neurologischen Kranken - 
1500 bis 2000 psychiatrische Betten. 1965 standen in 
der Bundesrepublik Deutschland 1,8 psychiatrische 
Betten auf 1000 Einwohner zur Verfügung, während 
für die anderen medizinischen Disziplinen die Ver-
hältniszahl 7,3 auf 1000 Einwohner beträgt. Im inter-
nationalen Vergleich verfügten die USA über 4,5, 
Schweden über 4,2 und England, Wales und die 
Schweiz über 3,5 psychiatrische Betten auf 1000 Ein-
wohner. 

Eine Umfrage bei den Bundesländern 1966 ergab 
einen Bestand an jugendpsychiatrischen Betten von 
5901, dem ein Bedarf von mindestens 7000 gegen-
überstand. 

In den 59 Landeskrankenhäusern hat es 1965 etwa 
700 Arztstellen gegeben, von denen 1 1'5 unbesetzt 
gewesen sind. Rechnet man Leitende Ärzte, Leiter 
von Spezialabteilungen (z. B. Röntgenabteilung, Ab-

teilung für Enzephalographie und Laboratorien) so-
wie Krankheits- und Urlaubsvertretungen ab, so 
kommen auf einen Arzt etwa 200 his 300 Patienten. 

Im Bereich des Landschaftsverbandes Rheinland 
sind von 6 psychiatrischen Landeskrankenhäusern 
nur 3 personell ausreichend besetzt. Insgesamt 
fehlen hier z. Z. 27 Ärzte und 260 Schwestern und 
Pfleger. 

Die Weltgesundheitsorganisation hat für psychia-
trische Krankenhäuser, die keine Forschungsaufgaben 
zu erfüllen haben, auf je 30 Patienten einen Arzt 
vorgeschlagen. Der Wissenschaftsrat hat für Uni-
versitätskliniken für je 10 Kranke eine Arztstelle 
empfohlen, „weil die psychiatrische Forschung und 
Therapie besonders personell-intensiv ist." 

Um Auskunft über den gegenwärtigen Stand der 
psychiatrischen Versorgung der Bevölkerung in der 
Bundesrepublik Deutschland zu erhalten, wird seit 
1967 auf Veranlassung des Bundesministeriums für 
Gesundheitswesen durch den schon genannten 
Aktionsausschuß zur Verbesserung der Hilfe für 
psychisch Kranke beim Deutschen Verein für öffent-
liche und private Fürsorge ein Forschungsvorhaben 
durchgeführt, von dem eingehende Hinweise über 
die Größe und Struktur ambulanter und stationärer 
psychiatrischer Einrichtungen erwartet werden kön-
nen. Diese Erhebungen, die als Loseblattsammlung 
im Deutschen Verein für öffentliche und private 
Fürsorge erscheinen werden, sollen durch Unter-
suchungen über das Problem der in der Bevölkerung 
gegenüber psychisch Kranken, Krankheiten und 
Institutionen vorhandenen Vorbehalte ergänzt 
werden. 
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